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Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
Genehmigungsbescheid Nr. 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Antrag der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG vom 10.03.2025 (Eingang: 14.03.2025), zuletzt erganzt
am 23.06.2026, auf Erteilung einer Genehmigung nach 8§ 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb von
drei Windenergieanlagen am Standort 14959 Trebbin, Gemarkung Christinendorf (Windpark Ludersdorf
Trebbin 1)

Sehr geehrter Herr Roger,

auf den zuvor genannten Antrag ergeht nach der Durchfihrung des immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens folgende

L. Entscheidung

1. Der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG (im Folgenden: Antragstellerin), ParkstralRe 1in14469
Potsdam wird die

Genehmigung

erteilt, drei Windenergieanlagen (WEA01-03) des Typs Nordex N175-6,8 MW mit einer Nabenhdhe
von 179 m auf dem Grundsttick

in 14959 Trebbin
Gemarkung Christinendorf,
Flur 3, Flursticke 47, 48, 20, 34

Besucheranschrift OPNV-Haltestellen Internet
™, r Von-Schén-StralRe 7 Bus9 | 25 https://Ifu.brandenburg.de
| 03050 Cottbus Cottbus, Vom-Stein-Str.
Zertifikat seit 2021
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in dem unter Il. und Ill. dieser Entscheidung beschriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter
IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten und zu betreiben.

2. Die Genehmigung umfasst nach 8 13 BImSchG insbesondere folgende Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach & 72 Abs. 1 Satz 1 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit
Zulassung von Abweichungen gemal} & 67 BbgBO i. V. m. 8 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Ab-
standsflachen),

- die Waldumwandlungsgenehmigung nach 8 8 Abs. 1 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg
(LWaldG) im unter 1.2, ndher beschriebenen Umfang,

- die denkmalrechtliche Erlaubnis zur Veranderung von Bodenmerkmalen nach § 9 des Gesetzes
Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG).

3. Die Zustimmung gemal} § 14 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) wird erteilt.
4, Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
5. Fur diese Entscheidung werden eine Verwaltungsgebuhr sowie Auslagen in Hohe von insgesamt

festgesetzt.

Abzuglich des bereits gezahlten Vorschusses in Héhe von |l e gibt sich ein noch zu zah-
lender Betrag in Hohe von

Der Betrag wird einen Monat nach Bekanntgabe dieses Bescheides fallig und ist zur Vermeidung von
Mahngebuhren und Saumniszuschlagen spatestens innerhalb von 3 Tagen nach dem Falligkeitstag
auf das Konto der Landeshauptkasse Brandenburg zu Uberweisen.

Kontoinhaber: Landeshauptkasse Brandenburg

IBAN: DE34 3005 000071104018 12
BIC-Swift: WELADEDDXXX
Bank: Landesbank Hessen Thuringen (Helaba)

Bitte geben Sie unbedingt folgenden Verwendungszweck an: 2610500054173

Nur mit dieser Angabe ist eine eindeutige Zuordnung lhrer Einzahlung méglich.
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Il. Angaben zum beantragten Vorhaben

1. Gegenstand des Antrags
Die Antragstellerin beabsichtigt, in 14959 Trebbin 3 Windenergieanlagen (WEA) vom Typ Nordex N175-6,8
MW zu errichten und zu betreiben.

Die WEA haben folgende technische Parameter:

Typ: Nordex N175-6,8 MW
Nabenhdhe: 179 m
Rotordurchmesser: 175m

Leistung: 6,8 MW

mittl. Schallleistungspegel LWA: 106,9 dB(A) Mode 0
Eiserkennung: Standard-Sensorik

Die Genehmigung umfasst dabei folgende Anlagenstandorte (Tabelle 1 und Tabelle 2):

Tabelle 1: Standorte der Windkraftanlogen

. Koordinaten (ETRS 89)
WEA-Nr. Gemarkung Flur Flurstiick
Ostwert Nordwert
Christinendorf | 3 47,48 384.931 5.786.114
2 Christinendorf | 3 20 384.657 5.786.497
3 Christinendorf |3 34 384.212 5.786.649
Tabelle 2: Geographische Koordinaten im Bezugssystem WGS 84
Nr. | Geografische Koordinaten im Bezugssystem WGS 84 Anlagen- | WKA in | Ge- Ge- Gem. | Flur | Flur-
typ m lande in | samt- stuck
NORDEX UGND mNN héhe in
N175-6.8 m NN*
MW
N E NH |RD
01 52 ° 12 ' 4837 " 13 ° 18 ' 56.77 "1179 | 175 | 267,00 |39,00 306,00 |Chd |3 48,47
02 52 ° 13 ' 00.56 " 13 ° 18 ' 41.87 "1179 | 175 | 267,00 | 38,00 305,00 |Chd |3 20
03 52 ° 13 ' 05.14 " 13 ° 18 ' 18.24 "1179 | 175 | 267,00 | 38,00 305,00 |Chd |3 34

* Gelandehohe enthalt keine Fundamenttoleranz It. Datenblatt zum Luftfahrthindernis vom 04.06.2025, ELIA Marz 2025

2. Gegenstand der eingeschlossenen Waldumwandlungsgenehmigung

Nach § 8 Abs. 1 LWaldG wird die Nutzungsart von Waldflachen in Stand- und Betriebsflachen fir die drei
Windkraftanlagen (WKA) durch dauerhafte und zeitweilige Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungs-
art auf den in Tabelle 3 aufgefiihrten Grundstucken zugelassen.
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Tabelle 3: Waldumwandlungsfléchen

Gemarkung Flur Flurstiick Gesamtflache (m?) Umwandlungsflache (m?)
Dauerhaft Zeitweilig
Zuwegung
Christinendorf 3 19 89.630 808
47 28.260 95 505 42
48 23.410 2.105 1.320 169
51 1.100 77 7
52 14.020 1.726 154
53 9.400 1.028 153
114 12.083 676 1.152
Gesamtsumme 2.200 7.817

Die dauerhafte Umwandlungsflache ist in beiliegender Karte, die ebenfalls Bestandteil dieses Bescheides
ist, rot und die zeitweilige Umwandlungsflache blau und orange gekennzeichnet (Anlage 4: ,Karte Waldum-
wandlungsflache”).

1l. Antragsunterlagen

Der Genehmigung liegen zwei Ordner Antragsunterlagen zugrunde.

Iv. Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB)
1. Allgemein
1.1 Der Genehmigungsbescheid oder eine Kopie des Bescheids einschlieBlich des Antrags mit den zu-

gehorigen Unterlagen sind an der Betriebsstatte oder in der zugehdérigen Verwaltung jederzeit be-
reitzuhalten und den Uberwachungsbehérden auf Verlangen vorzulegen.

1.2 Diese Genehmigung erlischt jeweils flr jede einzelne WKA, die nicht innerhalb von drei Jahren nach
Zustellung dieses Bescheides in Betrieb genommen worden ist.

1.3 Der Bauherr hat den Zeitpunkt des Baubeginns spatestens eine Woche vorher folgenden Behérden

und Stellen schriftlich mitzuteilen:

- Landesamt fur Umwelt (LfU), Referat Technischer Umweltschutz, Uberwachung Winsdorf
(LfU/T25), E-Mail an: t25®@Ifu.brandenburg.de

- Landesamt fur Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG), Abteilung Arbeits-
schutz, Regionalbereich Sud, Thiemstral3e 105 A, 03050 Cottbus (Gesch-Z.: AS1.21-31202-CT A-
2581/2023 C201000284), E-Mail an: office.sued@lavg.brandenburg.de

- Landkreis Teltow-Flaming, Bauordnungsamt, Untere Bauaufsichtsbehdrde (LK TF, uBAB), Am
NutheflieB 2, 14943 Luckenwalde (Vordruck Anlage 07, unter Angabe des Az. 63/02/01328/25),
E-Mail an: Andreas.Klaus@teltow-flaeming.de.
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1.4

1.5

1.6

2.1

Abweichend hiervon ist der Baubeginn 10 Tage vorher dem LfU, Referat
* Naturschutz in Planungs- und Genehmigungsverfahren (LfU/N1),
E-Mail: n1@lfu.brandenburg.de,
* Internationaler Artenschutz / Artenschutzvollzug (LfU/N4)
E-Mail: n4@Ifu.brandenburg.de
anzuzeigen.

Der Baubeginn und die Fertigstellung der Anlagen sind dem Bundesamt fur Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIuDBw), Infral 3, Fontainengraben 200,
53123 Bonn unter Angabe des Az. VII-0421-25-BIA mit den endguiltigen Daten: Art des Hindernisses,
Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Hohe Uber Erdoberflache und Gesamthdhe
Uber NHN anzuzeigen (E-Mail an: baiudbwtoeb@bundeswehr.org).

Die Inbetriebnahme der durch diesen Bescheid genehmigten Anlage ist 14 Tage vorher den Uber-
wachungsbehoérden,

dem Referat T25 (Technischer Umweltschutz/Uberwachung Winsdorf) des LfU und
dem LAVG, Regionalbereich Sud

schriftlich anzuzeigen.
Hinweis VI.2.1 ist zu beachten.

Im Rahmen einer erstmaligen Begehung und Revision (Abnahmeprtfung), die durch das Referat T25
unter Mitwirkung der am Genehmigungsverfahren beteiligten Behdrden erfolgt, ist nachzuweisen,
dass die (geanderte) Anlage entsprechend den genehmigten Unterlagen und den Bestimmungen
dieses Genehmigungsbescheides errichtet wurde. Der Zeitpunkt der Abnahmeprifung wird nach
erfolgter Anzeige der Inbetriebnahme gemaR Nebenbestimmung IV.1.5 dieses Bescheides durch das
Referat T25 festgelegt.

Immissionsschutz

Nach Erreichen eines stabilen Anlagenbetriebes, spatestens jedoch 12 Monate nach
Inbetriebnahme der Windenergieanlage ist auf Kosten der Betreiberin durch Messungen einer nach
§ 26 BImSchG i. V. mit 8 29b BImSchG zugelassenen Messstelle die Einhaltung des festgesetzten
Emissionswertes Lemax von 108,6 dB(A) flir den Nachtzeitraum messtechnisch nachzuweisen. Die
Messungen sind bei Windgeschwindigkeiten durchzufihren, die im Leistungsbereich der
Windenergieanlage die héchsten Gerduschemissionen hervorrufen. Die Ton- und Impulshaltigkeit
sowie das Oktavspektrum des Gerdusches sind entsprechend der TA Larm bzw. in Anlehnung an
den WKA-Gerduschimmissionserlass zu ermitteln und auszuweisen.
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2.2

2.3

24

2.5

2.6

Fur die Messungen nach NB.2.1 ist durch die beauftragte Messstelle ein Messplan mit dem LfU, Re-
ferat T25 abzustimmen. Die Messstelle ist schriftlich zu beauftragen, einen Messbericht an Anleh-
nung an die Vorschriften der TA Larm anzufertigen. Die Vorlage der Messergebnisse hat dann inner-
halb einer Frist von 12 Monaten nach Inbetriebnahme zu erfolgen. Der Messbericht ist einfach digi-
tal, vorzugsweise im pdf.-Format dem LfU, Referat T25 zu Ubergeben.

Auf Messungen nach NB.2.1 kann, in der Regel auf Antrag, verzichtet werden, sofern vor Durchfth-
rung dieser Messung ein zusammenfassender Bericht tGber eine Mehrfachvermessung fur den ge-
nehmigten Anlagentyp und den Betriebsmodus vorhanden ist und dieser die Einhaltung des in der
Prognose It. Hersteller verwendeten maximalen Schallleistungspegels nachweist. Der Bericht Uber
die Mehrfachvermessung ist dem LfU, Referat T25 innerhalb der Jahresfrist vorzulegen.

Bis zur Vorlage eines Berichtes Uber eine Typvermessung, der die Einhaltung des in der Prognose
maximalen Schallleistungspegels fir den Betriebsmodus Mode 0 nachweist, ist ein Nachtbetrieb der
Windenergieanlage unzulassig. Als Nachtzeit gilt die Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr. Sofern der
Nachweis an einer anderen Anlage erfolgt, sind mogliche Auswirkungen der Serienstreuung und
Messunsicherheit zu Lasten der Antragstellerin zu berulcksichtigen.

Die von den genehmigten WEA verursachten Schattenschlagzeiten durfen an keinem Immissionsort
zu einer Uberschreitung der Immissionsrichtwerte der WEA-Schattenwurfleitlinie des Landes Bran-
denburg fuhren. Es gilt eine astronomisch maximal zulassige Beschattungsdauer von 30 Stunden
pro Jahr und 30 Minuten pro Tag bzw. eine meteorologisch maximal zul3dssige Beschattungsdauer
von 8 Stunden pro Jahr und 30 Minuten pro Tag.

Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der WEA-Schattenwurfleitlinie muss entsprechend den An-
tragsunterlagen durch ein Schattenwurfmodul gewahrleistet werden. Das Schattenwurfmodul ist
entsprechend der antragsgegenstandlichen Schattenwurfprognose so zu konfigurieren, dass es
beim Betrieb der mit diesem Bescheid genehmigten WEA unter BerUcksichtigung der Vorbelastung
an den Immissionsorten:

0 01 - Nunsdorf, Kreuzweg 1,

[0 02 - Nunsdorf, Kreuzweg 2,

IO 03 - Nunsdorf, Dorfstralie 43A,

IO 04 - Trebbin, DorfstralRe 34A,

IO 05 - Trebbin, Dorfstral3e 30C,

IO 06 - Trebbin, Christinendorfer Allee 44,
IO 07 - Trebbin, LandstralRe 1,

IO 08 - Trebbin, Christinendorfer Allee 27,
10 09 - Trebbin, Christinendorfer Allee 22A,
IO 10 - Trebbin, Christinendorfer Allee 26,
IO 11 - Trebbin, Zur Brande 2,

IO 12 - Trebbin, DorfstralRe 13,

IO 13 - Nunsdorf, Dorfstralie 43B
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2.7

2.8

2.9

2.10

2.1

2.12

2.13

3.1

zu keiner Uberschreitung der maximal zuléssigen Beschattungsdauer nach NB IV.2.5 kommen kann.

Durch die Antragstellerin ist nachzuweisen, dass die Windenergieanlagen mit einem entsprechen-
den Schattenabschaltmodul ausgertstet wurden. Dazu ist dem LfU, Referat T25 eine entsprechende
Bescheinigung der ausflihrenden Firma bis spatestens zwei Wochen vor Inbetriebnahme der Anlage
vorzulegen.

Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer sowie die Abschaltzeiten missen vom Schattenwurf-
modul aufgezeichnet und fir mindestens 1 Jahr dokumentiert werden. Die Aufzeichnungen sind
dem LfU, Referat T25 auf Verlangen vorzulegen.

Der Einbaunachweis des Eiserkennungssystems ,Nordex Standard-Sensorik” ist dem LfU, Referat
T25 vor Inbetriebnahme der Anlagen vorzulegen.

Anlagenabschaltungen durch Eisansatz sind fur mindestens 1 Jahr zu dokumentieren. Die Nach-
weise sind dem Landesamt fur Umwelt, Referat T25 auf Verlangen vorzulegen.

An den Wegen sind Warnschilder im angemessenen Abstand zu den WEA aufzustellen, die vor der
Eisabwurfgefahr bei entsprechender Witterung warnen.

Schaltet eine Anlage wegen eines Missverhaltnisses zwischen Windgeschwindigkeit, Drehzahl, Blatt-
winkel und erzeugter Leistung ab, darf die Anlage nicht Gber die Fernwartung wieder in Betrieb ge-
nommen werden, sondern ist durch die Betreiberin oder durch einen Bevollmachtigten vorher einer
Sichtkontrolle zu unterziehen.

Zur Gewahrung der Standsicherheit anderer WKA durch Turbulenzen sind die entsprechend der Ta-
belle 3.9 unter Abschnitt 3.3.3.4 des ,Gutachtens zur Standorteignung von WEA nach DIBt 2012 fur
den Windpark Ludersdorf Trebbin III” (Bericht-Nr.: 117-SE-2025-039 Rev. 01) vom 16.01.2026 der 117-
Wind GmbH & Co. KG aufgefuhrten sektoriellen Betriebsbeschrankungen einzuhalten.

Baurecht

Der Bauaufsichtsbehoérde des Landkreises Teltow-Flaming ist vor Baubeginn eine Sicherheitsleis-

tung fur jede Windenergieanlagen in Hohe von || GG o' < cine

unbedingte und unbefristete selbstschuldnerische Bankburgschaft unter Ausschluss der Einrede
der Vorausklage gemaR den 8§ 239 Absatz 2 und 773 Absatz 1 Nummer 1 BGB gemalR § 72 Absatz 2
BbgBO zu erbringen.
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4.1

4.2

4.3

4.4

5.

Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik

Vor Errichtung der Baustelle ist dem Landesamt fUr Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesund-
heit, Abteilung Arbeitsschutz, Regionalbereich Sud der Nachweis der Einhaltung der Forderungen
der Baustellenverordnung zu erbringen.

Die Unterlagen mit den erforderlichen, bei mdglichen spateren Arbeiten an den baulichen Anlagen
zu berucksichtigenden Angaben zu Sicherheit und Gesundheitsschutz sind dem Landesamt fur Ar-
beitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit, Abteilung Arbeitsschutz, Regionalbereich Std auf
Anforderung, z. B. im Rahmen der Endabnahme, vorzulegen.

FUr die Gberwachungsbedurftigen Anlagen (z. B. Aufzugsanlagen) sind die Nachweise der notwendi-
gen Prufungen (z. B. Priifung vor Inbetriebnahme durch eine zugelassene Uberwachungsstelle) bei
der Endabnahme vorzulegen.

In den Windkraftanlagen missen, bei Anwesenheit von Personen in héher gelegenen Anlagenteilen,
geeignete Rettungs- und Abseilgerate bereitgehalten werden.

Naturschutz und Landschaftspflege

Bauzeitenregelung fiir Beseitigung von Gehdlzen

5.1

Die beantragten Gehdlzbeseitigungen sind nur innerhalb des Zeitraumes vom 01.11. eines Jahres
bis 28./29.02. des Folgejahres zulassig, nachdem diese zuvor auf Quartiere kontrolliert wurden und
ein Besatz sicher ausgeschlossen wurde. Bei Besatz mit Fledermausen sind die Héhlen mit Ein-Wege-
Reusen so zu verschlieRBen, dass ein Ausfliegen moglich ist und ein erneutes Einfliegen verhindert
wird. Die Fallung darf in dem Fall erst erfolgen, wenn nach Anbringung der Reuse mindestens eine
Nacht mit geeigneter Witterung (Lufttemperatur >= 10 °C, kein Niederschlag) vergangen ist.

Bauzeitenregelung

5.2

5.3

Bauvorbereitende MalBnahmen und alle Baumalinahmen sind ausschlielich im Zeitraum vom
11.09. eines Jahres bis 20.02. des Folgejahres zulassig. BaumaBnahmen, die vor Beginn der Brutzeit
begonnen wurden, kdnnen, sofern sie ohne Unterbrechung fortgesetzt werden, in der Brutzeit be-
endet werden. Eine mdégliche Unterbrechung der Baumalinahme darf héchstens eine Woche betra-
gen.

BaumalBnahmen kénnen in die Brutzeit hinein fortgesetzt werden, wenn auf den Bauflachen zuzig-

lich eines Puffers von 10 m eine Vergramung mit Flatterband unter folgenden MalRgaben erfolgt:

a) Die Vergramungsmallinahme muss spatestens zu Beginn der Brutzeit nach NB 5.2 bzw. bei einer
Bauunterbrechung von mehr als sieben Tagen spatestens am achten Tag eingerichtet sein und
bis zum Baubeginn funktionsfahig erhalten bleiben.

b) Das Flatterband ist in einer Hohe von mindestens 50 cm Uber dem Boden anzubringen. Dabei
ist das Band zwischen den Pfosten so zu spannen, dass es sich ohne Bodenkontakt immer frei
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bewegen kann, ggf. ist die Hohe des Bandes an die Vegetationshéhe anzupassen. Das Band ist
innerhalb der oben genannten Flache langs und quer jeweils in Bahnen mit einem Reihenab-
stand von maximal 5 Metern zu spannen.

€) Zur Gewahrleistung ihrer Funktionstichtigkeit ist die MalBnahme im Turnus von maximal sieben
Tagen zu kontrollieren. Uber die Kontrollen sind Protokolle anzufertigen, in denen auch beson-
dere Ereignisse z. B. Schaden und eingeleitete bzw. durchgefiihrte Malinahmen erfasst werden.

Baumalnahmen auf Schwarzbrachen sind wahrend der Brutzeit zulassig, wenn die flachige Acker-
bearbeitung (z. B. Eggen) spatestens ab Beginn der Brutzeit, d. h. im vorliegenden Fall spatestens ab
01.03. mindestens einmal wéchentlich durchgefihrt wird. Die Umsetzung der MaBnahme ist zu do-
kumentieren.

Senkung der Attraktivitdt von Habitaten im MastfufSbereich

5.5

Mahd- oder Mulcharbeiten zur Pflege der Mastful3bereiche (entspricht der vom Rotor Uberstriche-
nen Flache zuzlglich eines Puffers von 50 Metern) sowie der Kranstellflache sind zu unterlassen bzw.
auRerhalb des Zeitraumes vom 01.03. bis 31.10. durchzufiihren. Landwirtschaftlich genutzte Fla-
chen im raumlichen Umgriff des vorgenannt definierten MastfuRbereichs sind davon ausgenom-
men. FUr diese gilt keine Nutzungseinschrankung.

Fledermduse

5.6

5.7

Alle WEA sind im Zeitraum vom 01.04. bis 31.10. eines Jahres eine Stunde vor Sonnenuntergang bis
Sonnenaufgang unter folgenden Voraussetzungen, die zusammen vorliegen mussen, abzuschalten:
- bei Windgeschwindigkeiten in Gondelhéhe von < 6 m/sec,

- bei einer Lufttemperatur von = 10°C,

- bei einem Niederschlag von < 0,2 mm / h.

Es ist ein Fledermaus-Abschaltmodul in die Anlagensteuerung einzubinden. Das LfU, Referat N1 ist
bei einer Storung (Ausfall/Fehlfunktion) des Fledermaus-Abschaltmoduls sofort und unaufgefordert
zu informieren (per E-Mail an: n1@lfu.brandenburg.de). Es sind durch den Betreiber ebenfalls sofort
und unaufgefordert geeignete Malinahmen zu ergreifen, die zur Abstellung der Stérung erforderlich
sind. Bis die Funktionalitat des Abschaltmoduls wiederhergestellt ist, ist eine manuelle Nacht-Ab-
schaltung zu veranlassen. Die Funktionalitat des Abschaltmoduls ist regelmaRig und engmaschig zu
kontrollieren, damit ein méglicher Ausfall zeitnah bemerkt wird.

Zauneidechse

5.8

Bauvorbereitende Malinahmen und alle Baumalinahmen sind auRerhalb des Aktivitatszeitraums
von Zauneidechsen, d. h. aul3erhalb des Zeitraums vom 01.04. bis 30.09. eines Jahres durchzufiih-
ren. Bauarbeiten innerhalb dieses Zeitraums sind zulassig, wenn entsprechend der Vermeidungs-
malinahme V1.9 ein Reptilienschutzzaun vor Beginn der Aktivitatszeit (spatestens zum 31.03. eines
Jahres) errichtet, bis zum Ende der Bauaktivitaten funktionsfahig erhalten und nach Ende der Bau-
aktivitaten zurickgebaut wird. Der Zaun ist im Turnus von maximal sieben Tagen zu kontrollieren.
Uber die Kontrollen einschlieRlich des Riickbaues sind Protokolle anzufertigen, in denen auch be-
sondere Ereignisse z. B. Schaden und eingeleitete bzw. durchgefihrte MalBnahmen erfasst werden.
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Amphibien

5.9

Bauvorbereitende MaBnahmen und alle BaumaBnahmen sind aul3erhalb der Wanderungszeiten
von Amphibien, d. h. auBerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis 15.08. eines Jahres durchzufthren.
Bauarbeiten innerhalb dieses Zeitraums sind zulassig, wenn entsprechend der Vermeidungsmalf3-
nahme V1.9 Amphibienschutzzaune errichtet und bis zum Ende der Bauaktivitaten funktionsfahig
erhalten werden. Die Zaune sind im Turnus von maximal sieben Tagen zu kontrollieren. Uber die
Kontrollen sind Protokolle anzufertigen, in denen auch besondere Ereignisse z. B. Schaden und ein-
geleitete bzw. durchgefuihrte Mal3inahmen erfasst werden.

Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen

5.10

51

5.12

5.13

Die MalBnahmen M1 (Umwandlung von Intensivacker in Wildacker) des LBP ist entsprechend Mal3-
nahmenblatt M1neu im Umfang von 14.685 m2 ist in der Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flur-
stick 19 umzusetzen.

Die MaBnahme M2 (Erstaufforstung inkl. Waldrandgestaltung und Krautsaum) des LBP ist entspre-
chend Malinahmenblatt M2neu im Umfang von 3.305 m? ist in der Gemarkung Christinendorf,
Flur 3, Flurstiick 19 umzusetzen.

GemaR Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz Verwendung gebiets-
eigener Geholze bei der Pflanzung in der freien Natur vom 02.09.2019 ist bei allen Gehélzpflanzun-
gen in der freien Natur grundsatzlich Pflanzgut gebietseigner Gehélze zu verwenden, dass aus dem
- dem jeweiligen Pflanzort entsprechenden - artspezifischen Herkunftsgebiet stammt. Die Herkunft
des verwendeten Pflanzgutes ist zu belegen.

Die MalRnahmen sind spatestens 1 Jahr nach Baubeginn umzusetzen.

Nachweis der rechtlichen Sicherung

5.14

Nach erfolgter Eintragung ins Grundbuch ist dem LfU, Referat N1 der entsprechende Auszug unter
Angabe der Registriernummer des Genehmigungsverfahrens vorzuweisen. Der Nachweis ist bis spa-
testens 1 Jahr nach Erteilung der Genehmigung zu erbringen.

Zahlungen nach § 15 Abs. 6 BNatSchG (Eingriffsregelung)

5.15

Die Ersatzzahlung wird fur die

- WEAO01 in Hohe von
- WEAO02 in Hohe von
- WEAO03 in Hohe von

festgesetzt und ist an die Landeshauptkasse Potsdam zu entrichten:
Kontoinhaber: Landeshauptkasse Potsdam
Kreditinstitut: Landesbank Hessen-Thuringen (Helaba)
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5.16

IBAN: DE34 3005 0000 71104018 12

BIC:

WELADEDDXXX

Vor Zahlung ist beim LfU, Referat N4 fir jeden Zahlungsposten ein Kassenzeichen tUber die Funkti-
onsmailadresse: ez@Ifu.brandenburg.de einzuholen. Bei der Zahlung sind Kassenzeichen, Bezeich-
nung des Vorhabens sowie Aktenzeichen und Datum der Genehmigung anzugeben.

Die Ersatzzahlung ist fur jede WEA einen Monat vor deren Baubeginn fallig. Der Baubeginn ist dem
LfU, Referat N4 schriftlich anzuzeigen (NB 1V.1.3). Nach fruchtlosem Ablauf der Zahlungsfrist erfolgt
die Beitreibung der Ersatzzahlung im Wege der Zwangsvollstreckung.

Berichte und Anzeigen

5.17

Folgende Berichte sind dem LfU, Referat N1 (per E-Mail an: n1®@lfu.brandenburg.de ) zur Prufung
vorzulegen:

a.

Sofern nach NB 5.2 in die Brutzeit hineingebaut wird, ist dies zu dokumentieren und auf Verlan-
gen sowie spatestens zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzulegen.
Die Aufstellung der Flatterbander nach NB 5.3 ist zu dokumentieren (u. a. kartografische Dar-
stellung mit Ausweisung der abgesperrten Flachen, Fotos) und innerhalb von 3 Tagen nach Auf-
stellung vorzulegen. Die Protokolle nach NB 5.3 sind jederzeit auf Verlangen sowie spatestens
zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzulegen.
Die Anlage der Schwarzbrache nach NB 5.4 ist zu dokumentieren (u. a. kartografische Darstel-
lung der bearbeiteten Flachen, Fotos) und innerhalb von 3 Tagen nach Umsetzung vorzulegen.
Die Protokolle nach NB 5.4 sind jederzeit auf Verlangen sowie spatestens zum Zeitpunkt der In-
betriebnahme vorzulegen.
In Bezug auf MastfuRgestaltung gemald NB 5.5 gilt: Bis zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres
ist jahrlich mitzuteilen, ob und wenn ja wann Mahd- oder Mulcharbeiten zur Pflege der Mastful3-
bereiche stattgefunden haben.
Der Nachweis Uber die Einbindung des Fledermaus-Abschaltmoduls in die Anlagensteuerung
(z. B. in Form einer Ausfuhrungsbestatigung/ Fachunternehmererklarung) ist spatestens zwei
Wochen vor der Inbetriebnahme vorzulegen, wenn diese innerhalb des Fledermaus-Abschalt-
zeitraums (01.04. bis 31.10. eines Jahres) vorgenommen wird. Wenn die Inbetriebnahme auRer-
halb des Fledermaus-Abschaltzeitraums erfolgt, ist der Nachweis bis zum 15.03. des Jahres mit
erstmaligem Betrieb vorzulegen.
Die Fledermausabschaltzeiten nach NB 5.6 sind, ebenso wie die zugrundeliegenden Parameter,
anlagenbezogen zu dokumentieren. Die Dokumentation ist je WEA (Standortbezeichnung ent-
sprechend Zulassungsverfahren) bis 31. Dezember des jeweiligen Jahres unaufgefordert unter
Bezugnahme auf die Registriernummer des Genehmigungsbescheides vorzulegen. Die Proto-
kolle sind fUr den festgelegten Abschaltzeitraum unter Angabe folgender Parameter als vollstan-
diges Laufzeitprotokoll (10-Minuten-Datensatz) im CSV-Format (*.csv) oder Excel-Format (*.xIsx)
vorzulegen:
- Datum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung, Temperatur, ggf. Nieder-
schlag (sofern niederschlagabhangig abgeschaltet wird),
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- Alle Werte/Daten sind jeweils in getrennten Spalten darzustellen (auch Datum und Uhrzeit);
erforderliche Formate: Datum TT:MM:JJJJ; Uhrzeit hh:mm:ss, beginnend mit 00:00:00 nach
Mitteleuropaischer Sommerzeit (oder unter Angabe der Zeitverschiebung).

Eine zusammenfassende Bewertung zur Einhaltung der Vorgaben des Genehmigungsbe-
scheides ist als Bericht beizufigen, in dem auch eventuell eingetretene Abweichungen er-
l[autert und die Ursachen hierflir dargelegt werden.

g. Die Errichtung der Reptilienschutzzaune nach NB 0 ist zu dokumentieren (u. a. kartografische
Darstellung, Fotos) und bis spatestens zum 31.03. des Baujahres vorzulegen. Die Protokolle nach
NB 0 sind jederzeit auf Verlangen sowie spatestens zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme vorzule-
gen.

h. Sofern nach NB 5.9 Amphibienschutzzaune zu errichten sind, ist dies zu dokumentieren (u. a.
kartografische Darstellung, Fotos) und bis spatestens zum 01.03. des Baujahres vorzulegen. Die
Protokolle nach NB 5.9 sind jederzeit auf Verlangen sowie spatestens zum Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme vorzulegen.

i. Die Umsetzung der Mallnahmen M1 (Umwandlung von Intensivacker) ist bis zum 31.12. des
1. Umsetzungsjahres nachzuweisen. AnschlieBend ist die extensive Nutzung jeweils fur den vo-
rangegangenen Zeitraum alle 5 Jahre zum gleichen Termin nachzuweisen. Dazu ist eine Doku-
mentation zu Ubermitteln und die Nutzungsartenanderung in der Agrarantragstellung (Umco-
dierung in Grtnland) vorzunehmen.

j.  Die Umsetzung der MalBnahmen M2 (Erstaufforstung) ist nach erfolgter Pflanzung sowie nach
5 Jahren (d. h. mit Ablauf der Kulturpflege) nachzuweisen.

6. Forstrecht

Befristung

6.1 Innerhalb des Genehmigungszeitraumes darf die zeitweilige Waldumwandlung maximal 2 Jahre an-
dauern.

Die Waldumwandlungsgenehmigung erlischt nach Fristablauf fur die bis zu der zuvor angegebenen
Frist nicht umgewandelten Flachen.

6.2 Dem Landesbetrieb Forst Brandenburg, Forstamt Teltow-Flaming ist anzuzeigen:

- den Vollzug der Umwandlung von Wald vor Beginn der Fall- und Rodungsarbeiten mit beigeflg-
ter Vollzugsanzeige (Anlage 5 ,Vollzugsanzeige Waldumwandlung”)

- den Vollzug der Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen (auch deren Nachbesserungen) vor Beginn
der Arbeiten mit beigefligter Vollzugsanzeige (Anlage 6 ,Vollzugsanzeige Ausgleichs- und Ersatz-
maflnahmen”)

Dabei sind die Lieferscheine des Pflanzmaterials mit vorzulegen oder schnellst-mdéglich nachzu-

reichen.
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6.3

6.4

6.5

6.5.1

Der Ersatz fur die dauerhafte (Standort der WKA und Kranstellflache) und zeitweilige (Zuwegungen
und Hilfsflachen) Inanspruchnahme von Waldfldchen ist in Form einer Ersatzaufforstung zu erbrin-
gen.

Gemal & 8 Abs. 3 LWaldG ist flr die nachteiligen Wirkungen der Waldumwandlung als forstrechtli-
cher Ausgleich vom Antragsteller eine ErsatzmalBnahme im Flachenverhaltnis von 1:1 (dauerhaft)
bzw. 1:0,2 (zeitweilig) in Form einer Ersatzaufforstung durchzufihren. Es ist eine Flache von 3.763 m?
aufzuforsten (Tabelle 4).

Tabelle 4: Erstaufforstung
Gemarkung Flur | Flurstick MaBnahmenfliche MaBnahme
Christinendorf 3 19 3.763 m? Erstaufforstung

Die Malinahme ist auf einem Kartenausschnitt, der ebenfalls Bestandteil dieses Bescheides ist, grin
umrandet gekennzeichnet (Anlage 7 ,Karte Erstaufforstung).

Die beantragte und genehmigte Flache zur zeitweiligen Waldumwandlung mit Ausnahme der zeit-
weilig umgewandelten Wegeflache (Zuwegung) muss ohne Anrechnung auf den forstrechtlichen
Ausgleich mit standortgerechtem, forstlichem Vermehrungsgut am gleichen Ort wieder aufgefors-
tet, rechtzeitig und sachgemal nachgebessert, geschiitzt und gepflegt werden. Die Wiederauffors-
tung sollte im 5. Standjahr die Bedingungen einer gesicherten Kultur (Nebenbestimmung IV.6.5.5)
erfullen.

Die Ausgleichs- und ErsatzmalBnahme ist wie folgt durchzufihren:

Es ist eine 3.763 m?2 grolRe geeignete Flache als Erstaufforstung aufzuforsten.

Die Erstaufforstung mit integrierter Waldrandgestaltung ist gemafld der Ausfihrungsplanung, die
ebenfalls Bestandteil dieses Bescheides ist, anzulegen und zu pflegen (Anlage 8 ,Ausfuhrungspla-
nung und Pflanzplan®).

Die Erstaufforstung ist mit einer integrierten Waldrandgestaltung entlang der Grenzen zum Offen-
land anteilig anzulegen und zu pflegen. Die Breite des Waldrandes sollte, soweit es der Einzelfall
zulasst, idealerweise 30 m betragen. Bei zu geringer FlachengrofRe und ungunstiger Flachenform
kann die Breite reduziert werden. Die notwendige Breite des Waldrandes wurde mit der unteren
Forstbehdrde dazu einvernehmlich im Vorfeld abgestimmt.

Die Waldrandanlage ist stufig/buchtig mit Kraut-, Strauch- und Baumartenanteilen auszufihren.
Innerhalb des Waldrandes, an der AuRenkante zum Offenland, ist, wenn Ortlich machbar, auf 20 %
Anteil an der oben festgesetzten Breite ein Krautsaum anzulegen und zu pflegen.

Bei technologisch nicht vertretbarem Aufwand fur die dauerhafte Pflege ist durch einmalige Herstel-
lung von Rohbodenflachen eine fur die Vegetation der Krautsaume glinstige, langerfristig tragfahige
Ausgangssituation zu schaffen. Ein vollstandiger Verzicht auf den Krautsaum ist regelmaRig auszu-
schlieBen.

Uber den Verzicht im Ausnahmefall istim Einvernehmen mit der unteren Forstbehérde zu entschei-
den. Sind naturschutzrechtlich veranlasste Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen betroffen, ist Uber
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6.5.2

6.5.3

6.5.4

den Verzicht im Einvernehmen mit der im Verfahren beteiligten Naturschutzbehdrde zu entschei-
den. Die Anlage des Krautsaumes umfasst neben dem Entfernen und Entsorgen der Vegetationsde-
cke (Grasnarbe) auch die Einsaat von Heusaaten, Heumulchsaaten und von o6rtlich gewonnenen
oder regional erzeugten Saatgutmischungen.

Die Pflege des Krautsaumes umfasst das einmal jahrliche Méhen und Entsorgen des Mahgutes.

Bei der Auswahl der Baum- und Straucharten ist grundsatzlich zugelassenes bzw. anerkanntes
Pflanz- oder Saatgut zu verwenden. Dieses unterliegt bei forstlichem Vermehrungsgut dem Forst-
vermehrungsgutgesetz (FoVG) und bei gebietsheimischen Gehdlzen, die nicht dem FoVG unterlie-
gen, dem ,Geholzerlass Brandenburg”.

Im Waldrandbereich ankommende naturliche Sukzession von Waldbdaumen und Waldstrauchern
kann integriert werden, soweit das Entwicklungsziel des Waldrandes nicht gefahrdet ist.

Die Verpflichtung zur Nachbesserung und Pflege des Waldrandes, inklusive des Krautsaumes endet
mit dem Zeitpunkt der Abnahme der gesicherten Kultur der Erstaufforstung durch die untere Forst-
behdrde.

Die Anlage der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen hat bis spatestens drei Jahre nach Beginn des
Vollzugs der Waldumwandlung zu erfolgen.

Die Erstaufforstung ist hinsichtlich der Mischungsart als Mischbestand gemal Erlass zur Baumar-
tenmischung unter Klimawandelbedingungen im Wald mit integrierter Waldrandgestaltung anzule-
gen und zu pflegen. Dies gilt auch fur gegebenenfalls notwendig werdende Nachbesserungen.

Die Ausgleichs- und ErsatzmalBnahme muss so geplant, ausgefihrt und gepflegt werden, dass die
Entwicklung einer standortgerechten, naturnahen Waldgesellschaft mit heimischen, gebietseigenen
und herkunftsgesicherten Gehdlzen ein-schlieR3lich eines Waldrandes gewahrleistet ist. Bei Schutz-
gebieten ist besonderes Augenmerk auf die zuldssigen Baumarten zu legen.

Bei der Anlage der Ausgleichs- und Ersatzflache sind

1. die Baumartenmischung aus der Baumartenmischungstabelle des Landes Brandenburg und ei-
nem der unteren Forstbehdérde vorzulegenden Stand-ortgutachten abzuleiten,

2. beiden nach Forstvermehrungsgutrecht (FoVG) geregelten Arten nur Vermehrungsgut, welches
nach dieser Vorgabe erzeugt wurde, zu verwenden,

3. die Herkunftsempfehlungen des Landes Brandenburg in der aktuellen Fassung und

4. der Gehodlzerlass Brandenburg (nur fur Waldrand)

zu beachten.

Entsprechende Nachweise (Lieferscheine) sind der unteren Forstbehdrde bei der Kulturabnahme
vorzulegen. Pflanzenpositionen von Lieferscheinen sind eindeutig dem entsprechenden Pflanzort
zuordenbar zu dokumentieren.
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6.5.5

6.5.6

7.1

7.2

Die langfristige Sicherung der mit der Ausgleichs- und Ersatzmalinahme bezweckten Funktionsziele
ist zu gewahrleisten. Die aufgeforstete Flache ist bis zur protokollarischen Endabnahme als gesi-
cherte Kultur wirksam zu schiitzen und zu pflegen. Bei der Kulturpflege ist der Erhalt eines ausge-
wogenen Mischungsverhaltnisses zu gewahrleisten. Im Rahmen dessen sollten einheimische Laub-
baumarten geférdert werden, um die Erhdhung der Artenvielfalt zu unterstitzen. Die aufgeforstete
Flache istim Rahmen der ordnungsgemalien Waldbewirtschaftung gemaf 8 4 LWaldG wirksam vor
Wildverbiss zu schitzen, sollte die értlich bestehende Wilddichte die Endabnahme als gesicherte
Kultur gefahrden. Im Fall einer Zaunung ist die aufgeforstete Flache mit einem Wildschutzzaun zu
sichern und nach Sicherung der Kultur einschliel3lich des Waldrandes wieder zu entfernen. Bei Be-
darf sind Kulturpflegen, auch beim Waldrand, durchzufihren. Dartiber hinaus hat bei Bedarf ein
Schutz vor forstschadlichen Mausen zu erfolgen. Die aufwachsende Kultur einschlieBlich des Wald-
randes ist bis zum Erreichen des Stadiums der gesicherten Kultur nachzubessern. Die Nachbesse-
rungspflicht besteht bis zur protokollarischen Endabnahme.

Die Auflagen gelten als erfiillt, wenn die Bestatigung durch die untere Forstbehdrde in Form eines
Endabnahmeprotokolls bei Erreichen des Stadiums der gesicherten Kultur erfolgt. Unter gesicherter
Kultur wird hier eine mit jungen Waldbdumen und Waldstrauchern bestandene Flache verstanden,
die aufgrund ihrer Form, Gréf3e und der Verteilung der Bestockung Waldeigenschaften ausgebildet
hat und nachhaltig die Erflllung von Schutz- und Erholungsfunktionen erwarten lasst. Sie kann
gleichermalien aus Pflanzung, Saat und aus Naturverjingung entstanden sein. Wildschaden durfen
einen tolerierbaren Rahmen nicht Ubersteigen, d. h. die Flachen mussen erwarten lassen, dass auf
ihnen eine nachhaltige Erfullung der Waldfunktionen mdoglich ist.

Luftverkehrsrecht

Die 3 Windkraftanlagen des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Nabenhdhe von 179 m
und einem Rotordurchmesser von 175 m dirfen an den beantragten Standorten (geografische Ko-
ordinatenangaben im Bezugssystem WGS 84)

- 01-N52°12"48.37"zuE13°18'56.77 " eine H6he von 267,00 mGND / 306,00 mNN

- 02-N52°13'00.56"zuE13°18"'41.87 " eine Hohe von 267,00 mGND / 305,00 mNN

- 03-N52°13"'05.14"zuE13°18'18.24" eine H6he von 267,00 mGND / 305,00 mNN

nicht iberschreiten. Die Einhaltung der Standortkoordinaten und Héhen ist schriftlich nachzuweisen
(siehe dazu NB 7.2 Satz 2).

Der LuBB ist aus Sicherheitsgriinden rechtzeitig, mindestens 6 Wochen vorher, der Baubeginn der
Luftfahrthindernisse (Montage des ersten Turmsegmentes) mit Ubermittlung der auf dem Daten-
blatt zum Luftfahrthindernis - Baubeginnanzeige benannten Daten sowie einer Kopie der TypenprU-
fung fur die hier errichteten Anlagen anzuzeigen. Das Einmessprotokoll als Nachweis der Einhaltung
der Standortkoordinaten und -héhen isti. V. m. den auf dem Datenblatt aufgezeigten Anlagen spa-
testens 4 Wochen nach Errichtung unaufgefordert zur endgultigen Veroffentlichung und Vergabe
der Veroffentlichungs-Nr. im Luftfahrthandbuch zu Gbergeben.
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7.3

7.4

7.5

7.6

Mit Baubeginnanzeige ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Tel.-Nr., ggf. E-Mail-Adresse zu be-
nennen, der einen Ausfall der Kennzeichnung meldet bzw. fur die Instandsetzung (ggf. Betriebsfuh-
rung vor Ort) zustandig ist.

Anderungen bzgl. des Antragstellers/Bauherrn/Betreibers (Name, Adresse, Telefon-Nr., E-Mail-Ad-
resse, Ansprechpartner) oder bei dem Instandsetzungspartner fur die Kenn-zeichnungsmalinah-
men sind der LuBB bis zum Riickbau unverziglich mitzuteilen.

Bei Einstellung des Betriebes zur Stromerzeugung ist die Aufrechterhaltung der erforderlichen
Kennzeichnung bis zum Ruckbau sicherzustellen. Der Rickbau ist 2 Wochen vor Beginn der LuBB
schriftlich anzuzeigen.

An jeder WKA ist eine Tages- und Nachtkennzeichnung gem. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV LFH) anzubringen.

Tageskennzeichnung

7.6.1

Die Rotorblatter jeder Windkraftanlage sind weil3 oder grau und im aul3eren Bereich durch 3 Farb-
felder von je 6 m Lange zu kennzeichnen [a) aul3en beginnend 6 m orange - 6 m weil3 - 6 m orange;
b) auBen beginnend 6 m rot - 6 m weil3 oder grau - 6 m rot)], wobei die Farbténe verkehrsweifd (RAL
9016), grauweild (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009)
oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden sind. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfar-
ben ist zulassig. In der Mitte des Maschinenhauses ist im Farbton orange bzw. rot ein mindestens
2 Meter hoher Streifen rickwartig umlaufend durchgangig anzubringen. Der Farbstreifen am Ma-
schinenhaus darf durch grafische Elemente bzw. konstruktionsbedingt unterbrochen werden. Gra-
fische Elemente dirfen max. ein Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite einnehmen.
Ein 3 m hoher Farbring in orange oder rot beginnend in 40 + 5 m Uber Grund ist am Turm anzubrin-
gen. Bei Gittermasten muss der Farbring 6 m hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Grun-
den oder abhangig von 6rtlichen Besonderheiten (z. B. aufgrund der Héhe des umgebenen Bewuch-
ses - Wald -) versetzt angeordnet werden. Die Abweichung ist vor Ausfihrung anzuzeigen und zu
begrinden.

Nachtkennzeichnung

7.6.2

7.6.3

Die Nachtkennzeichnung ist als Feuer W, rot auf dem Maschinenhausdach in Héhe von ca. 183 m
auszufihren und zu betreiben. Die Abstrahlung darf unter Einhaltung der technischen Spezifikatio-
nen in der AVV LFH, Anhang 3 nach unten begrenzt werden.

Fir den Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gem. Auflagen/Nebenbestimmung
Nr. 7.8.1 sind Infrarotfeuer, zusatzlich zu den Feuer W, auf dem Maschinenhausdach (It. Auflage/Ne-
benbestimmung 7.6.2 anzubringen und dauerhaft aktiviert zu betreiben.
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7.6.4

7.6.5

7.6.6

7.7

7.8

7.8.1

Die Feuer sind so zu installieren, dass immer (auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer
Blinkfrequenz synchronen Drehzahl) mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Sie sind
doppelt und versetzt auf dem Maschinenhausdach - ggf. auf Aufstanderungen - zu installieren und
gleichzeitig (synchron blinkend) zu betreiben.

Die Blinkfolgen der Feuer auf Windkraftanlagen sind zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf
00.00.00 Sekunde gem. UTC +00.00.00 mit einer zulassigen Null-Punkt-Verschiebung von + 50 ms zu
starten.

Es ist eine Befeuerungsebene auf halber Héhe zwischen Grund und Nachtkennzeichnung auf dem
Maschinenhaus bei ca. 91,50 m anzubringen und zu betreiben. Dabei kann aufgrund technischer
Grinde die Anordnung der Ebene am Turm um bis zu fiinf Meter nach oben oder unten abweichen
erfolgen.
Die Ebene besteht aus mindestens 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern aus mindes-
tens 6 Feuern). Diese sind gleichmaRig auf den Umfang des Turmes zu verteilen, um sicherzu-
stellen, dass aus jeder Richtung mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sind. Einer Abschirmung
(Verdeckung) der Befeuerungsebenen am Turm durch stehende Rotorblatter ist durch Anzahl
und Anordnung der Feuer entgegenzuwirken.
Unterlagen zur konkreten Ausfuhrung inkl. der konkreten Hohe der Befeuerungen und Anzahl der
Hindernisfeuer sind mit der Baubeginnanzeige zu tbergeben.

Die Eignung der eingebauten Feuer, entsprechend den Anforderungen der AVV LFH und den Vorga-
ben des ICAO-Anhangs 14 Band 1 Kapitel 6, ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehérde Berlin-
Brandenburg schriftlich nachzuweisen.

Feuer zur Nachtkennzeichnung von Luftfahrthindernissen mussen durch einen Dammerungsschal-
ter bei Unterschreitung einer Schaltschwelle zwischen 50 bis 150 Lux aktiviert werden (Pkt. 3.9 AWV
LFH). Der Einsatz sowie der genaue Schaltwert ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Ber-
lin-Brandenburg nachzuweisen.

Erganzend kénnen die Ein- und Ausschaltvorgédnge der Nachtkennzeichnung durch Einsatz eines
Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) bei erweitertem Wirkungsraum von
mindestens 10 km um jede Windkraftanlage unter Vorbehalt der positiven Nachweisfihrung und
entsprechender Freigabe der LuBB erfolgen. Dies hat vor Inbetriebnahme der BNK durch Ubergabe
nachfolgend benannter Unterlagen gem. Nr. 5.4 i. V. m. Anhang 6 der AVV LFH (Bedarfsgesteuerte
Nachtkennzeichnung - BNK - an Windkraftanlagen) zu erfolgen:

Nachweis Uber die Festlegung des erweiterten Wirkungsraumes von 10 km um jede Windkraft-

anlage

Nachweis der Baumusterprufung der BNK gem. Anhang 6 Nr. 2 durch eine vom Bundesministe-

rium fur Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle,

Nachweis Uber die standortbezogene Erfillung der Anforderungen auf Basis der Prufkriterien

gem. Anhang 6 Nr. 2 inkl. der Erfassung im erweiterten Wirkungsraum von 10 km um jede Wind-

kraftanlage ab Erdboden,
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7.9

7.10

7.11

7.12

7.13

- Nachweis des Qualitdtsmanagementsystems nach ISO 9001 gem. Anhang 6 Nr. 2 letzter Absatz,
- Kopie des Wartungskonzeptes mit Nennung der Termine der Prufintervalle.

Die regulare Inbetriebnahme der Nachtkennzeichnung (Uber den Netzanschluss nach Errichtung) ist
der LuBB schriftlich anzuzeigen.

Bei Ausfall eines Feuers muss eine automatische Umschaltung auf ein Ersatzfeuer erfolgen. Bei Feu-
ern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED), deren Betriebsdauer zu erfassen ist,
kann auf ein Reserveleuchtmittel verzichtet werden. Die Leuchtmittel sind nach Erreichen des Punk-
tes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit auszutauschen. Es ist durch geeignete technische Einrichtun-
gen (Fernwartung) sicherzustellen, dass dem Betreiber Ausfalle eines Feuers unverziglich angezeigt
werden. Eine Anzeige an die NOTAM-Zentrale hat gem. den nachstehenden Festlegungen zu erfol-
gen.

Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz
umschalten. Die Ersatzstromversorgung muss bei Ausfall der primaren elektrischen Spannungsver-
sorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewahrleisten. Zeitdauer der Unter-
brechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschaltung auf Ersatzstromversorgung darf
2 Minuten nicht tberschreiten. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur
Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Diese Vorgabe gilt nicht fur die Infra-
rotkennzeichnung (dauerhaft aktivierte Feuer einer BNK). Ein entsprechendes Ersatzstromversor-
gungskonzept ist der LuBB zu tbergeben.

Ausfalle und Stérungen von Feuern W, rot, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind unverzig-
lich der NOTAM-Zentrale in Frankfurt/Main unter der Rufnummer 06103-7075555 oder per E-Mail:
notam.office@dfs.de bekanntzugeben. Der Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung so schnell
wie moglich zu beheben. Sobald die Stérung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale entsprechend zu
informieren. Ist eine Behebung innerhalb von 2 Wochen nicht méglich, sind die NOTAM-Zentrale
und die zustandige Genehmigungsborde sowie die LuBB zu informieren. Nach Ablauf der 2 Wochen
hat eine erneute Information zu erfolgen.

Sichtweitenmessgerate durfen installiert werden. Werden Sichtweitenmessgerate zur sichtweiten-

abhangigen Reduzierung der Nennlichtstarke bei Feuer W, rot entsprechend Pkt. 3.5 sowie dem An-

hang 4 der AVV LFH installiert, ist der korrekte Betrieb durch Ubergabe nachstehender Unterlagen

an die LUBB nachzuweisen:

- Kopie der Anerkennung des DWD des zum Einsatz kommenden Sichtweitenmessgerates

- Nachweis der Einhaltung der Abstande zwischen der Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerat
und den Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat (Abstand darf maximal 1.500 m betra-
gen).

- Schriftliche Anzeige der Inbetriebnahme des Sichtweitenmessgerates.

- Des Weiteren sind bei Ausfall des Messgerates alle Feuer auf 100 % Leistung zu schalten.
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7.14

7.15

7.16

8.1

8.2

8.3

- Daten Uber die Funktion und die Messergebnisse der Sichtweitenmessgerate sind fortlaufend
aufzuzeichnen und mindestens 4 Wochen vorzuhalten sowie auf Verlangen bei Genehmigungs-
/Auflagenaufsicht vorzulegen.

Die Moglichkeit des Einsatzes (Aktivierung) eines Sichtweitenmessgerates entfallt bei Umsetzung

und Aktivierung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK).

Die Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishéhe von 100 m Uber Grund zu aktivieren
und mit Notstrom zu versorgen. Eine Darstellung der Versorgung und Inbetriebnahme der Kenn-
zeichnungsmalBnahmen wahrend der Bauphase inkl. Ersatzstromversorgung ist der Baubeginnan-
zeige anzufugen. Die Inbetriebnahme ist der LuBB schriftlich anzuzeigen.

Havariefalle und andere Stérungen an den Windkraftanlagen, die auf die vorhandenen Tages- und /
oder Nachtkennzeichnungen Einfluss haben, sind der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Ber-
lin-Brandenburg unverziglich schriftlich unter Angabe des Genehmigungsbescheides nach BIm-
Sch@, des Standortes und der Register-Nr. der LuBB 03915LF (ggf. per E-Mail oder FAX) anzuzeigen.

Alle geplanten Anderungen an den Windkraftanlagen, die auf die vorhandenen Tages- und / oder
Nachtkennzeichnungen Einfluss haben kénnen, sind der LuBB zu der Prufung und Beurteilung hin-
sichtlich der Relevanz zu ausschlieRlich luftverkehrssicherheitlichen Erwagungen vorzulegen.

Denkmalschutz

In der Flache der Ersatzmalinahme M2 ist die Aufforstung aus Griinden des Bodendenkmalschutzes
nur durch schonende Handpflanzungen gestattet. Hier ist der Aushub der Pflanzlécher nach beweg-
lichen Bodendenkmalen abzusuchen. Dort ist kein Einsatz von Forstpflug oder dhnlich schweren
Geraten gestattet.

Die wissenschaftliche Untersuchung, Ausgrabung und Bergung (einschliel3lich der hierbei erforder-
lichen Dokumentation) der im Boden verborgenen archaologischen Funde und Befunde ist durch
den Erlaubnisnehmer im 6ffentlichen Interesse zu gewahrleisten.

Die archaologische Dokumentation ist vom Vorhabentrager zu veranlassen und in Auftrag zu ge-
ben.

Die archaologischen Untersuchungen haben nur durch Fachpersonal zu erfolgen (Hinweis VI.10.1).

Die Grabungsdokumentation ist entsprechend der Richtlinie des Archdologischen Landesmuseums
(BLDAM) durchzufthren.

Ein Grabungsbericht ist jeweils fur den Vorhabentrager, die Untere Denkmalschutzbehérde und das
Archaologische Landesmuseum zu erstellen.
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8.4

8.5

8.6

Der Unteren Denkmalschutzbehérde des Landkreises Teltow-Flaming obliegt die fachliche Uberwa-
chung der archaologischen MaBnahme. lhr ist zu diesem Zweck der Beginn der archdologischen
Malinahme vor Ort spatestens zwei Wochen vorher anzuzeigen. Der Abschluss der Grabung ist der
Unteren Denkmalschutzbehdrde eine Woche danach anzuzeigen.

Der Grabungsleiter bestimmt vor Ort im Einvernehmen mit der Unteren Denkmalschutzbehdrde Art
und Umfang der jeweils vorzunehmenden archaologischen MalBnahmen.

Diese Erlaubnis mit ihren Nebenbestimmungen ist dem beauftragten Leiter der archdologischen
Malinahme zur Kenntnis zu geben. Folgende fachliche Anforderungen an die archaologische Doku-
mentation sollen zur Einholung von Angeboten von archaologischen Fachfirmen dienen:

a)

b)

Zur Dokumentation von Bodendenkmalen ist auf den Flachen der geplanten drei WKA-Standorte
WEA 01 (Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Fist. 47, 48), WEA 02 (Gemarkung Christinendorf,
Flur 3, FIst. 20) und WEA 03 (Gemarkung Christinendorf, Flur 3, FIst. 34), den zugehdrigen Kran-
stellflachen und den Montageplatzen jeweils eine Prospektion durchzufihren. Bauvorbereitend
sind im Areal der Windkraftanlagen, der Kranstellflachen und den Montageplatzen mehrere Un-
tersuchungsschnitte anzulegen. Dazu ist ein Bagger mit zahnloser Bdschungsschaufel von min-
destens drei Metern Breite einzusetzen und der humose Oberboden abzutragen. Anschliel3end
ist dort ein archaologisches Planum anzulegen. Treten dort Befunde auf, sind diese vollflachig
im Planum zu dokumentieren und anschlieBend komplett auszugraben. Dies bedeutet, dass un-
ter Umstanden die ganzen Bauflachen der WKA-Standorte WEA 01 bis 03, die Kranstellflachen
bzw. die Montageplatze bauvorbereitend auszugraben sind. Zur Auffindung von Metallobjekten
ist permanent ein Metalldetektor einzusetzen. Wahrend der Untersuchung ist stets ein aktueller
Ubersichtsplan bereitzuhalten, aus dem die Lage der Erdaufschliisse sowie der bereits doku-
mentierten Flachen zu entnehmen ist. Der Ubersichtsplan ist in das Landeskoordinatennetz ein-
zuhangen. Uber die Vermessung ist ein Protokoll anzufertigen. Die Dokumentationsarbeiten im
Gelande sind im Einvernehmen mit der Denkmalfachbehdérde voribergehend einzustellen,
wenn eine ordnungsgemalle Dokumentation durch extreme Witterungseinflisse nicht mehr
moglich ist.

In der Flache der ErsatzmaBnahme M2 ist die Aufforstung aus Grinden des Bodendenkmal-
schutzes nur durch schonende Handpflanzungen gestattet. Hier ist der Aushub der Pflanzlécher
nach beweglichen Bodendenkmalen abzusuchen.

Fur die archaologische Dokumentation sind 3 Archaologen (1 Wissenschaftler, 1 Grabungstech-
niker, 1 Helfer) notwendig. Vor Ausgrabungsbeginn hat der Grabungsleiter im Archiv des BLDAM
Einblick in die Unterlagen zur Gemarkung GrofR3beuthen zu nehmen und ein Grabungskonzept
bei den Denkmalbehdérden einzureichen.

Entsprechend der Befundlage sind ausreichend Profile und Plana zu dokumentieren (M 1:20
bzw. fur evtl. Details 1:10), damit eine Zuordnung der Schicht- und Einzelbefunde sowie der
Funde maoglich ist, d. h. durchaus auch ausschnittsweise. Die Fotodokumentation ist digital an-
zufertigen.

Beim Auftreten besonderer Befunde und Funde sind die Untere Denkmalschutzbehérde und die
Denkmalfachbehérde unverziglich zu informieren. Die Untere Denkmalschutzbehérde ent-
scheidet sodann Uber das weitere Vorgehen.



Seite 21 von 69

8.7 Um eine Kontrolle der Erdarbeiten durch den Kreisarchaologen zu gewahrleisten, ist der Beginn aller
Erdarbeiten fir den WKA-Standorte WEA 01-03 der Unteren Denkmalschutzbehérde jeweils unter
Angabe des Aktenzeichens 63/34/10280/25/DK vier Wochen vorher schriftlich durch den Vorhaben-
trager anzuzeigen.

V. Begriindung

1. Verfahrensablauf

Die Antragstellerin beabsichtigt, in 14959 Trebbin, Landkreis Teltow-Flaming, drei nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedurftige Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben.

Mit Posteingang vom 14.03.2025 reichte die Antragstellerin dazu einen Genehmigungsantrag nach
8§ 4 BImSchG beim Landesamt fur Umwelt (LfU) ein.

Folgende Behorden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berthrt wird, wurden mit Schreiben vom
20.03.2025 zur Abgabe einer fachlichen Stellungnahme bis zum 21.04.2025 aufgefordert:

Landkreis Teltow-Flaming,

Stadt Trebbin,

Gemeinsame Landesplanung Berlin und Brandenburg,

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming,

Landesbetrieb StralRenwesen,

Landesbetrieb Forst Brandenburg,

Landesamt fUr Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit,

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg,

Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I3,
Brandenburgisches Landesamt fur Denkmalpflege und Archaologisches Landesmuseum,

Dartber hinaus wurden im Landesamt fiir Umwelt folgende Referate um fachliche Zuarbeit gebeten:
LfU, Referat T25 - Uberwachung Wiinsdorf,
LfU, Referat N1 - Naturschutz in Planungs- und Genehmigungsverfahren.

Die Antragstellerin wurde am 25.03.2025 Uber die eingeleitete Behdrdenbeteiligung unterrichtet.

Das Landesamt fur Landliche Entwicklung und Flurneuordnung (LELF) wurde tber den Antrag hinsichtlich
einer Betroffenheit von Bodenordnungs- und Flurbereinigungsverfahren informiert.

Der Landkreis Teltow-Flaming, die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehérde Berlin-Brandenburg, das Forstamt
Teltow-Flaming und LfU, Referat N1 erhoben Nachforderungen zum beantragten Vorhaben.
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Die Stadt Trebbin erteilte mit Datum vom 03.04.2025 ihr Einvernehmen nach § 36 BauGB zum beantragten
Vorhaben.

Die Unterlagen wurden letztmalig durch das korrigierte Formular 1.1 am 23.06.2026 durch die Antragstelle-
rin erganzt.
Die letzte abschlieBende Fachstellungnahme des LfU, Referat N1 ging am 21.05.2026 ein.

Zusatzlich zum Genehmigungsantrag nach BImSchG hat die Antragstellerin fUr das antragsgegenstandliche
Vorhaben parallel bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises Teltow-Flaming und der Oberen Was-
serbehorde, Referat W11 des LfU die notwendigen wasserrechtlichen Erlaubnisse gemaR § 8 bis § 10 des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) beantragt.

Fur die entsprechenden Vorhaben fand jeweils ein enger Informationsaustausch zwischen der Genehmi-
gungsverfahrensstelle Std des LfU und den zustandigen Zulassungsbehdrden Gber die Antragsgegenstande
sowie die zu erwartenden Inhalte und Nebenbestimmungen der jeweiligen Entscheidungen statt. BezUglich
der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.

2. Rechtliche Wirdigung
2.1 Sachentscheidungsvoraussetzungen / Verfahrensfragen

2.1.1 Genehmigungsbedurftigkeit

Nach 8§ 4 Abs. 1 BImSchG bedirfen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaf-
fenheit oder ihres Betriebes in besonderem Mal3e geeignet sind, schadliche Umwelteinwirkungen hervor-
zurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, erheblich zu benach-
teiligen oder erheblich zu belastigen einer Genehmigung. Die Anlagen, die einer immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigung bedurfen, sind in der Vierten Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung Gber genehmigungsbedurftige Anlagen - 4. BImSchV) genannt.

Die Windkraftanlagen sind der Nr. 1.6.2 mit V in Spalte ¢ des Anhangs 1 zur 4. BImSchV zuzuordnen und
bedtrfen als solche gemald 8 1 Abs. 1 Satz 1 der 4. BImSchV einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gung.

2.1.2 Zustdndigkeit des LfU

Gemal § 1 Abs. 1 der Verordnung zur Regelung der Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschut-
zes (Immissionsschutzzustandigkeitsverordnung - ImSchzV) ist das Landesamt fur Umwelt zustandige Ge-
nehmigungsbehdrde. Die Bearbeitung des Antrags erfolgte im Referat T12 Genehmigungsverfahrensstelle
Sud der Abteilung Technischer Umweltschutz Genehmigungen / Grundlagen.

2.1.3 Prufung der UVP-Pflicht

Gemald 8 6 Abs.1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes (WindBG) kann auf eine Umweltvertraglichkeit ver-
zichtet werden, wenn:

— das Vorhaben in einem ausgewiesenen Windeignungsgebiet nach § 2 Nr. 1 WindBG liegt,
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- bei Ausweisung des Windenergiegebietes eine Umweltprifung nach &8 8 des Raumordnungsgesetzes oder
8§ 2 Abs. 4 des Baugesetzbuchs durchgefuhrt wurde und

- soweit das Windenergiegebiet nicht in einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem
Nationalpark liegt.

Die Prufung des Antrags auf Anwendung von § 6 Abs. 1 WindBG ergab, dass alle Voraussetzungen nach
§6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 WindBG erfullt sind.

Somit ist keine UVP erforderlich.

2.1.4 Artdes Verfahrens
Gemal § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 4. BImSchV war ein vereinfachtes immissionsschutzrechtliches Genehmigungs-
verfahren nach § 19 BImSchG durchzufuhren.

2.1.5 Pflicht zur Erstellung eines Ausgangszustandsberichts

Eine Pflicht zur Erstellung eines Ausgangszustandsberichts (AZB) besteht nicht, da das Vorhaben nicht in
den Anwendungsbereich der Richtlinie 2010/75/EU Uber Industrieemissionen - Industrieemissions-Richtli-
nie (IED) fallt.

2.1.6 Koordinierung

Gemal 8 10 Abs. 5 Satz 2 BImSchG ist, soweit fur das Vorhaben selbst oder flir weitere damit unmittelbar
in einem raumlichen oder betrieblichen Zusammenhang stehende Vorhaben, die Auswirkungen auf die Um-
welt haben kénnen und die flr die Genehmigung Bedeutung haben, eine Zulassung nach anderen Gesetzen
vorgeschrieben ist, durch die Genehmigungsbehoérde eine vollstandige Koordinierung sicherzustellen. Fur
das Vorhaben waren zwei weitere Zulassungen, die nicht der Konzentrationswirkung des & 13 BImSchG un-
terfallen, notwendig:

- Einbringen von 295 Ruttelstopfsaulen (Naturstein) mit einer Lange von max.11,5 m (Einbringen von Stof-
fen ins Grundwasser),

- Entnahme von Grundwasser durch Brunnen und Reinfiltration des gehobenen Grundwassers, Vor-Ort-
Versickerung und teilweise Ableitung in den Christinendorfer Grenzgraben (Grundwasserabsenkung).

2.2 Materielle Sachentscheidung

Nach & 6 Abs. 1 BImSchG ist eine Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die sich aus 8 5
BImSchG und einer auf Grund des 8 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfullt
werden und andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und
dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.

Die Prufung des Antrages hat ergeben, dass die Voraussetzungen des 8§ 6 Abs. 1 BImSchG vorliegen. Es sind
jedoch die unter IV. vorgenannten Nebenbestimmungen dieses Bescheides erforderlich, um die Erfullung
der Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen (8 12 Abs. 1 BImSchG). Hierdurch wird gewahrleistet,
dass von den Anlagen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft keine schadlichen Umwelteinwirkungen
ausgehen.
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2.2.1 Allgemein

Den Bediensteten der Aufsichts- und Uberwachungsbehérden ist jederzeit Zutritt zur Anlage sowie eine be-
hérdliche Uberprifung zu gestatten. Die Genehmigung und die dazugehérigen Antragsunterlagen sind da-
her entsprechend NB IV.1.1 immer vorzuhalten. Dadurch wird sichergestellt, dass gemal3 8§ 52 BImSchG die
Prafung des genehmigungskonformen Anlagenbetriebes gewahrleistet wird.

Die Bestimmung, wonach die Genehmigung unter den in NB IV.1.2 genannten Voraussetzungen erlischt, ist
erforderlich, denn Sinn und Zweck dieser Befristung ist es, die Bevorratung von Genehmigungen bei gleich-
zeitigem Fortschreiten des Standes der Technik zu unterbinden.

Die in den Nebenbestimmungen IV.1.3 bis IV.1.5 geforderte Anzeigen des Baubeginns bzw. der Inbetrieb-
nahme der Anlagen sind aufgrund der im § 52 Abs. 2 BImSchG i. V. m. Nr. 3.1 ff. des gemeinsamen Runder-
lasses des MLUK und MSGIV Uber die Zusammenarbeit der im Rahmen der Durchfihrung des BImSchG
zustandigen Behdrden geforderten Auskunftspflicht des Betreibers von Anlagen gegenUber den zustandi-
gen Behorden zur Erfillung ihrer Aufgaben notwendig. Aufgabe der Behdrden ist u. a. gemali § 52 Abs. 1
BImSchG die regelmaRige Uberwachung der Anlagen. Es ist daher erforderlich zu wissen, ob und wann mit
dem Bau der Anlage bzw. der Inbetriebnahme begonnen wurde. Die Anzeige zur Inbetriebnahme in der NB
IV.1.6 dient zudem der Uberpriifung der antragsgemaRen, bestimmungsgemalken und gesetzeskonformen
Errichtung und des Betriebes der Anlagen. Rechtsgrundlage sind jeweils 88 21, 22 Arbeitsschutzgesetz (Arb-
SchG), § 52 BImSchG und § 76 Abs. 2 BbgBO. Nach diesen Bestimmungen ist es Aufgabe der Uberwachungs-
behorden, die Einhaltung des ArbSchG, der BbgBO und des BImSchG und der auf Grund dieser Gesetze
erlassenen Rechtsverordnungen zu Gberwachen und den Anlagenbetreiber bei der Erfullung seiner Pflich-
ten zu beraten.

Die Anzeigepflicht gegenliber dem LfU ist zudem erforderlich, um MaBRnahmen zur Anlageniberwachung
und zum behdrdlichen Vollzug der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedurftigen Anlage im verhalt-
nismafkigen Zeitrahmen realisieren zu kdénnen. Dazu gehort auch eine durch das LfU unter Mitwirkung der
am Genehmigungsverfahren beteiligten Fachbehérden vorzunehmende erstmalige Begehung und Revision
(Abnahmeprufung) der Anlagen (NB IV.1.6).

Die Hinweise unter VI.1.1 bis 1.11 sind zu beachten.

2.2.2 Immissionsschutz

Die unter IV.2 genannten NB stellen sicher, dass die sich aus 8 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG (Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen) und § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG (Vorsorge gegen schadliche Umwelteinwirkungen) er-
gebenden Pflichten beim Betrieb der Anlage erfullt werden.

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedurftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass
schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belastigungen
fur die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden kénnen. Gemal3 8 5 Abs. 1 Nr. 2
BImSchGiist, insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden MaRnahmen, Vorsorge gegen
schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belastigungen
zu treffen.
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Nach § 3 Abs. 1 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen Immissionen, die nach Art, Ausmal3 oder
Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit
oder die Nachbarschaft herbeizufuhren. Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden,
das Wasser, die Atmosphare sowie Kultur- und sonstige Sachguter einwirkende Luftverunreinigungen, Ge-
rausche, Erschitterungen, Licht, Warme, Strahlen und ahnliche Umwelteinwirkungen (8 3 Abs. 2 BImSchG).
Hierzu sind nach 8 48 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz
gegen Larm (TA Larm) und die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA
Luft) heranzuziehen.

Stand der Technik ist gemal? 8 3 Abs. 6 BImSchG der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrich-
tungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Malinahme zur Begrenzung von Emissionen
in Luft, Wasser und Boden, zur Gewahrleistung der Anlagensicherheit, zur Gewahrleistung einer umweltver-
traglichen Abfallentsorgung oder sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Um-
welt zur Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen
|asst.

Im Rahmen der fachgesetzlichen Prifung war zunachst zu prifen, ob schadliche Umwelteinwirkungen oder
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belastigungen von der Anlage hervorgerufen wer-
den kénnen. Als mégliche schadliche Umwelteinwirkungen, die durch den Betrieb von WKA entstehen kon-
nen, sind insbesondere Gerauschimmissionen, Schattenwurf und Eisabwurf zu betrachten.

Schall

Im Hinblick auf das Rechenverfahren entspricht die Gerauschimmissionsprognose den aktuellen Anforde-
rungen der TA Larm. Die Fassung vom 21.02.2025 bertcksichtigt dartber hinaus auch die Vorgaben des seit
24.02.2023 im Land Brandenburg glltigen neuen Erlasses des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und
Klimaschutz des Landes Brandenburg zu Anforderungen an die Gerauschimmissionsprognose und an die
Nachweismessung bei Windkraftanlagen (WKA-Gerauschimmissionserlass). Auch wurde die aktuelle Vorbe-
lastung durch andere WEA korrekt bertcksichtigt.

Im Ergebnis unterschreitet der durch die geplanten WEA verursachte Immissionsbeitrag (Zusatzbelastung)
den jeweiligen Immissionsrichtwert an allen untersuchten Immissionsorten um mindestens 1 dB(A) (vgl. Ta-
belle 11 der Schallimmissionsprognose).

Dennoch ist mit Blick auf die Gesamtbelastung festzustellen, dass zumindest an acht Immissionsorten in
Trebbin der Immissionsrichtwert fur die Nachtzeit um bis zu 1 dB(A) Uberschritten. Trotzdem ist der Antrag-
stellerin der Nachtbetrieb der WEA in der beantragten Betriebsweise nicht zu versagen, da nach Ziff. 3.2.1
Abs. 3 Satz 1 der TA Larm die Uberschreitung des Immissionsrichtwertes um 1 dB(A) durch die Gesamtbe-

lastung zulassig ist.

Aufgrund der derzeit fehlenden Typvermessung fur den schallreduzierten Betriebsmode Mode 0 war der
Antragstellerin eine Vermessung ihrer Anlagen aufzugeben.

Auch kann ein Nachtbetrieb erst zugelassen werden, wenn die Ergebnisse einer Typvermessung belegen,
dass der fur die Prognose zugrunde gelegte Schallleistungspegel nicht Uberschritten wird.

Abweichend von Ziffer 5.2 Abs. 3 Satz 1 des WKA - Gerauschimmissionserlass kann der Nachtbetrieb in einer
schallreduzierten Betriebsweise nach Herstellerangaben aufgenommen werden, wenn die Schallemission
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dieser schallreduzierten Betriebsweise mindestens 3 dB unterhalb der Schallemission der genehmigten Be-
triebsweise liegt. Diese schallreduzierte Betriebsweise ist per 8 15 BImSchG zu beantragen und kann bis zur
Vorlage des Messberichts einer Typvermessung zur genehmigten Betriebsweise zugelassen werden.

Infraschall

Als Infraschall werden Gerdusche bezeichnet, die unterhalb einer Frequenz von 20 Hz auftreten. Ein
Messprojekt ,Tieffrequente Gerdusche inkl. Infraschall von Windkraftanlagen und anderen Quellen” der
Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wurttemberg zwischen 2013 und 2015
zeigte, dass Windenergieanlagen keinen wesentlichen Beitrag zum Infraschall leisten. Die von lhnen erzeug-
ten Infraschallpegel liegen, auch im Nahbereich bei Abstanden zwischen 150 und 300 m, deutlich unterhalb
der Wahrnehmungsschwelle der Menschen. Bei einem Abstand von 700 m von den Windenergieanlagen
lasst sich festhalten, dass der Infraschallpegel beim Einschalten der Anlage nicht mehr nennenswert erhéht
und im Wesentlichen vom Wind, und nicht von der Windenergieanlage, erzeugt wird.

Schattenwurf

Aus den Ergebnissen des Schattenwurfgutachtens ist erkennbar, dass der Betrieb der geplanten WEA an
mehreren Immissionsorten in Trebbin und Nunsdorf zu Schattenwurfimmissionen fuhren wird, die unter
Berucksichtigung der Vorbelastung den bereits Uberschrittenen Wert fiir die tagliche und fur die jahrliche
Beschattungsdauer weiter erhéhen. Dieser weiteren Erhéhung kann nur durch den Einsatz einer entspre-
chenden Abschaltautomatik begegnet werden, deren Einbau der Antragstellerin aufzugeben war.

Eisabwurf

Da durch die geplanten WEA die erforderlichen Mindestabstande zu 6ffentlichen Verkehrswegen nicht ein-
gehalten werden, mussen die WEA bei Eisansatz abgeschaltet werden.

Zur Vermeidung von Eisabwurf verfiigt die WEA serienmaRig tber die Nordex Standard-Sensorik, welches
Eisansatz an den Rotorblattern registriert und die Anlage abschalten. Die hochwertigen aerodynamischen
Profile der Rotorblatter reagieren sehr empfindlich auf Kontur- und Rauheitsanderungen. Die daraus resul-
tierenden signifikanten Anderungen des Betriebskennfelds der WEA (Zusammenhang von Wind, Drehzahl,
Leistung und Blattwinkel) wird von der Eisansatzerkennung genutzt.

Da sich der Rotor fur das Kennlinienverfahren drehen und die WEA Leistung produzieren muss, kann dieses
Verfahren im Stillstand keinen Eisansatz erkennen. Eine Wiederinbetriebnahme nach einer Anlagenabschal-
tung durch Eisansatz kann somit erst nach einer Inaugenscheinnahme der jeweiligen WEA erfolgen.

Begrindung zu NB 1V.2.1 und NB [V.2.2

Die durch diese Genehmigung erfasste Windenergieanlagen ist unter Beachtung der dem derzeitigen Stand
der Technik entsprechenden fortschrittlichen LarmminderungsmalBnahmen nach 8 3 Abs. 6 BImSchG zu
errichten und zu betreiben. Sie hat weiterhin den gesetzlichen Anforderungen des 8 5 Abs. 1 BImSchg, fur
Gerausche konkretisiert durch die TA Larm sowie durch den Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft,
Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg zu Anforderungen an die Gerauschimmissionsprognose
und an die Nachweismessung bei Windkraftanlagen (WKA-Gerauschimmissionserlass), zu entsprechen.
Die Messauflage nach NB.2.1 ist gemaR Ziff. 5.2 des WKA-Gerauscherlasses erforderlich. Zwar weist die
Uberarbeitete Schallprognose fur alle Immissionsorte eine Unterschreitung der jeweils zuldssigen Immissi-
onsrichtwerte um wenigsten 1 dB(A) durch die Zusatzbelastung auf, die geforderte Unterschreitung von
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15 dB(A) ab der eine Messung nicht mehr erforderlich ist, kann in diesem Fall jedoch nachweislich nicht
erreicht werden.

Insgesamt stellen die modifizierenden Auflagen NB.2.1 und NB.2.2 sicher und sind nach 8 12 Abs. 1 BImSchG
erforderlich, damit die durch diese Genehmigung erfassten Anlagen keine schadlichen Umwelteinwirkun-
geni.S. des 8 5 Abs. 1 Ziffer 1 BImSchG i. V. m. Ziffer 3.2.1 TA Larm verursachen.

Begrundung zu NB IV.2.3

Liegt vor Durchfiihrung der Messung nach NB.2.1 zwischenzeitlich ein zusammenfassender Bericht Uber
Mehrfachvermessungen flur diesen Anlagentyp und fur den genehmigten Betriebsmodus vor und ist im Er-
gebnis die Einhaltung des in der vorgelegten Prognose It. Hersteller verwendeten maximalen Schallleis-
tungspegels im jeweiligen Betriebsmodus sichergestellt, kann die zustandige Behdrde (Landesamt fur Um-
welt, Technischer Umweltschutz 2, Referat T25) gemal? Ziff. 5.2 des WKA-Gerauscherlasses auf Antrag von
einer Vollstreckung der Nebenbestimmung NB IV.2.1 absehen.

Begrandung zu NB 1V.2.4

Gemal Ziff. 5.2 des WKA-Gerauscherlasses ist der Betrieb eines schalltechnisch nicht vermessenen Wind-
energieanlagetyps in der besonders schutzbedurftigen Nachtzeit solange nicht zulassig, bis eine erste
Typvermessung vorliegt und den Nachweis erbringt, dass der durch den Hersteller benannte maximale
Schallleistungspegel eingehalten wird. Da die Antragstellerin fir den hier beantragten Anlagentyp bisher
keine Typvermessung vorlegen konnte, war auch ein Nachtbetreib vorerst nicht zuzulassen.

Begrindung zu NB 1V.2.5 bis NB 1V.2.8

Gemal 8 12 Abs. 1 kdnnen der Genehmigung (modifizierende) Auflagen beigefligt werden, soweit dies zur
Erfullung der Genehmigungsvoraussetzungen des 8 6 BImSchG, der u. a. auf 8 5 BImSchG verweist, erfor-
derlich ist.

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass schadliche Umwelteinwir-
kungen nicht hervorgerufen werden kénnen (8 5 Abs. 1 Ziff. 1 BImSchG). Schadliche Umwelteinwirkungen
sind gem. § 3 Abs. 1 Immissionen, die geeignet sind, nach Art, Dauer oder Ausmal Gefahren, erhebliche
Nachteile oder erhebliche Belastigungen flr die Nachbarschaft herbeizufihren. Immissionen sind gem. 8 3
Abs. 2 BImSchG u. a. auf Menschen einwirkende Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen, Licht,
Warme, Strahlen und ahnliche Umwelteinwirkungen. Schattenschlag ist mindestens eine ahnliche Einwir-

kung in diesem Sinne.

Die Erheblichkeitsgrenze der Schadlichkeit der Schattenwurfimmissionen wird in Rechtsprechung und Lite-
ratur zuerst und im Genehmigungsverfahren allein tber die o. g. astronomischen Immissionswerte defi-
niert. Diese sind Werte, die auf der Basis der tatsachlich moéglichen Sonnenscheindauer (ohne Bertcksichti-
gung moglicher Bewdlkung) prognostisch ermittelt werden. Nach der beigebrachten Prognose werden diese
an mehreren Immissionsorten Uberschritten. Insofern ist die Nebenbestimmung NB IV 2.5 angemessen und
erforderlich i. S. des 8 12 Abs. 1 BImSchG, um durch Abschaltung der Anlagen sicher zu stellen, dass keine
schadlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden kénnen.



Seite 28 von 69

Begrindung zur NB 1V.2.9 bis NB IV.2.11

Aufgrund der unmittelbaren Nahe offentlicher StraBen und Wege im Umfeld der Anlagen sind diese zur
Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen durch Eisabwurf mit einem entsprechenden Eisdetektions-
system auszurusten.

Die Aufzeichnung und Aufbewahrung der Daten dienen der immissionsschutzrechtlichen Uberwachung der
Anlage.

Zur Vermeidung schadlicher Umwelteinwirkungen durch Eisabwurf sind 6ffentliche Wege und StraRen im
Umfeld der Anlagen mit Warnschildern zu versehen, welche auf die Gefahrdung hinweisen.

Begrindung zu NB 1V.2.12

Werden die Anlagen wegen des Missverhaltnisses zwischen Windgeschwindigkeit, Drehzahl, Blattwinkel und
erzeugter Leistung abgeschaltet, so ist die Abschaltung auf Eisansatz zurtckzufthren. Praktisch kénnen die
Anlagen dann Uber die Fernwartung wieder in Betrieb genommen werden. Um Sicherzustellen, dass sich
kein Eis mehr an den Rotorblattern befindet, ist durch die Betreiberin eine Sichtkontrolle vorzunehmen. Es
liegt damit im Sinne von § 5 Abs. 1 BImSchG in der Sorgfaltspflicht der Betreiberin, die Anlagen erst nach
erfolgter Inaugenscheinnahme wieder in Betrieb zu nehmen.

Auch die Anforderungen zur Vorsorge werden eingehalten.

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BImSchG sind somit erfullt.

2.2.3 Abfallrecht

Auch § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG wird eingehalten. 8 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG schreibt vor, dass genehmigungs-
bedtrftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben sind, dass Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende
Abfalle verwertet und nicht zu verwertende Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit be-
seitigt werden.

Abfalle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht méglich oder nicht zumutbar ist. Die
Vermeidung von Abféllen ist unzuldssig, wenn sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen fuhrt als die Ver-
wertung.

Soweit beim Betrieb der Anlage Abfalle entstehen, sind dies ausschlief3lich nicht vermeidbare Abfalle, die
nachweislich ordnungsgemaf zu entsorgen sind.

Abfalle entstehen bei der Errichtung der WKA in Form von Verpackungsmaterial sowie beim Riuckbau von
temporaren Verkehrs- und Lagerflachen, welche im Zuge der Errichtung der Windkraftanlagen benétigt wur-
den. Diese werden nach Abschluss der Errichtungsarbeiten von der Baustelle entfernt und vom Anlagen-
hersteller zuriickgenommen oder einer ordnungsgemalen Verwertung zuzufthren.

Die bei Reparatur- und Wartungsarbeiten anfallenden Abfalle werden von der Wartungsfirma fachgerecht
entsorgt.

Zur Erfullung der Anforderungen, die sich aus dem Abfallrecht ergeben, sind die Hinweise unter VI.3.1 bis
3.6 zu berucksichtigen.

8§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG ist somit erfullt.
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2.2.4 Energieeffizienz und Warmenutzung

Der Forderung des 8 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG, Energie sparsam und effizient zu verwenden, wird die Antrag-
stellerin gerecht. Der zum Betrieb der Windkraftanlagen erforderliche Eigenverbrauch an elektrischer Ener-
gie ist sehr gering im Vergleich zur erzeugten Energiemenge, die ins 6ffentliche Netz eingespeist wird. Die
Aufnahme zusatzlicher Nebenbestimmungen hierzu war entbehrlich.

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG ist damit erfullt.

Somit ist 8 5 Abs. 1 BImSchG in seiner Gesamtheit erfullt.

2.2.5 Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz
§8 5 Abs. 2 BImSchG ist hier nicht zu betrachten, da die Anlagen nicht in den Anwendungsbereich des Treib-
hausgas-Emissionshandelsgesetzes fallen.

8 5 Abs. 2 BImSchG ist erfullt.

2.2.6 Betriebseinstellung

§ 5 Abs. 3 BImSchG schreibt vor, dass genehmigungsbedurftige Anlagen so zu errichten, zu betreiben und
stillzulegen sind, dass auch nach einer Betriebseinstellung von der Anlage oder dem Anlagengrundstiick
keine schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belas-
tigungen fur die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden kénnen, vorhandene Abfalle
ordnungsgemal? und schadlos verwertet oder ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt
werden und die Wiederherstellung eines ordnungsgemalien Zustandes des Betriebsgelandes gewahrleistet
wird.

Zur Erfullung der Betreiberpflichten nach &8 5 Abs. 3 Nr. 1-3 BImSchG waren die in den Antragsunterlagen
unter Kapitel 8 enthaltenen Darstellungen ausreichend. Zusatzliche NB waren nicht erforderlich.

8 5 Abs. 3 BImSchG ist erfullt.

2.2.7 Ausgangszustand

§ 5 Abs. 4 BImSchG ist hier nicht zu betrachten, da die Anlagen nicht in den Anwendungsbereich der Indust-
rieemissions-Richtlinie fallen.

§ 5 Abs. 4 BImSchG ist erfullt.

Somit ist 8 5 BImSchG in seiner Gesamtheit erfillt.

Pflichten, die sich aus den auf Grund des 8§ 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen ergeben, sind im
vorliegenden Fall nicht berthrt. § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ist damit erfullt.
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2.2.8 Andere 6ffentlich- rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes

Andere Offentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen dem Vorhaben ebenfalls
nicht entgegen. Zu diesen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zahlen hier insbesondere das Bauplanungs-
und Bauordnungsrecht, der Brandschutz, der Denkmalschutz, das Wasserrecht, das Bodenschutzrecht, das
Forstrecht, das Luftverkehrsrecht (zivil und militarisch), das StralRenrecht sowie der Natur- und Landschafts-
schutz.

2.2.8.1 Bauplanungs-, Bauordnungsrecht, Brandschutz

Bauplanungsrecht

Vorhaben im AuRenbereich

Das Vorhaben befindet sich weder im Geltungsbereich eines (qualifizierten) Bebauungsplans noch inner-
halb eines Bebauungszusammenhangs. Seine bauplanungsrechtliche Zuladssigkeit bemisst sich damit als
AulRenbereichsvorhaben nach & 35 BauGB. Danach ist grundlegend zu unterscheiden zwischen privilegier-
ten Vorhaben (8 35 Abs. 1 BauGB) und sonstigen Vorhaben (§ 35 Abs. 2 BauGB).

Privilegiertes Vorhaben

Windenergieanlagen sind nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im AuRenbereich privilegiert. Sie sind damit gemal3
§ 35 Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz BauGB bauplanungsrechtlich zuldssig, wenn 6ffentliche Belange ,nicht entge-
genstehen” und die ausreichende Erschliefung gesichert ist.

Der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit eines AuRenbereichsvorhabens potenziell entgegenstehende 6f-
fentliche Belange sind in § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB - nicht abschlieBend (,insbesondere”) - aufgezahlt. Fur
dieses Vorhaben sind insbesondere Belange des Immissions- und Naturschutzes zu berucksichtigen. Mit
den Gutachten und den entsprechenden Vermeidungs- und VerminderungsmafRnahmen im Antrag wurde
belegt, dass durch das Vorhaben keine erheblich nachteiligen Auswirkungen durch Schall, Schattenschlag,
Eisabwurf oder Eiswurf und zum Naturschutz hervorgerufen werden. Eingriffe durch das Vorhaben werden
entsprechend kompensiert.

Gemal § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB stehen den nach 8 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB privilegierten Vorhaben
offentliche Belange in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfir im Flachennutzungsplan oder als Ziele
der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. Gemal § 249 Abs. 1 BauGB ist diese Rege-
lung auf Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind-
energie dienen, nicht anzuwenden.

Regionalplan
Die Windenergieanlagen WEA 01 und WEA 02 befinden sich innerhalb des Vorranggebietes Nummer 29

»Christinendorf” des Sachlichen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 der Region Havelland-Flaming
mit Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt Nr. 42 vom 23. Oktober 2024 und damit innerhalb
eines Windenergiegebietes gemall 8 2 Nummer 1 Windenergieflachenbedarfsgesetz (WindBG). Innerhalb
dieses Windenergiegebietes erfolgt die bauplanungsrechtliche Beurteilung gemal3 § 249 Absatz 2 Bauge-
setzbuch (BauGB) nach § 35 Absatz 1 BauGB. Ein Vorhaben ist danach im AulRenbereich zulassig, wenn 6f-
fentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende ErschlieBung gesichert ist und es - wie hier - der
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Nutzung der Windenergie nach MalRgabe des § 249 dient. Bauaufsichtlich zu prifende Belange stehen dem
Vorhaben nicht entgegen. Die ausreichende ErschlielRung ist durch die Eintragung von Baulasten 6ffentlich-
rechtlich gesichert. Die Rickbauverpflichtung gemaR § 35 Absatz 5 BauGB ist Inhalt der Antragsunterlagen.

Die WEA 03 befindet sich ca. 20 m aul3erhalb des Vorranggebietes Nummer 29 ,Christinendorf” des Sachli-
chen Teilregionalplans Windenergienutzung 2027 der Region Havelland-Flaming mit Bekanntmachung der
Genehmigung im Amtsblatt Nr. 42 vom 23. Oktober 2024. Die untere Bauaufsichts- und Denkmalschutzbe-
hoérde des Landkreises Teltow-Flaming beurteilt diese deshalb als unzulassig.

Nach Abstimmung zwischen der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung und des Referates 23 des MIL ist
in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren bei der Frage nach der Lage eines Vorhabens in-
nerhalb oder aul3erhalb eines Vorranggebiets fir die Windenergienutzung auf die Einschatzung der Regio-
nalen Planungsgemeinschaft mit dem Mal3stab 1:100.000 abzustellen. Unter Zugrundelegung des vg. MaR3-
stabs und der daraus resultierenden Planunscharfe sind die gegenstandlichen drei Windkraftanlagen im
Vorranggebiet VR-WEN Nr. 29 zu verorten und damit privilegiert. Dies bestatigt auch die Regionale Planungs-
gemeinschaft Havelland-Flaming in ihrer Stellungnahme vom 29.04.2025.

Demzufolge ist auch die WEA 03 bauplanungsrechtlich zulassig.

Flachennutzungsplan (ENP)

Gemal3 § 35 Abs. 3 Nr. 1 BauGB liegt eine Beeintrachtigung &ffentlicher Belange insbesondere vor, wenn
das Vorhaben den Darstellungen des Flachennutzungsplans widerspricht. Das Vorhabengebiet befindet sich
im Geltungsbereich eines Flachennutzungsplans. Das Vorhaben widerspricht nicht den Darstellungen des
Flachennutzungsplans, weil die Windenergieanlagen sich in einem regionalplanerisch ausgewiesenen Vor-
ranggebiet fur Windenergienutzung befinden.

Mindestabstand zur Wohnbebauung

Gemal § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung von Mindestabstanden von Windenergieanlagen zu Wohnge-
bauden im Land Brandenburg (Brandenburgisches Windenergieanlagenabstandsgesetz - BbgWEAADG)
mussen die privilegierten WKA einen Mindestabstand von 1.000 m zu zulassigerweise errichteten Wohnge-
bauden in Gebieten mit Bebauungsplanen (8 30 BauGB) oder innerhalb im Zusammenhang bebauter Ort-
steile (8 34 BauGB) einhalten. Der notwendige Abstand gemal? § 1 Abs. 1 BbgWEAAbG wird von den geplan-
ten drei WKA eingehalten.

Verpflichtungserklarung fir den Rickbau

Die Verpflichtungserklarung nach § 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB, die WKA nach dauerhafter Aufgabe der zulassi-
gen Nutzung zurlckzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen, liegt mit Datum vom 10.03.2025 un-
terzeichnet in den Antragsunterlagen (siehe Kapitel 8.1.2) als weitere Zulassigkeitsvoraussetzung vor (Si-
cherstellung nach & 35 Abs. 5 Satz 3 BauGB).

ErschlieBung
Eine weitere bauplanungsrechtliche Zulassigkeitsvoraussetzung fur privilegierte Aul3enbereichsvorhaben

ist nach 8 35 Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz BauGB deren gesicherte ausreichende ErschlieBung. Diese setzt die
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dauerhafte VerflUgbarkeit einer fir den Vorhabenbetrieb ausreichenden Zuwegung zum Vorhabengrund-
stiick vom 6ffentlichen Verkehrsraum sowie die Anbindung an die betriebsnotwendigen Medien jeweils spa-
testens ab dem Zeitpunkt der Gebrauchsabnahme voraus.

Zur ErschlieBung der geplanten WKA ist eine 6ffentlich-rechtliche Sicherung der Zufahrt und der Feuerwehr-
zufahrt zu jedem Baugrundstuck erforderlich. Des Weiteren sind Abstandsflachen 6ffentlich-rechtlich zu si-
chern, wenn diese auf Nachbargrundstlcken liegen.

Die ausreichende ErschlieBung ist durch die Eintragung von Baulasten 6ffentlich-rechtlich gesichert.

Die Errichtung der WKA (WEA 1, 2 und 3) ist nach 8 35 Abs. 1 Nr. 5 Baugesetzbuch (BauGB) zulassig, 6ffent-
liche Belange nach & 35 Abs. 3 BauGB stehen nicht entgegen und die Erschlieung ist gesichert.

Gemeindliches Einvernehmen

Nach § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB wird tUber Vorhaben nach den §§ 31 sowie 33 bis 35 BauGB im bauaufsichtli-
chen Verfahren im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Dies gilt gemal? 8 36 Abs. 1 Satz 2 BauGB
auch, wenn aufgrund der Konzentrationswirkung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung in einem
anderen Verfahren Uber die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit eines Vorhabens entschieden wird.

Die Stadt Trebbin hat ihr nach 8 36 Abs. 1 BauGB erforderliches Einvernehmen erteilt.

Das Vorhaben ist bauplanungsrechtlich zulassig.

Bauordnungsrecht

Zur Erfillung der Anforderungen, die sich aus der BbgBO ergeben, war die NB IV.3.1 erforderlich. Die Hin-
weise unter VI.2.1 sind zu beachten.

Windenergieanlagen (WEA) sind Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 2 BbgBO. Die Anforderung an
Planung, Bemessung und Ausfihrung werden in der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen
durch die ,Richtlinie fir Windenergieanlagen Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise flr Turm und
Grindung (Stand: Oktober 2012 - korrigierte Fassung Marz 2015)" gemal? 8 86a Absatz 2 BbgBO als techni-
sche Regel bauaufsichtlich eingefihrt

Zulassung von Abweichungen

Die Abstandsflachentiefe von Windenergieanlagen betragtim AuRBenbereich 0,2 H, mindestens jedoch 3 Me-
ter. Diese soll auf den Radius der Projektion des Rotors (Projektion des Kugelradius auf die Gelandeoberfla-
che) von 125,15 Metern auf 87,61 Meter reduziert werden.

Dazu wurde ein Antrag auf Abweichung nach § 67 von § 6 Abs. 5 BbgBO gestellt. Vor der Entscheidung tber
die Zulassung der Abweichung durch die Bauaufsichtsbehérde hat die Antragstellerin die Nachbarn gemanR
§ 70 Abs. 3 BbgBO schriftlich um Zustimmung zur Reduzierung ersucht und der Bauaufsichtsbehoérde die
folgenden Rickmeldungen Ubermittelt (Tabelle 5, Tabelle 6 und Tabelle 7).
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Tabelle 5: Abweichungen WEA 01

Nr.: | Gemarkung-Flur-Flurstlck Zustimmung Ablehnung Keine Rickmeldung
1 Christinendorf-3-19 X

2 Christinendorf-3-52 X

3 Christinendorf-3-114 X

4 Christinendorf-3-51 X

5 Christinendorf-3-46 X

Tabelle 6: Abweichungen WEA 02

Nr.: | Gemarkung-Flur-Flurstlck Zustimmung Ablehnung Keine Rickmeldung
1 Christinendorf-3-131 X

2 Christinendorf-3-21 X
3 Nunsdorf-2-57 X
4 Nunsdorf-2-58 X-mit Begrindung

5 Nunsdorf-2-59 X

6 Nunsdorf-2-60 X

7 Nunsdorf-2-61 X

8 Nunsdorf-2-272 X

9 Nunsdorf-2-240 X

10 Nunsdorf-2-82 X

Tabelle 7: Abweichungen WEA 03

Nr.: | Gemarkung-Flur-Flurstlck Zustimmung Ablehnung Keine Rickmeldung
1 Christinendorf-3-35/1 X

2 Christinendorf-3-32 X

3 Christinendorf-3-31 X

4 Christinendorf-3-30 X

5 Christinendorf-3-29 X

6 Christinendorf-3-28 X X

Begrindung fur die Zulassung der Abweichungen

Eine Abweichung soll zugelassen werden, wenn sie unter BerUcksichtigung des Zwecks der jeweiligen An-
forderung und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschitzten nachbarlichen Belange mit den 6ffent-
lichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des 8 3 Satz 1 BbgBO, vereinbar ist. Dabei ist entschei-
dend, ob diese Belange tatsachlich nachteilig betroffen sind und die zugelassene Abweichung eine mehr als
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nur geringfligige, unter dem Gesichtspunkt des Gebots der gegenseitigen Rucksichtnahme hinzunehmende
Verschlechterung darstellt. Abzustellen ist bei der Beurteilung der jeweiligen Schutzziele, der Wirdigung
nachbarlicher Belange und der Vereinbarkeit mit den 6ffentlichen Belangen immer auf die konkrete situa-
tionsbezogene Zumutbarkeit (OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 21.11.2012 - 11 S. 38.12).

Die Abweichung ist mit den offentlichen Belangen, insbesondere mit § 3 BbgBO vereinbar. Die mit der Ab-
standsflachenregelung der BbgBO verfolgten Ziele werden auch bei der beantragten Reduzierung der Ab-
standsflache in hinreichendem Mal verwirklicht. Die Abstandsflachenvorschriften dienen vor allem dazu,
eine ausreichende Belichtung, BelUftung und Besonnung von Gebduden und den darin liegenden Raumen
zu gewahrleisten. Weiterhin dienen sie dem Sozialabstand und sollen einer unangemessenen optischen
Beengung sowie der Stérung des Wohnfriedens vorbeugen.

Im vorliegenden Fall liegen die Baugrundstiicke im AuRenbereich. Die von der Abstandsregelung betroffe-
nen Nachbarflursticke werden land- oder forstwirtschaftlich genutzt. Eine schutzwlrdige Bebauung mit
Geb&uden ist auf allen betroffenen Nachbarflurstiicken nicht vorhanden. Mit ihr ist wegen der Aulienbe-
reichslage auch nicht zu rechnen. Die im Rahmen des bauplanungsrechtlichen Gebots der Rucksichtnahme
relevante optische und akustische Wirkung der Windenergieanlage beeintrachtigt die nachbarlichen Inte-
ressen nicht bzw. nur in geringem, hier zu vernachlassigendem Mal3e.

Die von einem Nachbarn vorgebrachte Gerduschbeldstigung und der Schattenschlag berihren keine
Schutzguter des Abstandsflachenrechts.

Die beantragte Abweichung wird bauaufsichtlich zugelassen.

Sicherheitsleistung

Zur Einhaltung der Ruckbauverpflichtung ist nach § 72 Abs. 2 BbgBO fur Vorhaben im AuRenbereich gemaR
§ 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB vor Erteilung der Genehmigung eine Sicherheit in Héhe der Kosten der Besei-
tigung der baulichen Anlagen zu leisten.

Entsprechend § 72 Abs. 2 BbgBO i. V. m. dem Erlass 24/01.06 des Ministeriums fur Infrastruktur und Raum-
ordnung vom 28.03.2006 kann die Genehmigung fur die WKA unter der aufschiebenden Bedingung erteilt
werden, dass vor Baubeginn bei der unteren Bauaufsichtsbehérde eine Sicherheit in Hohe der Kosten der
Beseitigung der baulichen Anlagen nachzuweisen ist. Mit der NB IV.3.1 wird diese Forderung sichergestellt.
Die Windenergieanlagen sind nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zurtickzubauen und Bo-
denversiegelungen sind zu beseitigen, § 35 Absatz 5 Satz 2 BauGB. Der Bauaufsichtsbehdrde gegentiber ist
eine Sicherheitsleistung in Hohe der Kosten flr die Beseitigung der Windenergieanlagen vor Erteilung der
Baugenehmigung zu erbringen (8 72 Abs. 2 BbgBO).

Die Aufnahme der Bedingung, dass die Sicherheitsleistung erst zum Baubeginn zu erbringen ist, stellt diese
Forderung in gleicher Weise dar.

Die Antragstellerin hat Kosten fur den Riickbau und die Beseitigung der Bodenversiegelung fur eine Wind-
energieanlage in Hohe von_angegeben. Die Sicherheitsleistung ist in Form einer Bankbirg-
schaft zu erbringen.

Gemald 8 72 Abs. 7 BbgBO darf mit der Bauausfiihrung erst begonnen werden, wenn die nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlichen Genehmigungen sowie die erforderlichen Priifberichte oder Bescheini-
gungen Uber die Prufung der bautechnischen Nachweise vorliegen und die Baufreigabe erfolgt ist.
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Baulasten

Die fur die gesicherten ErschlieBung und Abstandsflachen erforderlichen Baulasten der Windenergieanla-
gen wurden am 04.02.2026 gemal3 § 84 BbgBO in das Baulastenverzeichnis des Landkreises Teltow-Flaming
eingetragen.

Standsicherheit

Die Prufung der 6rtlichen Anpassung der typengepruften Windenergieanlagen wurde vom Prufingenieur
fur Standsicherheit Prof. Dr.-Ing. Dirk Werner, Pruf. Nr.: 031/01771-25/0046 Prifbericht 03 vom 23.02.2026
durchgefuhrt. Auflagen aus dem Prifbericht (8.4), insbesondere die dort genannte sektorielle Betriebsein-
schrankungen aus dem Turbulenzgutachten 117-SE2025-039 Rev. 02, vom 11.02.2026 sind zu beachten.

Das Vorhaben ist bauordnungsrechtlich zulassig.

Brandschutz

Der geprufte Brandschutznachweis der Hagen Ingenieurgesellschaft fur Brandschutz mbH Projekt; 12954-
24 vom 22.01.2025 ist mit dem Prufbericht Nr.: 487/02320/25 des Prufingenieurs fur Brandschutz Dipl.-Ing.
Matthias Oeckel vom 02.07.2025 vollinhaltlich Bestandteil der Bauvorlagen und bei Ausfihrung des Bauvor-
habens zu beachten (§ 66 Absatz 3 BbgBO).

2.2.8.2 Denkmalschutz

Die Erlaubnis wird zur Gewahrleistung der Dokumentationspflicht der ortsfesten Bodendenkmale 130547
»Siedlung der Urgeschichte” und 131279 ,Rast- und Werkplatz der Steinzeit; Siedlung der Urgeschichte" fur
die Flachen der geplanten WKA-Standorte WEA 01 (Gemarkung Christinendorf, Flur 3, FIst. 47, 48), WEA 02
(Gemarkung Christinendorf, Flur 3, FIst. 20) und WEA 03 (Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Fist. 34), die
zugehorigen Kranstellflachen und die Montageplatze sowie die Flache der ErsatzmalBnahme M2 (Erstauf-
forstung) erteilt.

Das Vorhaben betrifft die ortsfesten Bodendenkmale 130547 ,Siedlung der Urgeschichte” und 131279 ,Rast-
und Werkplatz der Steinzeit; Siedlung der Urgeschichte".

130547: Ostlich vom Ort auf einem flachen Hanggeldnde unmittelbar an einer Niederung weisen Funde auf
eine urgeschichtliche Siedlung hin.

Im Areal der Windkraftanlagen WEA 01 und WEA 03 sind mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
ortsfeste Bodendenkmale zu vermuten. Urgeschichtliche Siedlungsplatze und technische Anlagen wurden
bevorzugt an Gewasserrandern angelegt, weil man so die Wasserversorgung fur Menschen, technische An-
lagen wie Ofen und firr das Nutzvieh sicherstellen konnte. Diese siedlungsgiinstigen Voraussetzungen sind
fUr diese Standorte gegeben.

Durch die Prospektion mittels Baggerschnitten soll ermittelt werden, in welchen Teilflachen sich ortsfeste
Bodendenkmale befinden. Wirden die archaologischen Untersuchungen baubegleitend stattfinden und es
wlrden Bodendenkmale entdeckt, wirde die teure Baulogistik Stillstehen und hohe Kosten verursachen.
Letztlich gewinnt der Vorhabentrager durch die bauvorbereitende Prospektion und gegebenenfalls Haupt-
untersuchung eine bessere Planungssicherheit.

Durch das Vorhaben werden Bodendenkmale teilzerstort. Mit dem Auftreten von Bodenfunden bei den
Erdarbeiten muss zwingend gerechnet werden.
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Nach §8 9 Abs. 1 Nr. 5 BbgDSchG bedarf einer Erlaubnis durch die Untere Denkmalschutzbehdrde, wer die
bisherige Bodennutzung in Grabungsschutzgebieten oder von Grundsticken, von denen bekannt ist, dass
sie Bodendenkmale bergen, verandert.

Diese Erlaubnis ist gemald 8 9 Abs. 2 Nr. 2 BbgDSchG zu erteilen, wenn den Belangen des Denkmalschutzes
entgegenstehende 6ffentliche oder private Interessen tUberwiegen und sie nicht auf andere Weise oder nur
mit unverhaltnismaligem Aufwand berucksichtigt werden kénnen.

Die NB IV.8.1 bis IV.8.7 dienen der Einhaltung der denkmalschutzrechtlichen Vorschriften.

Das Benehmen gemal 8 19 Abs. 3 BbgDSchG mit der Denkmalfachbehdérde wurde hergestellt.

2.2.8.3 Wasserrecht - Gewasserschutz

Wasserrechtliche Belange stehen dem Vorhaben unter Beachtung der Hinweise unter V1.4 nicht entgegen.
Die fUr das Verfahren erforderlichen Erlaubnisse zur Stoffeinbringung und Grundwasserabsenkung stehen
dem Vorhaben ebenfalls nicht gegen.

2.2.8.4 Bodenschutzrecht

Gemal3 der 88 4, 7, 9, 10 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)i. V. m. 88 9, 10, Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) kann die zustandige Bodenschutzbehdrde MaRnahmen zur Abwehr von
Gefahren der vom Grundsttick drohenden schadlichen Bodenveranderungen anordnen.

Gemal 8 1 Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG sind bei der Planung und Ausfiihrung von Baumalinah-
men und anderen Veranderungen der Erdoberflache die Belange des Bodenschutzes zu berticksichtigen,
insbesondere ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten.

Die rechtlichen Anforderungen an das Ein- und Aufbringen von Bodenmaterial sind in den 88 6 bis 8
BBodSchV geregelt.

Seitens der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehdrde stehen dem Vorhaben unter Beachtung
der Hinweise unter VI.3 keine bodenschutzrechtlichen Belange entgegen.

2.2.8.5 Naturschutz und Landschaftspflege

Nach § 1 Abs. 3 der Naturschutzzustandigkeitsverordnung (NatSchZustV) ist bei Vorhaben, die einer Zulas-
sung einer Landesoberbehdrde bedurfen, die Fachbehdrde fur Naturschutz und Landschaftspflege (in die-
sem Fall das Referat N 1) fUr alle naturschutz- einschlief3lich der artenschutzrechtlichen Entscheidungen und
Malnahmen, die in Bezug auf das Vorhaben zu treffen sind, zustandig.

Folgende naturschutzrechtlichen Belange sind vom Vorhaben nicht betroffen:

. Schutzgebiete nach Kapitel 4, Abschnitt 1 BNatSchG (NSG, LSG, Naturdenkmaler, geschuitzte Land-
schaftsbestandteile, gesetzlich geschltzte Biotope) inklusive geschitzter Alleen nach § 17
BbgNatSchAG und geschutzter Biotope nach 8§ 18 BbgNatSchAG,

. Schutzgebiete nach Kapitel 4, Abschnitt 2 BNatSchG (Natura-2000-Gebiete, gem. FFH-Vorprufung
aus Februar 2025 sind keine erheblichen Beeintrachtigungen der ErhZ zu erwarten).

Es verbleiben folgende Belange, die in der Stellungnahme naher behandelt werden:

. Eingriffsregelung

. besonderer Artenschutz nach 8 6 WindBG (Antrag ging nach dem 29.03.23 ein und liegt innerhalb
eines Flachennutzungsplans der Stadt Trebbin (2017))
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Zu Vermeidungs-, Schutz- und MinderungsmaBnahmen

Zu NB IV.5. 1: Bauzeitenregelungen

In Teilbereichen des Zufahrtsweges sind Geholzbeseitigungen zur Herstellung eines Lichtraumprofiles er-
forderlich. Zum Schutz der Fortpflanzungs- und Ruhestatten von Végeln sowie zur Vermeidung von Totun-
gen sind die Geholzbeseitigungen auRerhalb der Besetzungszeit der betroffenen Quartiere bzw. auRerhalb
der Brutzeit vorzunehmen.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass potenzielle Quartiere in dem zu fallenden Baum vorhanden
sind, die als Sommerquartier geeignet sind.

Dementsprechend verbleibt fir die erforderlichen SchnittmaBnahmen und Gehdlzbeseitigungen folgender
Zeitraum: 01.11. bis 28./29.02.

Zu NB 1V.5.2 bis 5.4: Bauzeitenregelungen

Im Wirkbereich des Vorhabens befinden sich Reviere verschiedener Brutvogel wie Grinspecht (E02-A 08)
Feldlerche (A03-M08), Grauammer (A03-E08) und Bluthanfling (A04-A09). Bei einer Bautatigkeit wahrend der
Brutzeit kann das Vorhaben Beeintrachtigungen bzw. Stdrungen in den Bruthabitaten hervorrufen. Diese
Beeintrachtigungen kénnen vermieden werden, indem die Bautatigkeit auerhalb der artspezifischen Brut-
zeit erfolgt. Im vorliegenden Fall ist dies der Zeitraum vom 21.02 bis 10.09. eines Jahres. Unter bestimmten
Voraussetzungen, die in den Regelungen zur Bauzeit festgesetzt werden, sind BaumalRnahmen in der Brut-
zeit moglich.

Zu NB IV.5.5: Senkung der Attraktivitdt von Habitaten im MastfuBbereich

Das Vorhaben liegt im erweiterten Prifbereich von zwei Rotmilanhorsten.

Die ungenutzten Bereiche um die MastftiRe von WEA haben in der intensiv genutzten Agrarlandschaft trotz
ihrer Kleinflachigkeit aufgrund der hohen Kleinsdugerdichte (Nahrungsmenge) und der oft niedrigen Vege-
tation (Erreichbarkeit) fur viele Vogelarten eine Bedeutung als Nahrungsflache und werden u. a. durch Rot-
milane gezielt angeflogen. Bei der Nahrungssuche ist die Aufmerksamkeit auf den Boden gerichtet, dadurch
werden Hindernisse in der Luft - wie sich bewegende Rotoren - schlechter wahrgenommen als z. B. bei ziel-
gerichteten Durchfligen, bei der die Wahrnehmung nach vorn gerichtet ist.

Zu NB IV.5.6 und 5.7: Fledermdause

Bestandserfassungen von Fledermdusen entsprechend der im AGW-Erlass, Anlage 3, Punkt 2.4 genannten
Anforderungen liegen nicht vor. In Brandenburg ist flachendeckend ein Vorkommen schlaggefahrdeter Fle-
dermausarten anzunehmen. Es sind daher pauschale Abschaltzeiten festzusetzen. Nach den vorliegenden
Unterlagen liegt die WEA 03 innerhalb von Funktionsraumen besonderer Bedeutung, in denen mit einer
erhéhten Frequentierung des Gefahrenbereichs wahrend der gesamten Aktivitatsperiode zu rechnen ist.
Der erforderliche Mindestabstand von 250 m zu Gehdlzstrukturen und Waldrandern wird unterschritten (s.
AGW-Erlass, Anlage 3, Kapitel 2.3.1). Die pauschale Abschaltung umfasst daher den Zeitraum vom 01.04. bis
31.10. eines Jahres. Die Schutzmalinahme ist geeignet, erhebliche Beeintrachtigungen der Artengruppe Fle-
dermause sowie das Eintreten des Verbotstatbestandes gemal3 8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu vermeiden.
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Zu NB 1V.5.8: Reptilien

Es gab keine Erfassung von Reptilien. Die Waldrander an der Zuwegung bieten ein potenzielles Habitat und
um ein Einwandern der Zauneidechsen in die Baubereiche zu vermeiden, sind entlang der Baustellenberei-
che und vor Baubeginn Reptilienschutzzaune zu errichten.

Zu NB 1V.5.9: Amphibien

Aufgrund des Vorkommens von Kleingewdassern, Graben und Gehdlzstrukturen im Umkreis von 500 m um
den geplanten Anlagenstandort inkl. Zuwegung ist das Vorhabengebiet als Lebensraum fur Amphibien ge-
eignet. Baubedingt kénnen Verluste von Amphibien auftreten, sofern Bauarbeiten wahrend der Wande-
rungszeiten durchgefuhrt werden.

Zu Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen nach § 15 Abs. 2 ff. BNatSchG

Nach § 15 Abs. 2 BNatSchG hat der Verursacher eines Eingriffes unvermeidbare Beeintrachtigungen inner-
halb einer bestimmten Frist auszugleichen (Ausgleichsmalinahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen).
Anlage- und betriebsbedingt treten folgende nicht vermeidbare Beeintrachtigungen auf:

Schutzgut Boden

Das Vorhaben verursacht den Verlust bzw. die Beeintrachtigung von Bodenfunktionen allgemeiner und be-
sonderer Funktionsauspragung (siehe Tabelle) durch Versiegelung (Zuwegung, MastfuRfundamente und
Kranstellflachen) in einem Umfang von insgesamt 15.408 m2 (Netto-Versiegelung 8.873 m2), davon

w . . Kompen- )

Flachenbe- Versiege- Nettoversie- . Kompensationsbe-
Art der Nutzung . FA sationsfak-

darf in m2 lungsfaktor gelung (m?) tor darf (m2)
Fundament WEAO1 712 a 1 712 1 712
KSF WEAO1 1.431 a 0,5 716 716
Gesamt WEAO1 2.143 1.428 1.428
Fundament WEAO2 712 a 1 712 | 1 712
KSF WEAO2 1.190 a 0,5 595 595
KSF WEA02 241 b 0,5 121 | 2 242
Gesamt WEAQ2 2.143 1.428 1.549
Fundament WEAQ3 712 a 1 712 1 712
KSF WEA03 1.431 a 0,5 716 1 716
Gesamt WEAQ3 2.143 1.428 1.428
Zuwegung WEA 1 2.212 a 0,5 1.106 1 1.106
z

uwegung 1.050 a 0,5 525 1 525

WEA 2
Zuwegung

1.258 a 0,5 629 1 629
WEA 3
Zuwegung zwischen

2.983 a 0,5 1.491,5 1 1.491,5
WEAT und WEA 2
Anbindung an Kreis-

1.076 a 0,5 538 1 538
stral3e
Gesamt Zuwegung 8.579 4.289 4.289
Zisterne 200 a 1 200 1 200
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Loschwasser-stellfla- 200 a 05 100 100
che

Gesamt Zisterne 400 300 300
Gesamt 15.408 8.873 8.995

Mit den MaBnahme M1 (Umwandlung von Intensivacker in Wildacker) im Umfang von 14.685 m?2 (Faktor 1:2)
und der Malinahme M2 (Erstaufforstung inkl. Waldrandgestaltung und Krautsaum) im Umfang von 3.305 m?2
(Faktor 1:2) kénnen die im Zusammenhang mit dem Bau der Wege, Fundamente und Kranstellflachen auf-
tretenden erheblichen Beeintrachtigungen des Schutzgutes Boden vollstandig kompensiert werden.

Schutzgut Biotope

Durch das Vorhaben werden intensiv genutzte Ackerflachen und Waldflachen in Anspruch genommen.

Die Beanspruchung von intensiv genutzten Ackerflachen bedarf keiner Kompensation fur das Schutzgut Ve-
getation. Durch die Errichtung der WEA 1 (Fundament-, Kranstellflachen), Zuwegung sowie die Einrichtung
von Baustellenflachen erfolgt ein Verlust von 2.141 m2 (Details siehe Tabelle 8).

In Tabelle 8 werden eine Beeintrachtigung von Acker sowie temporare Eingriffe in junge Aufforstungen (An-
wuchs/Aufwuchs, Dickung bis 6 cm BHD und Stangenholz von 7 bis 20 cm BHD) nicht dargestellt, da sie als
nicht erheblich anzusehen sind und eine Kompensation fur diese nicht erforderlich wird.

Tabelle 8: Darstellung Verlust der Biotope

Bio- Dauer der Inan- | Gesamt- Wuchsklassen Kompensationsfaktor bei Erst- | Kompensationsbe-
toptyp spruchnahme flache aufforstung darfin (m?)
08480 Dauerhaft  Funda- | 510 m? Stangenholz 1 510
ment
08480 Dauerhaft 1.430 m? Schwaches bis mittleres | 1,5 2.145
Kranstellflache Baumbholz
08680 Dauerhaft 201 m? Schwaches bis mittleres | 1,5 301,5
Fundament Baumholz
Gesamtwaldflache dauerhaft 2.141 m? 2.956,5

Mit den MaRBnahme M2 (Erstaufforstung inkl. Waldrandgestaltung und Krautsaum) im Umfang von 3.305 m?
(Faktor entsprechend der Tabelle) kénnen die im Zusammenhang mit dem Bau der Wege, Fundamente und
Kranstellflachen auftretenden erheblichen Beeintrachtigungen des Schutzgutes Biotope vollstandig kom-
pensiert werden.

Schutzgut Landschaftsbild

Von den eingebrachten Ausgleichs- oder Ersatzmalinahmen kdénnen die Mal3nahmen M1 und M2 zur Kom-
pensation von Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft durch Windenergieanlagen herangezogen
werden.

Fur die verbleibenden erheblichen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes wird eine Ersatzzahlung fest-
gesetzt.

Nachweis der rechtlichen Sicherung
Die dauerhafte Sicherung aller MaBnahmenflachen ist im Genehmigungsverfahren nachzuweisen.
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Dies erfolgte fur die MalBnahmen M1 und M2 durch Vorlage des Antrags auf Eintragung vom 24.02.2025
(Eingangsstempel Amtsgericht Libben). Da der Grundbucheintrag noch nicht vorliegt, ist der entsprechende
Auszug unter Angabe der Registriernummer des Genehmigungsverfahrens vorzuweisen. Der Nachweis ist
bis spatestens 1 Jahr nach Erteilung der Zulassung zu erbringen.

Zu Zahlungen nach § 15 Abs. 6 BNatSchG

Abwégung 8 15 Abs. 5 BNatSchG

Nach 8 15 Abs. 5 BNatSchG darf der Eingriff nicht zugelassen oder durchgefiihrt werden, wenn die Beein-
trachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind
und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwagung aller Anforderungen an
Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vorgehen.

Der Betrieb von WEA liegt im Uberragenden 6ffentlichen Interesse und dient der 6ffentlichen Sicherheit. Die
vorliegend verbleibenden erheblichen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes Uberwiegen nicht die mit
dem Vorhaben verbundenen Belange.

Die Abwagung fallt zugunsten des Vorhabens aus.

Schutzgut Landschaftsbild

Die Berechnung der H6he der Ersatzzahlung fur Windenergieanlagen erfolgt grundsatzlich in der nach Bun-
desrecht vorgegebenen Rangfolge zunachst gemald § 15 Abs. 6 Satz 2 BNatSchG anhand der durchschnittli-
chen Kosten der nicht durchfiihrbaren Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen. Sind diese wie vorliegend nicht
feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung nach 8 15 Abs. 6 Satz 3 BNatSchG (Dauer und Schwere).

Die Schwere des Eingriffs in das Landschaftsbild wird auf Grundlage der Bewertung des betroffenen Land-
schaftsbildes (Wertstufen) und der durch die geplante Windenergieanlage nicht kompensierten erheblich
beeintrachtigten Flache abgebildet. Die erheblich beeintrachtigte Flache wird auf der Grundlage des mit
Schreiben des MLEUV vom 19.08.2025 als Methode eingefuhrten ,Markischen Modells” ermittelt.

Dazu wurde durch die Antragstellerin die Unterlage Landschaftspflegerischer Begleitplan Erganzung zur Fol-
genbewaltigung des Landschaftsbildeingriffs gemald ,Markisches Modell” vom 27.04.2026 in das Verfahren
eingebracht. Die darin dargelegte Anwendung der Methodik und die daraus abgeleiteten Ergebnisse hin-
sichtlich der durch die beantragte WEA erheblich beeintrachtigten Flache sind im Wesentlichen plausibel.
Dem malnahmenspezifischen Faktor von 1,6 bei der MaRnahme M2 wird nicht gefolgt. Eine Uberarbeitung
der Unterlage ist jedoch nicht erforderlich, da genlgend Informationen vorlagen, um die erheblich beein-
trachtige Flache und die Summe der Ersatzzahlung zu ermitteln. Dies wurde durch das LfU, Referat N1 tUber-
nommen und im Folgenden dargestellt.

Gemald Abschnitt 4.2.2. des Markischen Modells ist ,der absolute Flachenwert erheblich beeintrachtigte
Landschaft [des Eingriffes] ... - zusatzlich zu den landschaftsspezifischen Abwertungsfaktoren (vgl. Nr. 4.2.1.)
- mit eingriffsspezifischen Abwertungsfaktoren zu multiplizieren (vgl. Anlage 1).”

Die anrechenbare Abwertungsflache und Aufwertungsflache werden ermittelt, indem die daraus resultie-
rende Abwertungs- bzw. pflichtverteilte Aufwertungspunkte durch den Abwertungsfaktor der Wertstufe des
Landschaftsbildes dividiert werden.
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Die ermittelten Flachenwerte und die Ersatzzahlung wurde daher fir WEA 01 (Die Auswirkungen fur die WEA
liegen im Naturraum mittlere Markt) wie folgt angepasst:

Erheblich beeintrachtigte Flache WEA 01

Wertstufe Flache absolut Flache relativ | Abwertungspunkte | Abwertungspunkte | Abwertungspunkte
anlagebezogen fak- | relativ
torisiert (1,3)

6 0 0% 0 1 0%

5 23 1% 116 151 2%

4 204 6% 817 1.062 14%

3 470 15% 1.411 1.834 24%

2 951 30% 1.902 2.472 33%

1 1.542 48% 1.542 2.005 27%

Gesamt 3.191 100% 5.788 7.525 100%

Ergebnis WEAOQ1

Wertstufe Anrechenbare Abwer- | Anrechenbare Kompensa- | Saldo Kompensierter Anteil in % (Wir-

tungsflache tionsflache kungsgrad der MalRknahme)

6 0 0 0 0%

= 30 0 -30 0%

4 265 0 -265 0%

3 611 0 -611 0%

2 1.236 0 -1.236 0%

1 2.005 0 -2.005 0%

Gesamt 4.148 0 -4.148 0%

Ersatzzahlung WEA 01

Bedeutung des Landschaftsbildes ha erh. beeintr. Zahlungswert Ersatzzahlung

6 sehr hoch 0

5 hoch 30

4 mittel-hoch 265

3 gering-mittel 611

2 gering 1236

1 sehr gering 2005

Gesamt 4148
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Die ermittelten Flachenwerte und die Ersatzzahlung wurde daher fir WEA 02 (Die Auswirkungen fur die WEA
und MalBnahme liegen im Naturraum mittlere Markt) wie folgt angepasst:

Erheblich beeintrachtigte Flache WEA 02

Wertstufe Flache absolut Flache rela- | Abwertungs- Abwertungspunkte Abwertungs-

tiv punkte anlagebezogen fak- | punkte relativ
torisiert (1,3)

6 - 0% - - 0%

5 8 0% 40 52 1%

4 133 5% 532 692 11%

3 417 15% 1.251 1.626 27%

2 706 26% 1.412 1.836 30%

1 1.440 53% 1.440 1.872 31%

Gesamt 2.704 100% 4.675 6.078 100%

Aufgewertete Flache M1 (Extensivierung)

Wertstufe Flache absolut Flache relativ Aufwertungs- Aufwertungspunkte mal3- | Aufwertungspunkte
punkte nahmebezogen faktori- | relativ
siert (1,0)
6 - 0% - 0,00 0%
5 - 0% - 0,00 0%
4 - 0% - 0,00 0%
3 - 0% - 0,00 0%
2 - 0% - 0,00 0%
1 2 100% 10 10,08 100%
Gesamt 2 100% 10 10 100,0%

Ergebnis WEA02 und M1

Wertstufe Anrechenbare Abwer- | Anrechenbare Kompensa- | Saldo Kompensierter Anteil in % (Wir-
tungsflache tionsflache kungsgrad der MaBnahme)

6 - - - 0%

5 10 0 -10 0%

4 173 0 -73 0%

3 542 1 - 541 0%
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2 918 2 -916 0%
1 1.872 3 -1.869 0%
Gesamt 3.515 6 -3.510 0%

Ersatzzahlung WEAQ2

Bedeutung des Landschaftsbildes ha erh. beeintr. Zahlungswert Ersatzzahlung
6 sehr hoch 0

5 hoch 10

4 mittel-hoch 173

3 gering-mittel 541

2 gering 916

1 sehr gering 1869

Gesamt 3510

Die ermittelten Flachenwerte und die Ersatzzahlung wurde daher fur WEA 03 (Die Auswirkungen fur die
WEA und MalRnahme liegen im Naturraum mittlere Markt) wie folgt angepasst:

Erheblich beeintrachtigte Flache WEAO3

Wertstufe Flache absolut Flache relativ | Abwertungs- Abwertungspunkte an- | Abwertungspunkte
punkte lagebezogen  faktori- | relativ

siert (1,3)

6 - 0% - . 0%

5 8 0% 40 52 1%

4 149 5% 596 775 12%

3 466 17% 1.398 1.818 29%

2 677 24% 1.354 1.760 28%

1 1.464 53% 1.464 1.903 30%

Gesamt 2.764 100% 4.852 6.308 100%

Aufgewertete Flache M2 Erstaufforstung

Wertstufe Flache absolut Flache relativ Aufwertungs- Aufwertungspunkte mal3- | Aufwertungspunkte
punkte nahmebezogen faktori- | relativ
siert (1,0)
6 . 0% . 0,00 0%
5 - 0% - 0,00 0%
4 - 0% - 0,00 0%
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3 13 3% 53 53,12 2%

2 126 32% 629 629,49 28%

1 256 65% 1.535 1535,44 69%

Gesamt 395 100% 2.218 2.218 100,0%

Ergebnis WEA03 und M2

Wertstufe Anrechenbare  Abwer- | Anrechenbare Kompensati- | Saldo Kompensierter Anteil in
tungsflache onsflache % (Wirkungsgrad der

Malnahme)

6 - = = &

5 10 4 -7 35%

4 194 68 -126 35%

3 606 213 -393 35%

2 880 309 -571 35%

1 1.903 669 -1.234 35%

Gesamt 3.593 1.264 -2.330 35%

Ersatzzahlung WEAQO3

Bedeutung des Landschaftsbildes

ha erh. beeintr.

6 sehr hoch 0

5 hoch 7

4 mittel-hoch 126
3 gering-mittel 393
2 gering 571

1 sehr gering 1234
Gesamt 2330

Das Vorhaben ist naturschutzrechtlich zulassig.

Zahlungswert

Ersatzzahlung
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2.2.8.6 Forstrecht

Nach § 1 LWaldG hat die untere Forstbehdérde den Auftrag, den Wald wegen seiner Bedeutung fur die Um-
welt, insbesondere fir die dauernde Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und der Tier- und Pflanzenwelt,
das Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die natirlichen Bodenfunktionen, als Lebens- und
Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erholung der Bevdlkerung (Schutz- und Erholungsfunktion) so-
wie wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunktion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und
gemald 8 4 LWaldG seine ordnungsgemalie Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern.

Bei der Entscheidung Uber einen Umwandlungsantrag sind die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Inte-
ressen des Waldbesitzers sowie die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzuwa-
gen.

Gemal § 8 Abs. 3 LWaldG sind nach einer Waldumwandlung die nachteiligen Wirkungen fir die Schutz- oder
Erholungsfunktion des Waldes vom Verursacher des Eingriffes auszugleichen, es sind innerhalb einer zu
bestimmenden Frist eine Ersatzaufforstung geeigneter Grundstlicke vorzunehmen oder sonstige Schutz-
und GestaltungsmalRnahmen im Wald zu treffen. Dies wird auf den Ausgleich fur die durch die Waldum-
wandlung verursachten Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes nach Natur-
schutzrecht angerechnet.

Basis der forstrechtlichen Beurteilung der Eignung von Waldflachen zur Errichtung von Windkraftanlagen
im Wald ist die Waldfunktionenkartierung. Hiernach wurden durch die oberste Forstbehorde diejenigen
Waldfunktionen vorgegeben, die der Ausweisung von Windeignungsgebieten im Wald entgegenstehen.

Gemal Waldfunktionenkartierung der unteren Forstbehdérde des Landes Brandenburg bestehen fur die
vorgesehene Umwandlung von Wald zum Zweck der Errichtung der Windkraftanlage (WKA) keine Versa-
gungsgrinde nach & 8 Abs. 2 LWaldG.

Die beantragte Waldumwandlung widerspricht weder den Belangen, die sich aus der Waldfunktionskartie-
rung ergeben, noch den Zielen der Raumordnung und Landesplanung.

Das Bauvorhaben betrifft Wald im Sinne des 8 2 LWaldG.

Das Bauvorhaben fuhrt zu einer Umwandlung von Wald in Stand- und Betriebsflache fur Windenergieanla-
gen. Dadurch wird nachstehende Waldflache durch eine Nutzungsartenanderung beansprucht.

Nach 8 8 Abs. 1 LWaldG wird die Nutzungsart als Stand- und Betriebsflache fir Windenergieanlagen (WKA)
durch dauerhafte und zeitweilige Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart auf den in Tabelle 3
aufgefihrten Grundstlcken zugelassen.

Gemal3 8 9 Abs. 1 LWaldG ist die Neuanlage von Wald genehmigungspflichtig. Die Genehmigung zur Erst-
aufforstung wurde mit Bescheid vom 01.10.2025 (AZ; 080-3-FoA-12-7001/253+29) erteilt.

Begriindung zu den Nebenbestimmungen
Die NB unter Punkt IV.6 enthalten die zur Durchfuhrung der Waldumwandlung und Ersatzaufforstung er-
forderlichen Festlegungen. Weiterhin sind die Hinweise unter VI.8 zu beachten.

Die Befristung der Waldumwandlung einschlieflich sich daraus ergebender Ausgleich- und ErsatzmalRnah-
men nebst Rekultivierung ist erforderlich und gleichzeitig angemessen zu gestalten, um dem Antragsteller
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einerseits einen angemessenen Zeitrahmen zum Vollzug der MaBnahme einzurdumen und andererseits
den vollstandigen bzw. teilweisen Verlust von Waldfunktionen zeitnah zum Eingriff zu kompensieren. Ge-
mald § 8 Abs. 3 LWaldG sind nach einer Waldumwandlung die nachteiligen Wirkungen fur die Schutz- oder
Erholungsfunktion des Waldes vom Verursacher des Eingriffes auszugleichen, es sind innerhalb einer zu
bestimmen-den Frist eine Ersatzaufforstung geeigneter Grundstticke vorzunehmen oder sonstige Schutz-
und Gestaltungsmalinahmen im Wald zu treffen.

Mit der Anzeige des Beginns der Fall- und Rodungsarbeiten (Beginn der Umwandlung) wird prifbar sicher-
gestellt, dass die festgesetzte Auflage aus dem Genehmigungsbescheid als Voraussetzung fur seine Wirk-
samkeit realisiert ist.

Die Anzeige des Vollzugs der Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen soll pruffahig die langfristige Sicherung der
mit den Kompensationsmalinahmen bezweckten Funktionsziele gewahrleisten.

PflanzmaRRnahmen sind zeitnah (am besten vorab) anzuzeigen und die Lieferscheine schnellstmdglich vor-
zulegen, um Probleme, die die Abnahme gefahrden, schnellstméglich zu erkennen und Folgekosten zu ver-
meiden.

Der Umfang der Kompensation (Erstaufforstung auf 3.763 m2) wurde folgendermallen hergeleitet:
Dauerhafte Waldumwandlung = 2.200 m?

Zeitweilige Waldumwandlung = 7.817 m?2

Es sind keine speziellen Waldfunktionen vorhanden und kartiert. Der Kompensationsfaktor betragt dem-
nach 1:1.

Dauer der zeitweiligen Waldumwandlung: 2 Jahre

7.817 m2x 0,2 (0,1 proJahr) =1.563 m2

2.200 m2 + 1.563 m? = 3.763 m?

Demnach ergibt sich eine notwendige Flachengrol3e zur Erstaufforstung von 3.763 m2,

Auf Wunsch des Antragstellers erfolgt die Kompensation ausschlieB3lich tGber die Anlage einer Erstauffors-
tung.

Die gemal? § 8 Abs. 3 Satz 2 LWaldG als Ersatz bestimmte Erstaufforstung ist auf dafur geeigneten Grund-
stucken vorzunehmen. Die Eignung des zur Erstaufforstung bestimmten Grundstlicks erstreckt sich zum
einen auf den Nachweis, dass auf diesem Uberhaupt eine Erstaufforstung nachhaltig zielfiihrend erscheint.
Zum anderen umfasst die Eignung den Abgleich des zu bewertenden forstlichen Standortes mit der Ausfuh-
rungsplanung hinsichtlich zu wahlender Baum- und Straucharten, Vorbereitungsarbeiten, Pflanzverfahren
und Baum- und Strauchartenspektrum. Daflir war als Grundlage eine Anbauempfehlung vorzulegen.

Zur nachhaltigen, pfleglichen und sachgemafRen Bewirtschaftung des Waldes gehdrt gemald § 4 Abs. 3 Satz
1 Nr. 3 LWaldG die Schaffung eines tberwiegenden Anteils standortgerechter Baum- und Straucharten.

Die Auflage zur Verwendung geeigneter und vorgeschriebener Herklnfte des forstlichen Vermehrungsgutes
erschlie3t sich aus der Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung (FoVHgV).

Die Einschrankung der Verwendung auf gebietseigene Herklnfte bei der Pflanzung von Gehdlzen in der
freien Landschaftim Rahmen der Anlage von Waldrandern ergibt sich aus dem ,Gehdlzerlass Brandenburg”.



Seite 47 von 69

Im Falle einer Nichtanerkennung einzelner Positionen muss eine eindeutige Auffindbarkeit der Pflanzen ge-
geben sein.

Die Forderung, den ggf. verwendeten Wildschutzzaun nach erfillter Zweckbestimmung zu entfernen, ergibt
sich aus § 18 LWaldG.

Die Entfernung und anschlieBende Entsorgung aller Waldschutzeinrichtungen nach ihrer Zweckerfullung
wird durch § 24 LWaldG festgeschrieben.

Die Fristsetzung zur Anlage der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen ist mit drei Jahren nach Beginn des Voll-
zugs der Waldumwandlung deshalb so grol3zligig bemessen, um dem Ersatzverpflichteten ausreichend zur
Durchfihrung der Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen einzurdumen, insbesondere im Hinblick auf die Ver-
fugbarkeit geeigneter Flachen und die schwankende Pflanzenverflugbarkeit auf dem Markt.

Gemal § 4 LWaldG hat die forstliche Bewirtschaftung des Waldes seiner Zweckbestimmung zu dienen und
muss nachhaltig, pfleglich und sachgemall nach anerkannten forstlichen Grundsatzen (ordnungsgemalie
Forstwirtschaft) erfolgen. Die Vorgaben des Griinen Ordners, des Erlasses zur Baumartenmischung unter
Klimawandelbedingungen im Wald (Baumartenmischungstabelle) hinsichtlich Pflanzenzahl und Standortge-
rechtigkeit einer Baumart bei Ersatz- und Ausgleichsaufforstungen dienen diesem gesetzgeberischen Ziel.

2.2.8.7 Luftverkehrsrecht

Das Plangebiet liegt 6stlich der Stadt Trebbin zwischen den Ortschaften Christinendorf, Nunsdorf und Gads-
dorf im Landkreis Teltow-Flaming. Die Planung stellt eine Erweiterung des in diesem Bereich betriebenen
Windparks in norddstliche Richtung dar. Mit Realisierung der angezeigten Planung wird das derzeitige H6-
henniveau erheblich angehoben.

Der Windpark befindet sich auBerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplatze gem. 88 12 und 17 LuftVG.

Die Anlagen sollen ca. 10 km 6stlich des Verkehrslandeplatzes Schonhagen errichtet werden. Der Verkehrs-
landeplatz wird auf Grundlage einer gultigen luftrechtlichen Genehmigung gem. 8§ 6 LuftVG flr die Durch-
fuhrung von Fligen im Sicht- und Instrumentenflugverfahren am Tag und in der Nacht betrieben. Es wurde
ein Bauschutzbereich gem. § 17 LuftVG verflgt. Erforderliche Hindernisfreiheiten sind gem. den Gemeinsa-
men Grundsatzen des Bundes und der Lander fur die Anlage und den Betrieb von Flugplatzen fir Flugzeuge
im Sichtflugbetrieb (Nachrichten fur Luftfahrer [NfL] | 92-13) i. V. m. den Richtlinien Gber die Hindernisfrei-
heit fUr Start- und Landebahnen mit Instrumentenflugbetrieb (NfL I1-328/01) zu bestimmen.

Der vg. Verkehrslandeplatz liegt in einem Bereich, in welchem die Einsatzmoglichkeit einer bedarfsgesteu-
erten Nachtkennzeichnung gem. Teil 3 Abschnitt 1 Ziffer 5.4 i. V. m. Anhang 6 Ziff. 3 der AVV LFH gesondert
zu betrachten ist. Dieser Bereich bestimmt sich nach § 14 Absatz 2 Satz 2 LuftVG mit einem 10-km-Halbmes-
ser um den Flugplatzbezugspunkt. Unter BerUcksichtigung der allgemeinen Anforderungen der AVV LFH
dient diese gesonderte Betrachtung der Sicherung einerseits des am vorbezeichneten Flugplatz genehmig-
ten Flugbetriebes im Sichtflugverfahren in der Nacht, andererseits aber auch des im weiteren, Ubrigen Luft-
raum dieses Umkreises stattfindenden Luftverkehrs.
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Der Prufbereich grenzt an die angezeigten Standorte und Uberlagert weitere Anlagenstandorte des in die-
sem Bereich befindlichen Windparks.

Des Weiteren befindet sich das Plangebiet unterhalb der Minimum Vectoring Altitude (MVA) am Verkehrs-
flughafen Berlin Brandenburg. Die derzeitige Hohe betragt 2.000 Full MSL. Dies hat eine Bauhdhenbe-
schrankung auf max. 309 m Uber NN zur Folge. Eine Durchdringung wuirde eine Anhebung der MVA zur
Folge haben, gegen die aus flugsicherungsbetrieblichen Grinden Bedenken bestehen.

Gem. 8 14 Abs. 1 LuftVG bedarf das Vorhaben der Errichtung von Bauwerken, die auBerhalb von Bauschutz-
bereichen eine H6he von 100 m Uber Grund Uberschreiten entsprechend § 31 Abs. 2 Ziffer 9 LuftVGi. V. m.
§ 2 Abs. 1 Satz 1 der LuFaLuSiZV der Zustimmung der Luftfahrtbehérde. Diese wird auf Grundlage einer
gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der DFS GmbH It. 8 31 Abs. 3
LuftVG erteilt. Nach § 14 Abs. 1 letzter Teilsatz LuftVGi. V. m. § 12 Abs. 4 LuftVG kann die Zustimmung unter
Auflagen erteilt werden.

Die Prifung und Beurteilung der DFS GmbH (Stellungnahmen vom 15.05.2025, Az. OZ/AF-Bb 11548-1 bis Bb
11548-3) ergab, dass aus zivilen Hindernisgrinden und militarischen Flugbetriebsgrinden gegen die Errich-
tung der 3 Windkraftanlagen mit einer Gesamthdhe von 267,00 m Uber Grund (max. 306,00 m tber NN /
305,00 m Uber NN /305,00 m tGber NN) des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Nabenhdhe von
179 m und einem Rotordurchmesser von 175 m an den beantragten Standorten (siehe Koordinatenangaben
Tabelle 2) keine Einwendungen bestehen, wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung gem. der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24.04.2020 (AVV LFH) (geandert
mit Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (verdffentlicht im Bundesanzeiger BAnz AT
28.12.2023 B4) an jeder Windkraftanlage angebracht und eine Veréffentlichung in den entsprechenden Me-
dien veranlasst wird.

Die Windkraftanlagenstandorte befinden sich unterhalb der Minimum Vectoring Altitude (MVA) am Ver-
kehrsflughafen Berlin Brandenburg mit einer derzeitigen Hohe von 2000 Ful3 MSL.

Eine max. Bauhdhe von 309 m tber NN wirde keine Betroffenheiten verursachen.

Sollte diese Hohe jedoch Uberschritten werden, bestehen aus flugsicherungsbetrieblichen Grinden erheb-
liche Bedenken gegen eine Anhebung der MVA.

Die MVA ist die Hohe, ab der der Flugverkehrskontrolldienst Anweisungen an Luftfahrzeuge, die unter In-
strumentenflugbedingungen fliegen, erteilen darf. Die nach Instrumentenflugregeln durchgefihrten Ab-
fluge vom Verkehrslandeplatz Schénhagen, die zunachst auf eine Hohe von 2000 FuR3 steigen, mussen zu
den Anfligen nach Instrumentenflugregeln mit einer Flughéhe von 3000 Fulz MSL auf den Verkehrsflugha-
fen Berlin Brandenburg vertikal gestaffelt werden. Dies ist unter Berucksichtigung der derzeit geltenden
MVA sichergestellt, ware jedoch mit der nach Errichtung der Windkraftanlage erforderlichen erhéhten MVA
nicht mehr gewahrleistet.

Die maximal moégliche Bauhthe betragt 309,00 m tber NN.

Wegen der sich durch Luftfahrhindernisse mit einer Bauhéhe von mehr als 309,00 m Uber NN ergebenden
erheblichen Auswirkungen auf die Abwicklung des IFR-Flugbetriebs am Verkehrsflughafen Berlin Branden-
burg und am Verkehrslandeplatz Schénhagen ist eine luftrechtliche Zustimmung in diesen Fallen nicht mog-
lich.
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Des Weiteren wurde eine Vorprufung bzgl. der Zustandigkeiten hinsichtlich 8 18a LuftVG unter Verwendung
der GIS-Webanwendung beim Bundesaufsichtsamt fur Flugsicherung (BAF) durchgefiihrt. Diese dient zur
Feststellung von Betroffenheiten ziviler und/oder militarischer Anlagenschutzbereiche von Flugsicherungs-
anlagen. Sind Anlagenschutzbereiche betroffen, ist die Prufung und Entscheidung des BAF erforderlich,
denn gem. § 18a LuftVG durfen Bauwerke nicht errichtet werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtun-
gen gestort werden kdnnen. Die Prifung ergab, dass das BAF nicht ins Verfahren durch das LfU einzubezie-
hen ist.

Die Antragsunterlagen enthielten eine allgemeine Dokumentation zur Ausfuhrung der Tages- und Nacht-
kennzeichnung an Windkraftanlagen des Typs NORDEX. Unter Berucksichtigung der vg. allgemeinen Doku-
mentation ist die erforderliche Tages- und Nachtkennzeichnung wie in den Nebenbestimmungen festgelegt
auszufuhren.

Die Tageskennzeichnung am Maschinenhaus ist als Farbanstrich, durch Anbringen eines umlaufend durch-
gangig mindestens 2 m breiten Farbstreifens am gesamten Maschinenhaus auszufthren. Sollten grafische
Elemente in diesem Bereich aufgebracht werden, durfen diese max. ein Drittel der Flache der jeweiligen
Maschinenhausseite einnehmen. Ferner sind die Rotorblattspitzen mit jeweils 3 Farbfeldern (aulRen begin-
nend) und der Turm mit einem Farbring zu kennzeichnen.

Die Befeuerung (Nachtkennzeichnung) hat auf dem Maschinenhaus in einer Héhe von ca. 183 m zu erfolgen.
Aufgrund der Hohe der Anlagen ist jeweils eine Befeuerungsebene am Turm - auf halber H6he zwischen
Grund und Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhaus (H6henpunkt des Feuers inkl. Aufstanderungen)
- bei ca. 91,50 m anzubringen und zu betreiben. Sofern aus technischen Griinden erforderlich, kann bei der
Anordnung der Befeuerungsebenen um bis zu finf Meter nach oben oder unten abgewichen werden.

Die Ebene am Turm muss aus mindestens 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern aus mindestens 6
Feuern) bestehen. Diese sind gleichmaRig auf den Umfang des Turmes zu verteilen, um sicherzustellen, dass
aus jeder Richtung mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sind. Einer Abschirmung (Verdeckung) der Befeu-
erungsebenen am Turm durch stehende Rotorblatter ist durch Anzahl und Anordnung der Feuer entgegen-
zuwirken.

Der geplante Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung wurde durch Vermerk auf dem Daten-
blatt zum Luftfahrthindernis / Antrag auf Stellungnahme/Zustimmung vom 04.06.2025, ELIA Marz 2025 -
ohne weitere Ausfiihrungen oder Ubergabe von erforderlichen Unterlagen zum geplanten System - ange-
zeigt. Es wurde seitens der Luftfahrtbehérde eine Uberschlagige Prifung entsprechend den Vorgaben der
AWV LFH durchgefuhrt.

Unter Mal3gabe der in der AVV LFH Anhang 6 Abschnitt 1 benannten Allgemeinen Anforderungen wurde die
beantragte Prufung durchgefihrt. Demnach mussen alle Anforderungen fur die Nachtkennzeichnung gem.
AWV LFH erfullt sein. Zusatzlich ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkenn-
zeichnung gemald Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 auszustatten. Dabei ist zu beachten, dass Infrarotfeuer blin-
kende Rundstrahlfeuer sind. Die Wellenlange betragt 800 bis 940 nm und die Strahlstarkeverteilung (le)
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muss innerhalb der im Anhang 3 - Spezifikation von Feuern zur Infrarotkennzeichnung festgelegten Grenzen
verbleiben. Die Feuer werden getaktet betrieben und sind zu synchronisieren. Die Taktfolge betragt 0,2 hell
+ 0,8 s dunkel (= 1 Sekunde).

Der regulare Wirkungsraum der BNK wird gebildet durch den Luftraum, der sich um jedes Hindernis in ei-
nem Radius von mindestens 4 000 Metern erstreckt und vom Boden bis zu einer Héhe von nicht weniger
als 600 Metern (2 000 Ful3 [ft.]) Gber dem Hindernis reicht. Der gesamte Wirkungsraum ist zu erfassen.

Innerhalb des Prifverfahrens wurde auch die Einsatzmdglichkeit einer BNK aus flugsicherungsbetrieblichen
Grunden gepruft. Die Standorte der 3 Windkraftanlagen befinden sich innerhalb des kontrollierten Luftrau-
mes der Luftraumklasse "D" (Kontrollzone Berlin), der am Erdboden beginnt.

Gem. SERA.5005 c) 5. mussen Flige nach Sichtflugregeln bei Nacht eine Mindestflughhe von 1000 Fuld Gber
dem hdchsten Hindernis im Umkreis von 8 km von dem angenommenen Standort des Luftfahrzeuges ein-
halten, auBer wenn dies fur Start und Landung notwendig ist. Zu einem grol3en Anteil landet bzw. startet
der Verkehr, der sich in einer Kontrollzone bewegt. Die Flugsicherungskontrollstelle (Tower) lenkt diesen
Verkehr. Fur eine sichere, geordnete und flussige Verkehrsabwicklung (8§ 27 ¢ LuftVG) ist es daher unerlass-
lich, dass fur den Luftfahrzeugfihrer die rechtzeitige Erkennbarkeit der gesamten Hindernissituation im
kontrollierten Luftraum mit Vertikalbewegungen ab dem bzw. bis zum Erdboden sichergestellt ist.
Hinsichtlich der in Rede stehenden Anlagenstandorte kdnnen die aus flugsicherungsbetrieblichen Griinden
bestehen erhebliche Bedenken gegen die Einrichtung einer BNK ausgerdumt werden, wenn der Wirkungs-
raumes auf mindestens 10 km um jede Windkraftanlage erweitert wird.

Der Nachweis Uber die standortbezogene Erflllung der Anforderungen auf Basis der Prufkriterien gem. An-
hang 6 Nr. 2 ist unter Berucksichtigung relevanter flugbetrieblicher Szenarien bei Durchfihrung von Test-
flugen mit Nachweis der konkreten Ein- und Ausschaltung der Feuer durch eine BNK beizubringen.

Dem Einsatz einer BNK wird nur unter Vorbehalt der Erweiterung des Wirkungsraumes und entsprechen-
dem Nachweis zugestimmt. Die Aktivierung darf erst nach Vorlage der dazu benannten Nachweise und Frei-
gabe durch die LuBB erfolgen.

Die Einhaltung der Anzeigefrist ist unbedingt erforderlich, da die Windkraftanlagen aus Sicherheitsgrinden
als Luftfahrthindernis veroffentlicht werden mussen. Dazu sind durch die Luftfahrtbehérden der DFS Deut-
schen Flugsicherung GmbH mind. 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns inkl. der endgultigen
Daten zur Veroffentlichung im Luftfahrthandbuch zur Vergabe der ENR-Nummer zu Ubermitteln.

Die Ubergabe der geforderten Nachweise ist zur Gewdahrleistung der Sicherheit des Luftverkehrs und damit
zur Vermeidung von Gefahrensituationen unbedingt erforderlich.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass dem Vorhaben keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb meiner Zu-
standigkeit entgegenstehen. Die luftbehoérdliche Zustimmung It. 8 14 Abs. 1 LuftVG ist zu erteilen. Aufgrund
der beabsichtigten Hohe der 3 Windkraftanlagen des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Naben-
héhe von 179 m und einem Rotordurchmesser von 175 m somit einer Gesamthdhe von 266,50 m uber
Grund sind diese als Luftfahrthindernisse einzustufen. Die Zustimmung ist gem. 8 12 Abs. 4 LuftVG unter
Auflagen der Tages- und Nachtkennzeichnung sowie der Verdffentlichung zu erteilen. Diese Auflagen sind
geeignet, die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere um die von der LuBB zu vertretende Be-
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lange der Sicherheit des Luftverkehrs zu gewahrleisten. Die konkrete Ausfihrung der erforderlichen Kenn-
zeichnung wurde unter BerUcksichtigung der im Antrag dargestellten Kennzeichnungsvarianten, der Vorga-
ben der AVV LFH i. V. m. den Ausfihrungen in den gutachtlichen Stellungnahmen der DFS GmbH festgelegt.
Im Weiteren ist festzustellen, dass dem Vorhaben des Einsatzes einer BNK an den hier in Rede stehenden 3
Windkraftanlagen keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb der Zustandigkeit der LuBB bei Einhaltung
der festgelegten MalBnahmen hinsichtlich des Wirkungsraumes und der Nachweisfihrung entgegenstehen.
Da die im Anhang 6 der AVV LFH benannten Voraussetzung nicht nachgewiesen wurden, kann dem Einsatz
derzeit nur unter Vorbehalt der Nachreichung der gem. Anhang 6 der AVV LFH erforderlichen Unterlagen
und Nachweise stattgegeben werden.

Unter Berticksichtigung der im Teil 6 der AVV LFH festgelegten Ubergangsfristen ist die luftbehérdliche Ge-
nehmigung unter Bertcksichtigung der NB IV.7 ist zu erteilen.

2.2.8.8 Flugsicherheitsbelange der Bundeswehr

Das Bundesamt flr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAluDBw) stimmte
der Errichtung und dem Betrieb der WKA gemal3 8 14 Abs. 1i. V. m. § 18a LuftVG aus flugsicherungstechni-
scher Sicht unter Einhaltung der NB IV.1.4 zu.

2.2.8.9 StraBenwesen

Gegen die Errichtung der WKA gibt es seitens des Landesbetriebes Stralienwesen und des Landkreises Tel-
tow-Flaming, StralBenverkehrsamt unter Beachtung und Einhaltung des Hinweises unter VI.5. keine Beden-
ken.

2.2.8.10 Arbeitsschutz
Zum Arbeitsschutz waren die NB unter IV.4 und die Hinweise VI.7.1 bis 7.4 erforderlich.

Begrindung zu IV.NB 4.1:

Auf Baustellen fir Windkraftanlagen sind immer Beschaftigte mehrerer Arbeitgeber mit gefahrlichen Arbei-
ten beschaftigt. Demzufolge sind, in Abhangigkeit vom Umfang der Arbeiten, mindestens ein Koordinator
zu bestellen und ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan (SiGe-Plan) zu erstellen. Bei der Erstellung des
SiGe-Planes ist besonders auf die Regelungen zur Verhitung von Gefahrdungen durch Absturz aus der Hohe
(z. B. Arbeits- und Montageanweisung flr die Errichtung der Fertigteiltirme auf Grundlage einer Gefahr-
dungsbeurteilung) zu achten. Bei einem Umfang aller Arbeiten (z. B. Wegebau, Fundamentbau, Turmbau
usw.) von mehr als 500 Personentagen muss eine Vorankundigung nach Baustellenverordnung erfolgen.
Es ist besonders die Mitverantwortung des Bauherrn fir den Arbeitsschutz auf der Baustelle (Anzeigepflicht,
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan und Koordinatorbestellung) bei der Vorbereitung und Ausfihrung
des Bauvorhabens zu beachten. Die Rechtsgrundlage hierfir ist 8 1 Baustellenverordnung.

Begrindung zu NB IV.4.2:

Auf Baustellen fur Windkraftanlagen werden i. d. R. mehrere Arbeitgeber gleichzeitig oder nacheinander
tatig. (Der Einsatz von bereits einem Nachunternehmer bedeutet das Vorhandensein von mehreren Arbeit-
gebern.) Die Rechtsgrundlage hierflr ist § 3 Absatz 2 Nr. 3 der Baustellenverordnung.
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Begrindung zu IV.NB 4.3:

Der Betreiber hat sicherzustellen, dass Uberwachungsbedurftige Anlagen vor erstmaliger Inbetriebnahme
und wiederkehrend nach Mal3gabe der in Anhang 2 der BetrSichV genannten Vorgaben geprift werden.
Entsprechend § 17 Abs. 1 BetrSichV sind die Prifbescheinigungen am Betriebsort der Gberwachungsbedtrf-
tigen Anlage wahrend der gesamten Verwendungsdauer aufzubewahren und der Behoérde auf Verlangen
vorzuzeigen. Die Rechtsgrundlage hierfur sind §8 15 Abs. 1 und 17 Abs. 1 Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV).

Begrindung zu IV. NB 4.4:

Far die Flucht bzw. Rettung aus dem Maschinenhaus oder anderen hoéher gelegenen Anlagenteilen muss
eine alternative Moglichkeit vorhanden sein, falls der Ubliche Weg versperrt ist. Die Rechtsgrundlage hierfur
ist § 4 Abs. 4 Arbeitsstattenverordnung.

Dem Vorhaben stehen keine arbeitsschutzrechtlichen Belange entgegen und sonstige 6ffentlich-rechtliche
Vorschriften werden nicht verletzt.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen in ihrer Gesamtheit gemal 8 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG
erfillt. Die Genehmigung war daher zu erteilen.

3. Kostenentscheidung
Die Amtshandlung ist gemaR 88 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 Abs. 1 des Gebuhrengesetzes fur das Land Bran-
denburg (GebGBbg) gebuhrenpflichtig.

Die Kosten des Verfahrens (GeblUhren und Auslagen) waren dem Antragsteller gemal3 88 10 Abs. 1, 12
GebGBbg aufzuerlegen.

Nach 8§ 13 Abs. 1 GebGBbg ist fur jede 6ffentliche Leistung eine GebUhr zu erheben. Sie wird von derjenigen
Behdrde erhoben, die die 6ffentliche Leistung unmittelbar gegeniber dem GebUhrenschuldner vornimmt.

§ 13 Abs. 2 GebGBbg gilt fur die Erstattung von Auslagen entsprechend.
Im vorliegenden Fall erhebt die Genehmigungsverfahrensstelle des Landesamtes fir Umwelt die Gebihren
fur die eingeschlossene Baugenehmigung fuir eine Neuerrichtung.

Gemal 8 9 Nr. 1 GebGBbg sind Entgelte fir Post- und Telekommunikationsleistungen, mit Ausnahme der
Entgelte flr Standardbriefsendungen, als Auslagen zu erheben.

4, Festsetzung von Gebuhren und Auslagen
Die Festsetzung der GebUhrenhdhe ergibt sich aus 88 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 und 10 Abs. 1, 15 Abs. 1, 13
GebGBbg in Verbindung mit
8 1 und der Tarifstelle 2.1.1 a. der Anlage 2 der Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebuhren fur
den Bereich Umwelt (GebUhrenordnung Umwelt - GebOUmwelt),
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- § 1 und den Tarifstellen 1.1.4 und 1.9.1 der Anlage 1 der Brandenburgischen Baugebihrenordnung
(BbgBauGebQ),

- &1 mit der Tarifstelle 5.2.2.2 der Anlage 2 der Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebuhren in
den Bereichen Land- und Forstwirtschaft sowie Jagd (GebOLandw),

- 881 und 2i. V. m. Abschnitt V Ziffer 13 des GebUhrenverzeichnisses zur Kostenverordnung der Luft-
fahrtverwaltung (LuftKostV).

a) Immissionsschutzrechtlicher Gebiihrenanteil

Nach Tarifstelle 2.1.1 GebOUmwelt waren flr die Entscheidung Uber die Genehmigung Gebuhren zu erhe-
ben. Die Geblhren bemessen sich nach den Errichtungskosten (E). Die Errichtungskosten fiir die drei WKA
wurden im Antragsformular mit _angegeben. Die Gebuhr nach Tarifstelle 2.1.1 a Anlage 2
GebOUmwelt berechnet sich nach der Formel:

26.125 + 0,4 Prozent von (E - 5.000.000) =

26.125 + 0,004 x (S - 5.000.000) =
26.125 + 0,004 x [N - RN

Die immissionsschutzrechtliche Gebuhr nach Tarifstelle 2.1.1 a GebOUmwelt betragt: ||| EGzG

b) Baurechtlicher Geblihrenanteil
Der Landkreis Teltow-Flaming macht eine Gebuhr fur die nach 8 13 BImSchG eingeschlossene Baugenehmi-
gung in Hohe von | sc'tend. Die Berechnung dieser Gebuhr ist der Anlage 1 zu entnehmen.

c) Forstrechtlicher Geblihrenanteil
Das Forstamt Teltow-Flaming erhebt eine Gebihr in Héhe von ||l Die Ermittlung und Begriindung
der Gebuhr sind der Anlage 2 zu entnehmen.

d) Luftverkehrsrechtlicher Gebihrenanteil

Far die luftfahrtrechtliche Zustimmung wird seitens der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehérde Berlin-
Brandenburg eine Gebuhr in Hohe von||JJJll festgesetzt. Die Ermittlung und Begriindung der Gebiihr
sind der beigeflugten Anlage 3 zu entnehmen.

e) Auslagen
Die zu erhebenden Auslagen flur die Versendung des Genehmigungsbescheides mit Postzustellungsur-
kunde (PZU) Tarifstellen 1.2.1 und 1.2.2 Anlage 1 GebOUmwelt betragen_

PZU Genehmigungsbescheid an Antragstellerin

PzU-Nachbarbeteiligungen 6 x ||| Gz

Kopierkosten (4 x Bescheid an Nachbarbeteiligung)

Tarifstelle 1.2.1: 6 X _
Tarifstelle 1.2.2: 6 x I

Gesamt:
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f) Gesamtgebulhr
Die zu erhebende GesamtgebuUhr fur den Genehmigungsbescheid ergibt sich gemald § 13 Abs. 1 GebGBbg
aus der Summe

immissionsschutzrechtlicher Anteil
baurechtlicher Anteil
forstrechtlicher Anteil
luftverkehrsrechtlicher Anteil

Auslagen

Die Gesamtgebuhr betragt damit_

Abzuglich des bereits gezahlten Vorschusses in Hohe von ||l ergibt sich der noch zu zahlende

Betrag in Hohe von || G

Es wird auf 88 19, 21 GebGBbg hingewiesen. Werden bis zum Ablauf von drei Tagen nach dem Falligkeitstag
Gebuhren oder Auslagen nicht entrichtet, so sind Mahngebuhren und fur jeden angefangenen Monat ein
Sdumniszuschlag von 1 Prozent des ruckstdndigen Betrages zu entrichten, wenn dieser 50 € Ubersteigt. Die
Mahngebuhren betragen 1 % der Gebuhr, allerdings mindestens 5 € und hdchstens 100 € (8 4 Abs. 2 Kos-
tenordnung).

VI. Hinweise

1. Allgemeine Hinweise
1.1 Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der privaten Rechte Dritter.

1.2 Gemal § 13 BImSchG schliefl3t diese Genehmigung andere, die Anlage betreffende behordliche Ent-
scheidungen ein, insbesondere 6ffentlich-rechtliche Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen,
Erlaubnisse und Bewilligungen, mit Ausnahme von Planfeststellungen, Zulassungen bergrechtlicher
Betriebsplane, behordlichen Entscheidungen auf Grund atomrechtlicher Vorschriften und wasser-
rechtlichen Erlaubnissen und Bewilligungen nach § 8 WHG.

1.3 Der im Zusammenhang mit der Errichtung der Anlage vorgesehene Abbruch baulicher Anlagen wird
von dieser Genehmigung nicht erfasst.

1.4 Gemal Tarifstelle 2.2.12a. der GebOUmwelt ist fir die Abnahmeprifung der genehmigten Anlagen
eine Gebuhr zu entrichten.
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1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

Gebuhren fur die Prufung der Standsicherheitsnachweise und fir Bauzustandsbesichtigungen sind
nicht Gegenstand der Gebuhr dieses Genehmigungsbescheides.

Jede Anderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes einer genehmigungsbedurftigen
Anlage ist gemal} 8 15 Abs. 1 BImSchG, insofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, dem Refe-
rat T25 des Landesamtes fur Umwelt (Postanschrift: PF601061 in 14410 Potsdam) mindestens einen
Monat bevor mit der Anderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige sind Un-
terlagen im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG beizufligen, soweit diese fir die Prifung erforder-
lich sein kénnen, ob das Vorhaben genehmigungsbedurftig ist. Das Referat T25 pruft, ob die beab-
sichtigte Anderung wesentlich ist und einer Genehmigung nach dem BImSchG bedarf.

Fur jede wesentliche Anderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes der Anlage ist eine
Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG erforderlich, wenn durch die Anderung nachteilige Auswir-
kungen hervorgerufen werden kénnen und diese flr die Prifung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG
erheblich sein kénnen. Eine wesentliche Anderung der Anlage ohne Genehmigung kann gemaR § 20
Abs. 2 BImSchG zur Stilllegung der Anlage und ggf. zur Beseitigung der Anderung fuhren.

Wird die Anlage wahrend eines Zeitraumes von mehr als 3 Jahren nicht betrieben, so erlischt nach &
18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG die Genehmigung. Die Genehmigungsverfahrensstelle ... des Landesamtes
fur Umwelt kann gemaR 8 18 Abs. 3 BImSchG die genannte Frist auf Antrag aus wichtigem Grund
verlangern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht gefahrdet wird. Das Gleiche gilt fur die
Frist gemald Nebenbestimmung IV.1.2.

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 8 62 BImSchG sowie auf die Straftatbestande der
88§ 325 und 327 Strafgesetzbuch (StGB) wird hin-gewiesen. Sollte der Anlagenbetrieb ohne Erflllung
der fur den Betrieb festgesetzten Bedingungen aufgenommen werden, so kame dies einem unge-
nehmigten Betrieb gleich und wirde eine Straftat gemaR § 327 Abs. 2 StGB darstellen.

Die Genehmigung hat keine einschrankende Wirkung auf die Mdglichkeit, gemal § 17 BImSchG
nachtragliche Anordnungen zu erlassen und gemal 8§ 26, 28 BImSchG Messungen anzuordnen.

Dem Referat T25 des Landesamtes fur Umwelt ist der beabsichtigte Zeitpunkt der Einstellung des
Betriebes der Anlage oder von Anlagenteilen gemal3 § 15 Abs. 3 BImSchG unaufgefordert schriftlich
anzuzeigen.

2. Baurecht

2.1

Zum Baubeginn und zur Nutzungsaufnahme sind der unteren Bauaufsichtsbehdrde folgende For-
mulare vorzulegen:
Die Baubeginnsanzeige fir den Baubeginn nach § 72 Abs. 8 BbgBO. Vordruck gem. 8 1 Abs. 3
BbgBauVorlV Anlage 7
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Die Einmessungsbescheinigung der Vermessungsingenieurin / des Vermessungsingenieurs
nach 8 72 Abs. 9 S. 2 BbgBO. Vordruck gem. 8 1 Abs. 3 BbgBauVorlV Anlage 8.2

Die Anzeige der Nutzungsaufnahme nach & 83 Abs. 2 BbgBO. Vordruck gem. § 1 Abs. 3 BbgBau-
VorlV Anlage 9

Bescheinigung der Prifingenieurin / des Prufingenieurs fur Brandschutz zur Aufnahme der Nut-
zung nach § 83 Abs. 2 Nr. 2 BbgBO. Vordruck gem. § 1 Abs. 3 BbgBauVorlV Anlage 10.3
Bescheinigung der Prifingenieurin / des Priufingenieurs fur Standsicherheit zur Aufnahme der
Nutzung nach § 83 Abs. 2 Nr. 1 BbgBO. Vordruck gem. §8 1 Abs. 3 BbgBauVorlV Anlage 10.2

3. Abfall- und Bodenschutzrechtliche Hinweise
Hinweise der unteren Abfall- und Bodenschutzbehoérde des Landkreises Teltow-Flaming

3.1

3.2

3.3

34

3.5

Falls bei Bodenaushubmalinahmen kontaminierte Bereiche festgestellt werden (auffallig zum Bei-
spiel durch Geruch oder Farbung des Bodens), ist die Untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbe-
hérde (UABB) zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. Als Ansprechpartnerin fun-
giert Frau Braune (E-Mail: kathleen.braune@teltow-flaming.de , Tel.: 03371-608 2408). GemalR § 31
Abs. 1 BbgAbfBodG sind Eigentiimer und Nutzungsberechtigte von Grundstlicken verpflichtet, ihnen
bekannt gewordene Altlasten bzw. Altlastverdachtsflachen, insbesondere wahrend der Bauphase,
unverzuglich der UABB anzuzeigen.

Nach DIN 19731 ist Bodenmaterial von unterschiedlicher Qualitat (z.B. humoses Oberbodenmaterial
und nicht humoses Material) sowohl beim Ausbau als auch bei der Lagerung getrennt zu halten.
Fremdmaterialien oder Bauabfédlle durfen nicht auf den Bodendepots gelagert oder eingemischt
werden. Der Schutz des Mutterbodens ergibt sich aus § 202 des Baugesetzbuches (BauGB).

Bodendepots sind locker und nur im trockenen Zustand mit dem Bagger zu schitten, damit die bi-
ologische Aktivitat und der Gasaustausch erhalten bleiben. Bei langeren Niederschlagen sollten die
Arbeiten unterbrochen werden. Der Untergrund der Bodendepots sollte so gewahlt werden, dass
keine Staundasse entsteht (z.B. Vermeidung von Mulden) und das Bodenmaterial gut entwassert wird.
Die Schutthdhe fur das Oberbodendepot sollte entsprechend DIN 19731 maximal 2 m betragen, um
eine Verdichtung zu vermeiden. Das Unterbodendepot sollte 3 m nicht Gbersteigen. Nach DIN 19731
sind Zwischenlager nicht mit Radfahrzeugen (Lastkraftwagen, Radlader) zu befahren.

Zur Unterbindung von Boden- und Grundwasserkontaminationen durch auslaufende Schmier- und
Kraftstoffe sind ausschlieBlich gewartete Baumaschinen nach derzeitigem Stand der Technik einzu-
setzen. Schmier- und Kraftstoffe sind nur auf befestigten und gegentber dem Oberboden abgedich-
teten Flachen in den daflr zuldssigen Behaltern zu lagern. Die Reinigung von Baumaschinen auf
unbefestigten Flachen ist unzulassig. Die Vorsorgepflicht besteht gemal 8 7 BBodSchG.

Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den Baustellenbetrieb (Baustelleneinrichtung, La-
gerflachen, Stellplatze, Fahrspuren und andere beanspruchte unbefestigte Flachen) sind zu ermit-
teln und durch tiefgriindige Lockerungsmalinahmen nach Abschluss der Bauarbeiten auszuglei-
chen. Diese Anforderungen ergeben sich aus 8 12 BBodSchV.
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3.6

Die Hinweise gemalR dem Merkblatt der Unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehorde
(UABB) "Errichtung, Abbruch und Umbau von baulichen Anlagen" sind zu berucksichtigen. Das be-
nannte Merkblatt ist auf der Internetseite des Landkreises Teltow-Flaming www.teltow-flaeming.de
unter dem MenUpunkt ,Was erledige ich wo" - Merkblatter -Umweltamt abrufbar.

4, Gewasserschutzrechtliche Hinweise
Hinweise der unteren Wasserbehorde des Landkreises Teltow-Flaming

4.1

4.2

4.3

4.4

Mit der Beantragung der Genehmigung nach BImSchG wurde gegenlber der zustandigen Behorde
der beabsichtigte Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen angezeigt, die beantragten Anlagen un-
terfallen aufgrund ihrer Einstufung in Gefahrdungsstufe A nicht der Anzeigepflicht nach 8 40 Abs. 1
AwSV, ebenso wenig einer Prufpflicht nach § 46 Abs. 2 AwSV (auBerhalb von Schutzgebieten) bzw. 8
46 Abs. 3 AwSV (innerhalb von Schutzgebieten). Auch Volumen von Anlagenteile mit allgemein was-
sergefahrdenden Stoffen Uberschreiten innerhalb einer zu bewertenden Gesamtanlage keine an-
zeige- bzw. prufpflichtige Mengenschwelle.

In den betreffenden Anlagenteilen einer Windenergieanlage (WEA) kdnnen sich unterschiedliche
wassergefahrdende Stoffe befinden. Gemal3 8 14 Abs. 2 AwSV wird eine Gesamtheit von Anlagentei-
len aufgrund des vorliegenden engen funktionalen bzw. verfahrenstechnischen Zusammenhanges
zwischen den Anlagenteilen als eine einzelne Anlage betrachtet, zumal zwischen den Anlagenteilen
ein unmittelbarer sicherheitstechnischer Zusammenhang mindestens in Form der Ruckhalteeinrich-
tung sowie der Anlagenuberwachung besteht.

In Windenergieanlagen werden keine wassergefahrdenden Stoffe (z. B. Gebinde) gelagert, ansons-
ten waren die Anforderungen an Fass- und Gebindelager gemald 8 31 AwSV zu beachten. Auf die
dann grundsatzliche Pflicht zur Eignungsfeststellung wird hingewiesen.

In Anlagenteilen mit wassergefahrdenden Stoffen werden wassergefahrdende Stoffe mit hauptsach-
lich der WGK 1 eingesetzt (Wassergefahrdungsklasse, Auflistung der wassergefahrdenden Stoffe
siehe Antragsunterlagen), Die eingesetzten, mit einer WGK behafteten wassergefahrdenden Stoffe
werden ungeachtet der jeweils unterschiedlichen Viskositat von Mineralélen und Schmierfetten zum
Gesamtvolumen der Anlage addiert. Die hochste in der Anlage vorkommende WGK ist die WGK 2,
es handelt sich anteilig um nicht flissiges Schmierfett eines nichtstetigen Volumenanteils und WGK
1/WGK 2 im Maschinenhaus (Gondel), Das eingesetzte Loschmittel einer ggf. installierten automati-
schen Léschanlage, z. B. 20 Liter mit WGK 2, wirde das gré3te zusammenhangende Volumen eines
WGK-behafteten wassergefahrdenden Stoffes darstellen. Da die verwendeten Schmierfette infolge
pastenartiger Konsistenz nicht in flissiger Form austreten kénnen und somit keine Gewassergefahr-
dung darstellen, bleibt die Regelung des & 39 Abs. 10 AwSV fallbezogen unberucksichtigt. Wasserge-
fahrdende Stoffe einer Funktionseinheit sind wahrend der bestimmungsgemalien Verwendung
komplett von anderen Funktionseinheiten getrennt, Havarien zahlen nicht zur bestimmungsgema-
Ren Verwendung. Alle Anlagenteile inklusive Ruckhaltesysteme sind innerhalb des Maschinenhau-
ses (Gondel) standsicher ausgelegt. Das zwangsweise Austreten wassergefahrdender Stoffe bei ei-
ner die Standsicherheit der WEA einschl. des Maschinenhauses betreffenden Havarie (z.B. Ein- bzw.


http://www.teltow-flaeminq.de/
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4.5

4.6

4.7

Absturz - "Gondelaufschlag") ist nicht bertcksichtigt und kann in der wasserrechtlichen Stellung-
nahme nicht bewertet werden. Dieser Fakt muss seitens der zustandigen Behérde wahrgenommen
und in die Bewertung einbezogen werden. Soweit die Anlagen (Gesamtheit aller Funktionseinheiten)
zum Verwenden wassergefahrdender Stoffe in einer Windenergieanlage der AwSV unterliegen, rich-
ten sich die Anforderungen an die Ruckhalteeinrichtung nach 8 18 AwSV. Insbesondere § 34 AwSV
ist auf Windenergieanlagen nicht anwendbar, der Begriff "Energieversorgung" ist hier nicht einschla-

gig.

In der Begrindung der Bundesregierung zu § 34 Abs. 2 AwSV sind "Anlagen der Energiewirtschaft,
wie Masttransformatoren oder Schaltanlagen" genannt. Damit wird deutlich, dass eine Energie- bzw.
Stromverteilung gemeint ist. WEA dagegen erzeugen Strom, sie dienen nicht der Stromverteilung.
Sie sind daher nicht vom Anwendungsbereich des § 34 AwSV erfasst und somit kann auf die Ruck-
haltung gemal? 8 18 AwSV nicht verzichtet werden. Lediglich die Transformatoren, die den erzeugten
Strom bzw. die Spannung vor der Netzeinspeisung umwandeln, sind bereits Teile der Stromvertei-
lung/Energieversorgung. Da jedoch eine Ruckhalteeinrichtung betriebs- und bauartbedingt méglich
ist, ist auch hier nach § 34 Abs. 2 AwSV eine Rickhalteeinrichtung gemal § 18 AwSV erforderlich und
vorzusehen.

Anlagen zum Verwenden von wassergefahrdenden Stoffen missen gemald § 62 Abs. 1 WHG so be-
schaffen sein und so betrieben werden, dass der bestmdgliche Schutz der Gewasser vor Verunreini-
gungen erreicht wird; sie missen gemal3 § 62 Abs. 2 WHG i. V. m. § 15 AwSV mindestens den allge-
meinen anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Auflagen der AwSV und des verordnungs-
folgenden technischen Regelwerkes beschreiben wasserrechtliche Anforderungen, bei deren Erfil-
lung von einer Einhaltung der Forderungen des § 62 Abs. 1 und 2 WHG stets ausgegangen werden
kann. Die Erfullung der wasserrechtlichen Auflagen der AwSV befreit gemaf § 89 WHG nicht von der
Haftung fur eine Anderung der Beschaffenheit des Wassers.

Auf die Strafbestimmungen der 88 324 und 324 a StGB und die Bul3geldvorschriften des WHG und
der AwSV wird hingewiesen. Wer unbefugt ein Gewdsser verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaf-
ten nachteilig verandert oder Stoffe in den Boden einbringt, eindringen lasst oder freisetzt und die-
sen dadurch verunreinigt oder sonst nachteilig verandert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar, bei Fahrlassigkeit ist die Strafe Freiheitsstrafe
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.

5. Verkehrsrechtliche Hinweise
Hinweise des StralRenverkehrsamtes des Landkreises Teltow-Flaming

5.1

Fur dieses Vorhaben sind BaumalRnhahmen erforderlich, welche sich auf den &ffentlichen StralRen-
verkehr auswirken. Diese sind gemal 8 45 Abs. 6 StVO rechtzeitig vor geplantem Baubeginn bei dem
StraBenverkehrsamt des Landkreises Teltow-Flaming zu beantragen.
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6. Naturschutzrechtliche Hinweise

Hinweis zur Bauzeitenregelung
6.1 Als bauvorbereitende MalRnahme gelten auch eine (archaologische) Prospektion zum Auffinden von
Bodendenkmalen und MaBhahmen zur Munitionsberdumung.

Hinweis zur Moglichkeit eines nachtraglichen Gondelmonitorings / standortangepasster Betriebsalgorith-

mus zum Schutz der Fledermdause

6.2 In den ersten beiden Betriebsjahren kann das standortspezifische Kollisionsrisiko durch akustische
Daueraufzeichnungen im Rotorbereich bewertet bzw. verifiziert werden (Gondelerfassung). Dabei
sind die im AGW-Erlass, Anlage 3, Kapitel 2.3.2 genannten Anforderungen zu beachten. Ab Beginn
des dritten Betriebsjahres kann eine Anpassung des Abschaltzeitraumes an die Ergebnisse der Gon-
delerfassungen erfolgen (standortangepasster Betriebsalgorithmus). Hierzu ist bei der Genehmi-
gungsbehoérde ein Antrag zu stellen und die Ergebnisse erganzt durch eine fachgutachterliche Be-
wertung vorzulegen. Es bedarf zudem detaillierter Angaben zur verwendeten Technik und der Ge-
rateeinstellungen. Um rechtzeitig Uber die Anderung des Bescheides bis zum 01.04. des dritten Be-
triebsjahres entscheiden zu kénnten, sind die erforderlichen Unterlagen der Genehmigungsbehérde
spatestens bis zum 31.12. des Vorjahres vorzulegen.

Hinweis zum Umgang mit der Entdeckung bisher unbekannter Fortpflanzungs- und Ruhestatten

6.3 Wenn nach Genehmigungserteilung, z.B. bei der Baufeldfreimachung im Wirkbereich des Vorhabens
bisher unbekannte Fortpflanzungs- und Ruhestatten im Sinne des 8 44 Abs. 1 Punkt 3 BNatSchG
gefunden werden, sind sie dem LfU, Referat N1 (per mail an: n1@Ifu.brandenburg.de) sofort und
unaufgefordert anzuzeigen.

7. Arbeitsschutzrechtliche Hinweise

7.1 Wichtige Informationen fir den Bauherrn erhalten Sie auf der Internetseite https://lavg.branden-
burg.de/lavg/de/arbeitsschutz/formulare/bauvorankuendigung/ . Um der genannten Anzeigepflicht
nachzukommen, genlgt es, das Formular ,Vorankindigung gemal3 § 2 der Verordnung tber Sicher-
heit und Gesundheitsschutz auf Baustellen” vollstandig auszufillen und anschlieBend an das Lan-
desamt fur Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit zu Gbermitteln.

7.2 Die Unterlagen fur spatere Arbeiten an der baulichen Anlage sind zusammenzustellen, wenn bei
ihrer Errichtung oder Anderung Beschéftigte mehrerer Arbeitgeber gleichzeitig oder nacheinander
tatig werden. Mit den Unterlagen werden die Voraussetzungen daflr geschaffen, dass die sicher-
heits- und gesundheitsgerechte Gestaltung der spateren vorhersehbaren Arbeiten an baulichen An-
lagen gewahrleistet ist. Beispiele fur Arbeiten an Windkraftanlagen sind u. a.:

Wartungsarbeiten,

Inspektionsarbeiten wie Kontrollen an Anlagenteilen bzw. Zustandsfeststellungen oder
Instandsetzungsarbeiten wie die Erneuerung von Anlagenteilen (z. B. Rotorblatter) bzw. Reparatu-
ren.


mailto:n1@lfu.brandenburg.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/arbeitsschutz/formulare/bauvorankuendigung/
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/arbeitsschutz/formulare/bauvorankuendigung/
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7.3

7.4

Hinsichtlich Inhalt und Form einer Unterlage gemal3 Baustellenverordnung wird auf die ,Regeln zum
Arbeitsschutz auf Baustellen, Unterlagen fur spatere Arbeiten” RAB 32 verwiesen. Ein Muster dazu
istim Internet unter (https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/RAB/RAB-32.html) zu finden.

Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b BetrSichV (Maschine im
Sinne des Anhangs IV Ziffer 17 der Maschinenrichtlinie - 2006/42/EG) betreibt, in der eine Person
eingeschlossene werden kann, hat dafuir zu sorgen, dass diese Hilfe herbeirufen kann (8 6 Absatz 1
Satz 2 i. V. m. Anhang 1 Nummer 4.1 BetrSichV). Der Notfallplan, mit der Notbefreiungsanleitung
nach Anhang 1 Nr. 4.1 BetrSichV, ist vor Inbetriebnahme in unmittelbarer Nahe der Aufzugsanlage
bereitzustellen. Es ist darzustellen, wie ein sicheres Verlassen des Fahrkorbes und die Rettung aus
diesem an jedem Punkt der Fahrstrecke der Aufzugsanlage gewahrleistet werden.

Die Rettungs- und Abseilgerate mussen fur die Hohe der WKA geeignet sein, in ausreichender Anzahl
(abhangig u. a. von der Anzahl der Personen in der WKA) und vor Beginn der Arbeiten vorhanden
sein. Auf die Regelungen der DGUV Information 203-007 Windenergieanlagen, insbesondere zur Er-
stellung eines Rettungskonzeptes auf Grundlage der Gefahrdungsbeurteilung, wird hingewiesen.

8. Forstrechtliche Hinweise

8.1

8.2

8.3

8.4

Aus der Genehmigung nach § 8 LWaldG sind keine Haftungsanspriiche gegen das Land Brandenburg
abzuleiten.

Die Umwandlungsgenehmigung wird unbeschadet privater Rechte Dritter erteilt. Sie lasst auf Grund
anderer Vorschriften bestehende Verpflichtungen zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligun-
gen, Erlaubnissen und Gestattungen oder zum Erstatten von Anzeigen unberuhrt.

Ansprechpartner vor Ort fur den Vollzug der waldrechtlichen Genehmigung ist der zustandige Leiter
des Forstreviers Trebbin, zum Zeitpunkt der Genehmigung Herr Burig (Tel.: 0172 3144016, joerg.bu-
rig@lfb.brandenburg.de ). Der Antragsteller wird gebeten, sich laufend mit diesem abzustimmen.

Aus dem LWaldG lassen sich fur den Anlagenbetreiber keine rechtlichen Verpflichtungen zur Anlage
von MalBnahmen des vorbeugenden Waldbrandschutzes (z. B. Loschwasserentnahmestellen, auto-
matische Léschanlagen in den Gondeln der WKA) unmittelbar ableiten. Die Regelung des § 20 Abs. 1
LWaldG ,vorbeugender Waldbrandschutz” - Anlage und Unterhaltung von Brandschutzstreifen rich-
tet sich nur an den Waldbesitzer. Etwaige Forderungen zur Anlage vorbeugender BrandschutzmafR-
nahmen (Vorsorgepflichten) finden ihre Grundlage in § 14 BbgBKG7. Eine Verpflichtung hierzu er-
folgt durch den zustandigen Aufgabentrager, i.d.R. die zustandige Brandschutzdienststelle beim
Landkreis.


https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/RAB/RAB-32.html
mailto:joerg.burig@lfb.brandenburg.de
mailto:joerg.burig@lfb.brandenburg.de
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8.5

8.6

8.7

Das automatisierte Waldbrandfriherkennungssystem (AWFS) darf durch die Errichtung oder den
Betrieb von Windkraftanlagen nicht erheblich eingeschrankt werden. Desgleichen gilt fur die mogli-
che Beeintrachtigung der Richtfunkstrecken zur Ubertragung der Waldbranddaten. Dazu hat der
Antragsteller ein Gutachten vom 24.01.2025 vorgelegt. Der Waldbrandschutzbeauftragte der unte-
ren Forstbehdrde hat die Unbedenklichkeit am 01.06.2025 bestatigt.

Es wird empfohlen, Aussaaten von Gras- und Krautfluren zur Schaffung des Krautsaumes bevorzugt
mit ortlich oder aus einem Umkreis von bis zu 25 km gewonnenem Heusaatgut von vergleichbaren
Standorten vorzunehmen. Zu beernten sind Gras- und Krautfluren, die erkennbar nicht aus jungeren
Ansaaten stammen und weitgehend frei von starkwichsigen Rhizomstauden oder -grasern (vor al-
lem Goldrute, Landreitgras, hohe Trespen-Arten) sind.

Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass das Nichterfillen oder nicht vollstandige Erfillen von
nach § 8 Absatz 3 LWaldG mit der Waldumwandlungsgenehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen (Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen) als Ordnungswidrigkeit gemafd 8 37 Abs. 1 Nr. 2 LWaldG zu
ahnden ist. DarUber hinaus wird die Behorde die nicht bzw. nicht vollstandig erfillten Neben-best-
immungen (Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen) mittels Verwaltungszwang durchsetzen, was fur
den Sdumigen mit weiteren Kosten und Gebuhren verbunden ist.

9. Luftverkehrsrechtliche Hinweise

9.1

9.2

9.3

9.4

Jede Anderung an den Windkraftanlagen ist der LuBB zur Prifung und Beurteilung hinsichtlich der
Relevanz zu ausschlieBlich luftverkehrssicherheitlichen Erwagungen vorzulegen.

Aufgrund der Anlagenhéhe von mehr als 150 m tber Grund mussen aus Sicherheitsgrinden beson-
dere Vorkehrungen getroffen werden. Die Einhaltung der Anzeigefrist von 6 Wochen ist zur Gewahr-
leistung der Sicherheit des Luftverkehrs und damit zur Vermeidung von Gefahrensituationen unbe-
dingt erforderlich.

Es ist darauf zu achten, dass wahrend der Betriebszeit (bis zum Riickbau) der Windkraftanlagen nur
Feuer mit glltiger Eignung nach AVV LFH verwendet werden. Ggf. sind diese zu ersetzen.

Zum Einsatz kommende Krane zur Errichtung des Bauwerkes sind in dieser Zustimmung nicht be-
racksichtigt.
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9.5

9.6

9.7

9.8

9.9

Krane ab einer Héhe von 100 m tber Grund bedtirfen gem. § 15 Abs. 2 LuftVG einer gesonderten
Genehmigung der Luftfahrtbehérde. Diese kanni. V. m. den 88 31, 12 und 14 LuftVG unter Auflagen
aufgrund einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der
DFS Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS GmbH) erteilt werden. Grundsatzlich sind Krane ab einer
Héhe von 100 m Uber Grund als Luftfahrthindernisse zu betrachten und mit einer Tageskennzeich-
nung und an der héchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen. Der
Antrag auf Errichtung bendétigter Krane ist unter Verwendung beigefuigten Vordrucks bei der Ge-
meinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg, MittelstralRe 5/ 5 a in 12529 Schonefeld
(Fax-Nr. 03342/4266-7612 oder per E-Mail PoststelleLUBB@LBV.Brandenburg.de bzw. Luftfahrthin-
dernis@LBV.brandenburg.de ) rechtzeitig (mindestens 14 Arbeitstage -gerechnet Mo.-Fr.- vorher)
mit Angabe der Arbeitshdhe des Kranes und der gewlinschten Einsatzdauer sowie eines Bauablauf-
planes durch das den Kran betreibende Unternehmen oder den Genehmigungsinhaber einzu-
reichen. Bei Antragstellung durch den Genehmigungsinhaber sind der LuBB konkret zu benennen,
wer Antragsteller, wer die Kosten fur das luftverkehrsrechtliche Verfahren auf Stellung des Kranes
tragt und wer letztendlich Genehmigungsinhaber (Kranfirma) ist.

Fur die Ausfihrungsbestimmungen ist die AVV LFH in der jeweils glltigen Fassung zu beachten
(Ubergangsfristen).

Die v. g. Vordrucke (Datenblatt zum Luftfahrthindernis - Baubeginnanzeige, Antrag auf Genehmi-
gung des Einsatzes eines Kranes gem. § 15 LuftVG) finden Sie auf der Internetseite der Gemeinsa-
men Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg (LuBB) in aktueller Fassung.

Der Ruckbau von Bestandsanlagen (Repowering) ist der LuBB schriftlich unter Angabe der Geneh-
migungs-Nr. mindestens 2 Wochen vor Beginn der Arbeiten zur Abstimmung weiterer Verfahrens-
schritte bzgl. der Abschaltung der vorhandenen Kennzeichnungen anzuzeigen.

Die Kosten fur die Tages- und Nachtkennzeichnung des Luftfahrthindernisses hat der Vorhabentra-
ger zu Ubernehmen.

10. Denkmalschutzrechtliche Hinweise

10.1

10.2

10.3

Bei Ruckfragen und Auskinften zur archaologischen Dokumentation und zu den Bodendenkmalen
stehen die Denkmalfachbehérde mit Sitz in Winsdorf und die Untere Denkmalschutzbehérde zur
Verfugung. Wegen der Vermittlung eines / mehrerer Archaologen kann sich der Vorhabentrager an
das Archaologische Landesmuseum / an die Untere Denkmalschutzbehérde wenden.

Eine Liste von Ausgrabungsfirmen findet man Uber die Homepage www.b-f-k.de.

Die bei der archaologischen Malinahme entdeckten beweglichen Bodendenkmale werden gemal3 §
12 BbgDSchG mit der Entdeckung Eigentum des Landes Brandenburg.


mailto:PoststelleLUBB@LBV.Brandenburg.de
mailto:Luftfahrthindernis@LBV.brandenburg.de
mailto:Luftfahrthindernis@LBV.brandenburg.de
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10.4

10.5

VII.

Die Untere Denkmalschutzbehérde wird den Erlaubnisnehmer umgehend in Kenntnis setzen, so-
bald die Fortfuhrung der archdologischen Malinahme aus fachlichen Grinden nicht mehr erforder-
lich ist.

Baudenkmalpflege

Gemal? § 9 Absatz 2 BbgDSchG stehen der Errichtung oder Veranderung von Windenergieanlagen
Belange des Denkmalschutzes nicht entgegen, soweit sie nicht in der Umgebung eines besonders
landschaftspragenden Denkmals errichtet oder verandert werden. Die Verwaltungsvorschrift des
Ministeriums fur Wissenschaft, Forschung und Kultur tGber die denkmalrechtliche Erlaubnisfahigkeit
von Anlagen zur Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien (VV EED) vom 20. Juli 2023 beinhal-
tet eine Liste der besonders landschaftspragenden Denkmale. Aufgefiihrt ist in dieser Liste die Gut-
sanlage mit Gutspark, Wirtschaftshof, Sortimentsgarten, einstiger Baumschule sowie Alleen und
Flurgehdlzen in Markisch Wilmersdorf, welche sich in der Umgebung des Plangebietes befindet. Der
durch die Denkmalfachbehdrde ermittelte zugehdrige Wirkungsraum betrifft jedoch nicht das Plan-
gebiet der Windenergieanlagen, gemal VV EED sind daher im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens flr die Errichtung der Windenergieanlagen keine vertiefenden Untersuchungen zur Beeintrach-
tigung von Denkmalen erforderlich.

Rechtsgrundlagen

Diese Entscheidung beruht insbesondere auf der Grundlage der nachstehenden Gesetze, Rechtsverordnun-

gen und Vorschriften:

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche,
Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 1. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 163)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung lGber ge-
nehmigungsbedurftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 02. Mai 2013
(BGBI. I S. 973), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Oktober 2021 (BGBI. I S.
4676)

Neunte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung uber
das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992
(BGBI. 1S.1001), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225)

"Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Méarz
2021 (BGBI. | S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 |
Nr. 348)
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Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Larm - TA Larm) vom 26. August 1998 (GMBI. S. 503)

Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA Luft) Vom 18. August 2021

Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) des Landes Branden-
burg zu Anforderungen an die Gerauschimmissionsprognose und die Nachweismessung von Wind-
kraftanlagen (WKA-Gerduschimmissionserlass) vom 24 Februar 2023

Anforderungen an die Ermittlung und die Beurteilung der optischen Immissionen von Windkraftan-
lagen (WKA) (WKA-Schattenwurf-Erlass) Erlass des Ministeriums fur Land- und Erndhrungswirtschaft,
Umwelt und Verbraucherschutz vom 11. Februar 2025

Gesetz zur Festlegung von Flachenbedarfen fir Windenergieanlagen an Land (Windenergieflachen-
bedarfsgesetz - WindBG) vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353), zuletzt geandert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189)

Baurecht

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S.
3634), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 348)

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO), In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November
2018 (GVBL.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geandert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBI.I/23, [Nr.
18])

Verordnung Uber Vorlagen und Nachweise in bauaufsichtlichen Verfahren im Land Brandenburg
(Brandenburgische Bauvorlagenverordnung - BbgBauVorlV) vom 7. November 2016 (GVBI. Il Nr. 60),
zuletzt geandert durch Artikel 3 der Verordnung vom 31. Marz 2021 (GVBI.I1/21, [Nr. 33], S.7)

Verordnung Uber die Anerkennung von Prifingenieuren und Utber die bautechnischen Prifungen
im Land Brandenburg (Brandenburgische Bautechnische Prifungsverordnung - BbgBauPrifV) vom
10. September 2008 (GVBL.II/08, [Nr. 23], S.374), zuletzt geandert durch Artikel 5 der Verordnung
vom 11. November 2025 (GVBI. Il Nr. 83)

Gesetz zur Regelung von Mindestabstdnden von Windenergieanlagen zu Wohngebauden im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Windenergieanlagenabstandsgesetz - BbgWEAAbG) vom 20. Mai
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2022 (GVBI.1/22, [Nr. 9]), zuletzt andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (GVBI.1/23,
[Nr. 3])

Brandschutz

Gesetz Uber den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz des Landes Branden-
burg (Brandenburgisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - BbgBKG) vom 24. Mai 2004
(GVBL.1/04, [Nr. 09], S.197), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. Marz 2024 (GVBI.I/24,
[Nr. 9], S.9)

Arbeitsschutz

Gesetz Uber die Durchfuihrung von MaBnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG)
vom 7. August 1996 (BGBI. | S. 1246), zuletzt gedndert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 15. Juli 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 236)

Verordnung Uber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung - ArbStattV) vom 12. August 2004 (BGBI.
[ S.2179), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 109)

Verordnung Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung -
BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBI. | S. 1283), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Verordnung vom
19. Dezember 2022 (BGBI. 2023 I Nr. 1)

Verordnung Uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (Be-
triebssicherheitsverordnung - BetrSichV) vom 3. Februar 2015 (BGBI. | S. 49), zuletzt gedndert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146)

Gewasserschutz

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI.
[, Nr. 51, S 2585), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr.
84)

Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG@G) in der Fassung der Bekanntmachung vom 02, Marz 2012
(GVBI. I, Nr. 20), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2025 (GVBI. /25, [Nr. 17])

Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017
(BGBI. I S. 905), zuletzt geandert durch Artikel 256 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1328)
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Abfallwirtschaft und Bodenschutz

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-
Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geandert

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021 (BGBI. | S. 2598, 2716)
Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBI.I/97,[Nr.
05], S.40) zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 (GVBI.1/24, [Nr.24], S., ber.

[Nr. 40])

DIN 19731 Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut, Ausgabe 2023-
10

Naturschutz und Landschaftspflege

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli
2009 (BGBI. | S. 2542), durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 87)

Brandenburgisches Ausfliihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Natur-
schutzausfihrungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBI.I/13, [Nr. 03, ber. (GVBI.I/13 Nr.
21)]), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2025 (GVBI.1/25, [Nr. 17])

Brandenburgisches Ausfihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Natur-
schutzausfihrungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBI. | Nr. 3, Nr. 21), zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2025 (GVBI. | Nr. 17)

Erlass des Ministeriums fur Umwelt, Naturschutz und Raumordnung zur landesplanerischen und
naturschutzrechtlichen Beurteilung von Windkraftanlagen im Land Brandenburg (Windkrafterlass
des MUNR vom 24.5.1996, Amtsblatt fir Brandenburg Nr. 28 vom 27.6.1996, S.654-665) in der Fas-
sung der Anderung vom 8.5.2002 (Amtsblatt fiir Brandenburg Nr. 22 vom 29.5.2002, S.559 und Nr.26
vom 26.6.02, S.617)

Verordnung zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverordnung -
BArtSchV) vom 16. Februar 2005 (BGBI. | S. 258, 896), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Gesetzes

vom 21. Januar 2013 (BGBI. | S. 95)

Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE) vom April 2009
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Forstrecht
- Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBI. | Nr. 6, S. 137), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juni 2024

- Forstvermehrungsgutgesetz (FoOVG) vom 22. Mai 2002 (BGBI. | S. 1658), zuletzt geandert durch Artikel
durch Artikel 414 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474)

- Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung (FoVHgV) vom 7. Oktober 1994 (BGBI. | S. 3578),
die durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Januar 2003 (BGBI. | S. 238)

- Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zum Vollzug von § 40 des Bun-
desnaturschutzgesetzes - Gebietseigene Gehdlze (Gehdlzerlass Brandenburg) vom 15. Juli 2024

- Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebihren in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft
sowie Jagd (GebOLandw) vom 11. Juli 2014 (GVBL.11/14, [Nr. 47]), zuletzt geandert durch Verordnung
vom 6. Marz 2024 (GVBI.11/24, [Nr. 16])

Luftverkehrsrecht
- Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBI. | S. 698),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 327)

- Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen - AVV LFH - vom
24.04.2020, zuletzt geandert durch Verwaltungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT
28.12.2023 B4)

- die Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) vom 14. Februar 1984 (BGBI. | S. 346),
zuletzt gedndert durch Artikel 29 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 411)

StraRBenverkehrsrecht
- StraBenverkehrs-Ordnung (StVO) vom 6. Marz 2013 (BGBI. | S. 367), zuletzt geandert durch Artikel 24
der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBI. 2024 1 S. 411)

- Brandenburgisches Strallengesetz (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009
(GVBL.1/09, [Nr. 15], S.358), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Mai 2024 (GVBI. |
Nr. 20)

Denkmalschutz

- Gesetz Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches
Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBLI.1/04, [Nr. 09], S.215), zuletzt geandert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 5. Marz 2024 (GVBI. | Nr. 9)
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Sonstige

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003
(BGBI. I S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236)

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachungvom 19. Marz 1991 (BGBI.
| S. 686), zuletzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Mai 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 152)

Verordnung zur Regelung der Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes (Immissions-
schutzzustandigkeitsverordnung - ImSchzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Marz
2008 (GVBL.II/08, [Nr. 08], S.122) zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Juli 2022
(GVBI. | Nr. 49)

GebUhrengesetz fur das Land Brandenburg (GebGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBI.I/09, [Nr. 11], S.246),
zuletzt gedndert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Marz 2024 (GVBI. | Nr. 9)

Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebthren fir den Bereich Umwelt (GeblUhrenordnung
Umwelt - GebOUmwelt) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 2011 (GVBI. Il Nr.
77), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. April 2025 (GVBI. Il Nr. 31)

Verordnung Uber die Gebuhren in bauordnungsrechtlichen Angelegenheiten im Land Brandenburg
(Brandenburgische Baugebuthrenordnung - BbgBauGebO) vom 20. August 2009 (GVBI.I1/09, [Nr. 28],
S.562), zuletzt geandert durch Artikel 6 der Verordnung vom 11. November 2025 (GVBI. Il Nr. 83)

Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgeblhren in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft
sowie Jagd (GebOLandw) vom 11. Juli 2014 (GVBL.11/14, [Nr. 47], zuletzt geandert durch Verordnung
vom 6. Marz 2024 (GVBI.11/24, [Nr. 16])
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VIlIl.  Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landes-amt fur
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemal § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage
an Land mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende Wirkung. Der Widerspruch ist
binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begriinden.

Des Weiteren gilt gemal 8 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
des Widerspruchs gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer Gesamth&he von mehr als
50 Metern nach 8 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwWGO) nur innerhalb eines Monats
nach der Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungsgerlcht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begriindet werden kann.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

Anlagen: - Gebuhrenberechnung Landkreis Teltow Flaming (Anlage 1)
- Geb(]hrenberechnung Forstamt Teltow-Flaming (Anlage 2)
- GebUihrenberechnung Gemeinsame Obere Luftfahrtbehtrde Berlin-Brandenburg (Anlage 3)
- Karte Waldumwandlungsflache (Anlage 4)
-Vollzugsanzeige Waldumwandlung (Anlage 5)
-Vollzugsanzeige Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen (Anlage 6)
-Karte Ers'taufforstung (Anlage 7)
-Ausfihrungsplanung und Pflanzplan (Anlage 8)



Landkreis Teltow-Flaming Az.: 63/02/01328/25

Untere Bauaufsichts- und Denkmalschutzbehorde Auskunft erteilt: Herr Klaus

Kostenberechnung 05.03.2026

Verordnung liber die Gebiihren in bauordnungsrechtlichen Angelegenheiten im

Land Brandenburg (Brandenburgische Baugebiuhrenordnung — BbgBauGebO) in der
zurzeit gultigen Fassung

1.1.4 Entscheidungen der Bauaufsichtsbehorde im Sinne von § 2 Absatz 2 Num-
mer 2 und 3 des Gebiihrengesetzes fiir das Land Brandenburg (GebGBbg) zu
Vorhaben, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren Vorrang hat (§ 60

BbgBO), in Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)
sowie in Planfeststellungsverfahren

anzusetzende Herstellungskosten

I < o. o. Herstellungskosten

fiktiver anrechenbarer Bauwert
anrechenbarer Bauwert

anrechenbare Bauwerte gemal § 3 BbgBauGebO auf
volle 1.000,00 € aufgerundet

Il des gerundeten anrechenbaren Bauwertes

1.9.1 Zulassung einer Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vorschriften ge-
maR § 67 Absatz 1 BbgBO und einer Ausnahme von der Baunutzungs-

verordnung gemaR § 23 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO)

Anzahl der Abweichungen/Ausnahmen
Geblhr je Abweichung/Ausnahmen

Gebiihr

Gesamtsumme der Gebuhren _
{ ], Digital signiert von

A -'./,/' J Andreas Klaus

P | Datum: 17/Marz/2026

Klaus
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LAND BRANDENBURG Landesbetrieb
Forst Brandenburg
- untere Forstbehorde -

Landesbetrieb Forst Br g | Forstamt Teltow-Flaming | Steinplatz1 | 15806 Zossen Forstamt TeItow-FIéming

Landesamt flr Umwelt Bearb.:  Revierleiter Lukas Rolle

Abteilung Technischer Umweltschutz 1 Gesch.Z.: 080-3-FoA-12-
Postfach 601061 7002/179+29#684235/2025
14410 Potsdam Hausruf:  +49 3334 2759869

Fax: +49 331 275484990
FoA.Teltow-Flaeming@LFB.Brandenburg.de
www.forst.brandenburg.de
www.forstwirtschaft-in-deutschland.de

Wiinsdorf, 12.11.2025

Genehmigungsverfahren nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
Antrag der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG vom 10.03.2025 auf
Neugenehmigung nach § 4 BImSchG fiir die Errichtung und den Betrieb von
drei Windenergieanlagen am Standort 14959 Trebbin, Gemarkung Christi-
nendorf (Windpark Liidersdorf Trebbin Ill)

Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Hier: AbschlieBende Stellungnahme der unteren Forstbehorde

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Priifung des vor bezeichneten Antrages erhalten Sie nachstehend die fachli-
che Stellungnahme des Landesbetriebes Forst Brandenburg als untere Forstbe-
horde Uber die begehrte Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart ge-
mal § 8 LWaldG' zur wort- und inhaltsgleichen Aufnahme in die Genehmigung
nach BImSchG? als konzentrierende Entscheidung gemaR § 13 BImSchG.

l. Forstrechtliche Belange

Das Bauvorhaben betrifft Wald im Sinne des § 2 LWaldG.

Das Bauvorhaben flihrt zu einer Umwandlung von Wald in Stand- und Betriebsfla-
che flr Windenergieanlagen. Dadurch wird nachstehende Waldflache durch eine
Nutzungsartenanderung beansprucht.

Nach § 8 Abs. 1 LWaldG lasse ich die Nutzungsart als Stand- und Betriebsflache
fur Windenergieanlagen (WKA) durch dauerhafte und zeitweilige Umwandlung von
Wald in eine andere Nutzungsart auf nachstehend aufgefiihrten Grundstlcken zu:

Dienstgebaude Telefon Fax
Steinplatz 1 15806 Zossen, (033702) 2114000 (0331) 275484990

OT Wiinsdorf
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Gemarkung | Flur | Flurstiick | Gesamtflache (m?) Umwandlungsflache (m?)
Dauerhaft Zeitweilig
Zuwegung
Christinendorf | 3 19 89.630 808
47 28.260 95 505 42
48 23.410 2.105 1.320 169
51 1.100 77 7
52 14.020 1.726 154
53 9.400 1.028 153
114 12.083 676 1.152
Gesamtsumme 2.200 7.817

Die dauerhafte Umwandlungsflache ist in beiliegender Karte, die ebenfalls Be-
standteil dieses Bescheides ist, rot und die zeitweilige Umwandlungsflache blau
und orange gekennzeichnet (Anlage Forst 1: ,Karte Waldumwandlungsflache®).

Il. Nebenbestimmungen

Diese waldrechtliche Genehmigung ergeht gemat § 36 VwVfG2i. V. m. § 12 Bim-
SchG unter folgenden Nebenbestimmungen:

a) Befristung

Die Genehmigung zur Durchfiihrung der dauerhaften und zeitweiligen Waldum-
wandlung ist gemaR § 12 BImSchG zu befristen.

Innerhalb des Genehmigungszeitraumes darf die zeitweilige Waldumwandlung
maximal 2 Jahre andauern.

Die Waldumwandlungsgenehmigung erlischt nach Fristablauf flir die bis zu der zu-
vor angegebenen Frist nicht umgewandelten Flachen.

b) Aufschiebende Bedingung
Die Waldumwandlung darf erst vollzogen werden, nachdem die Genehmigung
nach BImSchG gegentiber dem Begunstigten bestandskraftig geworden ist.

c) Auflagen

1. Sie haben dem Landesbetrieb Forst Brandenburg, Forstamt Teltow-Flaming,
anzuzeigen:

- den Vollzug der Umwandlung von Wald vor Beginn der Fall- und Rodungsarbei-
ten mit beigefugter Vollzugsanzeige (Anlage Forst 2 ,Vollzugsanzeige Waldum-
wandlung®)
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- den Vollzug der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen (auch deren Nachbesserun-
gen) vor Beginn der Arbeiten mit beigefugter Vollzugsanzeige (Anlage Forst 3
,Vollzugsanzeige Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen*)

Dabei sind die Lieferscheine des Pflanzmaterials mit vorzulegen oder schnellst-
maglich nachzureichen.

2. Der Ersatz fir die dauerhafte (Standort der WKA und Kranstellflache) und zeit-
weilige (Zuwegungen und Hilfsflachen) Inanspruchnahme von Waldflachen ist in
Form einer Ersatzaufforstung zu erbringen.

Gemal § 8 Abs. 3 LWaldG ist fur die nachteiligen Wirkungen der Waldumwand-
lung als forstrechtlicher Ausgleich vom Antragsteller eine ErsatzmalRnahme im
Flachenverhaltnis von 1:1 (dauerhaft) bzw. 1 : 0,2 (zeitweilig) in Form einer Er-
satzaufforstung durchzuflhren. Es ist eine Flache von 3.763 m? aufzuforsten.

Gemarkung Flur | Flurstiick | MaBRnahmenflaiche | MaBnahme
Christinendorf | 3 19 3.763 m? Erstaufforstung

Die MaBnahme ist auf einem Kartenausschnitt, der ebenfalls Bestandteil dieses
Bescheides ist, griin umrandet gekennzeichnet (Anlage Forst 4 ,Karte Erstauffors-
tung).

Gemal § 9 Abs. 1 LWaldG ist die Neuanlage von Wald genehmigungspflichtig.
Die Genehmigung zur Erstaufforstung wurde mit Bescheid vom 01.10.2025 (AZ:
080-3-FoA-12-7001/253+29) erteilt.

3. Die beantragte und genehmigte Flache zur zeitweiligen Waldumwandlung mit
Ausnahme der zeitweilig umgewandelten Wegeflache (Zuwegung), muss ohne
Anrechnung auf den forstrechtlichen Ausgleich mit standortgerechtem, forstlichem
Vermehrungsgut am gleichen Ort wieder aufgeforstet, rechtzeitig und sachgeman
nachgebessert, geschltzt und gepflegt werden.

Die Wiederaufforstung sollte im 5. Standjahr die Bedingungen einer gesicherten
Kultur (Nebenbestimmung 4.7) erfillen. In diesem Jahr wird die Flache zusammen
mit der Forstbehorde kontrolliert und im Falle des Verfehlens des Abnahmeziels
werden weitere MalRnahmen abgestimmt.

4. Die Ausgleichs- und Ersatzmafinahme ist wie folgt durchzufthren:

4.1 Es ist eine 3.763 m? groRe geeignete Flache als Erstaufforstung aufzuforsten.
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Die Erstaufforstung mit integrierter Waldrandgestaltung ist gemaf der Ausfiih-
rungsplanung, die ebenfalls Bestandteil dieses Bescheides ist, anzulegen und zu
pflegen (Anlage Forst 5 ,Ausfiihrungsplanung und Pflanzplan®).

Die Erstaufforstung ist mit einer integrierten Waldrandgestaltung entlang der Gren-
zen zum Offenland anteilig anzulegen und zu pflegen. Die Breite des Waldrandes
sollte, soweit es der Einzelfall zulasst, idealerweise 30 m betragen. Bei zu geringer
Flachengrofie und ungunstiger Flachenform kann die Breite reduziert werden. Die
notwendige Breite des Waldrandes wurde mit der unteren Forstbehdrde dazu ein-
vernehmlich im Vorfeld abgestimmt.

Die Waldrandanlage ist stufig/buchtig mit Kraut-, Strauch- und Baumartenanteilen
auszufuhren.

Innerhalb des Waldrandes, an der AuBenkante zum Offenland, ist, wenn ortlich
machbar, auf 20 % Anteil an der oben festgesetzten Breite ein Krautsaum anzule-
gen und zu pflegen.

Bei technologisch nicht vertretbarem Aufwand flr die dauerhafte Pflege ist durch
einmalige Herstellung von Rohbodenflachen eine flir die Vegetation der Kraut-
saume gunstige, langerfristig tragfahige Ausgangssituation zu schaffen. Ein voll-
standiger Verzicht auf den Krautsaum ist regelmaRig auszuschlieBen. Uber den
Verzicht im Ausnahmefall ist im Einvernehmen mit der unteren Forstbeh6rde zu
entscheiden. Sind naturschutzrechtlich veranlasste Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen betroffen, ist Uber den Verzicht im Einvernehmen mit der im Verfahren be-
teiligten Naturschutzbehorde zu entscheiden. Die Anlage des Krautsaumes umfasst
neben dem Entfernen und Entsorgen der Vegetationsdecke (Grasnarbe) auch die
Einsaat von Heusaaten, Heumulchsaaten und von ortlich gewonnenen oder regio-
nal erzeugten Saatgutmischungen.

Die Pflege des Krautsaumes umfasst das einmal jahrliche Mahen und Entsorgen
des Mahgutes.

Bei der Auswahl der Baum- und Straucharten ist grundsatzlich zugelassenes bzw.
anerkanntes Pflanz- oder Saatgut zu verwenden. Dieses unterliegt bei forstlichem
Vermehrungsgut dem Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG#) und bei gebietsheimi-
schen Geholzen, die nicht dem FoVG unterliegen, dem ,Geholzerlass Branden-
burg>“.

Im Waldrandbereich ankommende naturliche Sukzession von Waldbaumen und
Waldstrauchern kann integriert werden, soweit das Entwicklungsziel des Waldran-
des nicht gefahrdet ist.

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
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Die Verpflichtung zur Nachbesserung und Pflege des Waldrandes, inklusive des
Krautsaumes endet mit dem Zeitpunkt der Abnahme der gesicherten Kultur der
Erstaufforstung durch die untere Forstbehorde.

Hinweis:

Es wird empfohlen, Aussaaten von Gras- und Krautfluren zur Schaffung des Kraut-
saumes bevorzugt mit ortlich oder aus einem Umkreis von bis zu 25 km gewonne-
nem Heusaatgut von vergleichbaren Standorten vorzunehmen. Zu beernten sind
Gras- und Krautfluren, die erkennbar nicht aus jungeren Ansaaten stammen und
weitgehend frei von starkwichsigen Rhizomstauden oder —grasern (vor allem Gol-
drute, Landreitgras, hohe Trespen-Arten) sind.

4.2 Die Anlage der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen hat bis spatestens drei
Jahre nach Beginn des Vollzugs der Waldumwandlung zu erfolgen.

4.3 Die Erstaufforstung ist hinsichtlich der Mischungsart als Mischbestand gemaf
Erlass zur Baumartenmischung unter Klimawandelbedingungen im Wald mit inte-
grierter Waldrandgestaltung anzulegen und zu pflegen. Dies gilt auch flir gegebe-
nenfalls notwendig werdende Nachbesserungen.

4.4 Die Ausgleichs- und ErsatzmalRnahme muss so geplant, ausgeflihrt und ge-
pflegt werden, dass die Entwicklung einer standortgerechten, naturnahen Waldge-
sellschaft mit heimischen, gebietseigenen und herkunftsgesicherten Gehdlzen ein-
schlieBlich eines Waldrandes gewahrleistet ist.

Bei Schutzgebieten ist besonderes Augenmerk auf die zuldssigen Baumarten zu
legen.

Bei der Anlage der Ausgleichs- und Ersatzflache sind

1. die Baumartenmischung aus der Baumartenmischungstabelle des Landes
Brandenburg und einem der unteren Forstbehdrde vorzulegenden Stand-
ortgutachten abzuleiten,

2. beiden nach Forstvermehrungsgutrecht (FoVG) geregelten Arten nur Ver-
mehrungsgut, welches nach dieser Vorgabe erzeugt wurde, zu verwen-
den,

3. die Herkunftsempfehlungen des Landes Brandenburg in der aktuellen
Fassung und

4. der Gehdlzerlass Brandenburg (nur fir Waldrand)

zu beachten.

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
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Entsprechende Nachweise (Lieferscheine) sind der unteren Forstbehdrde bei der
Kulturabnahme vorzulegen. Pflanzenpositionen von Lieferscheinen sind eindeutig
dem entsprechenden Pflanzort zuordenbar zu dokumentieren.

4.5 Zur forstlichen Standortsbewertung hat der Antragsteller dem Forstamt Teltow-
Flaming ein Gutachten zur Beurteilung der Standortseigenschaften vorgelegt. Auf
dieser Grundlage wurde die Baumartenmischung abgeleitet.

4.6 Die langfristige Sicherung der mit der Ausgleichs- und ErsatzmaRnahme be-
zweckten Funktionsziele ist zu gewahrleisten. Die aufgeforstete Flache ist bis zur
protokollarischen Endabnahme als gesicherte Kultur wirksam zu schltzen und zu
pflegen.

Bei der Kulturpflege ist der Erhalt eines ausgewogenen Mischungsverhaltnisses
zu gewahrleisten. Im Rahmen dessen sollten einheimische Laubbaumarten gefor-
dert werden, um die Erhéhung der Artenvielfalt zu unterstiitzen.

Die aufgeforstete Flache istim Rahmen der ordnungsgemalien Waldbewirtschaf-
tung gemal § 4 LWaldG wirksam vor Wildverbiss zu schitzen, sollte die ortlich
bestehende Wilddichte die Endabnahme als gesicherte Kultur gefahrden.

Im Fall einer Zaunung ist die aufgeforstete Flache mit einem Wildschutzzaun zu
sichern und nach Sicherung der Kultur einschlieRlich des Waldrandes wieder zu
entfernen.

Bei Bedarf sind Kulturpflegen, auch beim Waldrand, durchzufiihren.

Dariber hinaus hat bei Bedarf ein Schutz vor forstschadlichen Mausen zu erfol-
gen.

Die aufwachsende Kultur einschlieBlich des Waldrandes ist bis zum Erreichen des
Stadiums der gesicherten Kultur nachzubessern. Die Nachbesserungspflicht be-
steht bis zur protokollarischen Endabnahme.

4.7 Die Ersatzaufforstung sollte im achten Standjahr die Bedingungen einer gesi-
cherten Kultur erfiillen. Vor Ablauf dieses achten Jahres hat der zum Ausgleich-
und Ersatz Verpflichtete die Abnahme der Ausgleichs- und Ersatzflachen bei der
unteren Forstbehdrde (Forstamt Teltow-Flaming) zu beantragen.

Daraufhin werden die Flachen zusammen mit der Forstbehdrde kontrolliert und im
Falle des Verfehlens des Abnahmeziels weitere Malinahmen zur Kultur-
pflege/Nachbesserung festgelegt.

Die Auflagen gelten als erfiillt, wenn die Bestatigung durch die untere Forstbe-
horde in Form eines Endabnahmeprotokolls bei Erreichen des Stadiums der gesi-
cherten Kultur erfolgt.

Unter gesicherter Kultur wird hier eine mit jungen Waldbaumen und Waldstrau-
chern bestandene Flache verstanden, die aufgrund ihrer Form, GroRe und der
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Verteilung der Bestockung Waldeigenschaften ausgebildet hat und nachhaltig die
Erfullung von Schutz- und Erholungsfunktionen erwarten Iasst. Sie kann gleicher-
mafen aus Pflanzung, Saat und aus Naturverjlingung entstanden sein.
Wildschaden diirfen einen tolerierbaren Rahmen nicht (ibersteigen, d. h. die Fl&-
chen mussen erwarten lassen, dass auf innen eine nachhaltige Erfllung der
Waldfunktionen mdglich ist.

Hinweis:

Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass das Nichterfiillen oder nicht voll-
standige Erfiillen von nach § 8 Absatz 3 LWaldG mit der Waldumwandlungsge-
nehmigung verbundenen Nebenbestimmungen (Ausgleichs- und Ersatzmalinah-
men) als Ordnungswidrigkeit gemaR § 37 Abs. 1 Nr. 2 LWaldG zu ahnden ist.
Dar(ber hinaus wird die Behorde die nicht bzw. nicht vollstandig erflllten Neben-
bestimmungen (Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen) mittels Verwaltungszwang
durchsetzen, was fiir den Saumigen mit weiteren Kosten und Gebiihren verbun-
den ist.

5. Hinweis an die Genehmigungsbehérde LfU:

Zur Festsetzung von Anforderungen an die WalderschlieBung (Waldwegebau) hin-
sichtlich zuldssigen Einbaumaterials sowie dessen Vollzugskontrolle ermangelt es
der unteren Forstbehérde an der Rechtsgrundlage aus dem Waldrecht
(BWaldG/LWaldG) heraus.

Zwischen oberster Forstbehérde und oberster Abfallbehérde ist abgestimmt, dass
hierzu die Stellungnahme der Abfallbehérde Festsetzungen zu treffen hat.
Dadurch ist sichergestellt, dass negative Auswirkungen auf die Umwelt und Land-
Schaftsésthetik ausgeschlossen sind.

Il Begriindung
Begriindung zu I. - Forstrechtliche Belange

Nach § 1 LWaldG hat die untere Forstbehorde den Auftrag, den Wald wegen sei-
ner Bedeutung fir die Umwelt, insbesondere fiir die dauernde Leistungsfahigkeit
des Naturhaushaltes und der Tier- und Pflanzenwelt, das Klima, den Wasserhaus-
halt, die Reinhaltung der Luft, die natlrlichen Bodenfunktionen, als Lebens- und
Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erholung der Bevdlkerung (Schutz-
und Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunk-
tion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und gemaR § 4 LWaldG seine ord-
nungsgemalie Bewirtschaftung nachhaltig zu sichern.
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Bei der Entscheidung Uber einen Umwandlungsantrag sind die Rechte, Pflichten
und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers sowie die Belange der Allge-
meinheit gegeneinander und untereinander abzuwéagen.

Gemal § 8 Abs. 3 LWaldG sind nach einer Waldumwandlung die nachteiligen
Wirkungen fur die Schutz- oder Erholungsfunktion des Waldes vom Verursacher
des Eingriffes auszugleichen, es sind innerhalb einer zu bestimmenden Frist eine
Ersatzaufforstung geeigneter Grundstiicke vorzunehmen oder sonstige Schutz-
und GestaltungsmaBnahmen im Wald zu treffen. Dies wird auf den Ausgleich fur
die durch die Waldumwandlung verursachten Beeintrachtigungen des Naturhaus-
haltes und des Landschaftsbildes nach Naturschutzrecht angerechnet.

Basis der forstrechtlichen Beurteilung der Eignung von Waldflachen zur Errichtung
von Windkraftanlagen im Wald ist die Waldfunktionenkartierung. Hiernach wurden
durch die oberste Forstbehdrde diejenigen Waldfunktionen vorgegeben, die der
Ausweisung von Windeignungsgebieten im Wald entgegenstehen.

Gemal Waldfunktionenkartierung der unteren Forstbehdrde des Landes Branden-
burg bestehen fur die vorgesehene Umwandlung von Wald zum Zweck der Errich-
tung der Windkraftanlage (WKA) keine Versagungsgrinde nach § 8 Abs. 2
LWaldG.

Die beantragte Waldumwandlung widerspricht weder den Belangen, die sich aus
der Waldfunktionskartierung ergeben, noch den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung.

Begriindung zu Il. - Nebenbestimmungen

Begriindung zu a) Befristung

Die Befristung der Waldumwandlung einschlieRlich sich daraus ergebender Aus-
gleich- und ErsatzmaRnahmen nebst Rekultivierung ist erforderlich und gleichzei-
tig angemessen zu gestalten, um dem Antragsteller einerseits einen angemesse-
nen Zeitrahmen zum Vollzug der MaRnahme einzuraumen und andererseits den
vollstandigen bzw. teilweisen Verlust von Waldfunktionen zeitnah zum Eingriff zu
kompensieren. Gemalk § 8 Abs. 3 LWaldG sind nach einer Waldumwandlung die
nachteiligen Wirkungen fir die Schutz- oder Erholungsfunktion des Waldes vom
Verursacher des Eingriffes auszugleichen, es sind innerhalb einer zu bestimmen-
den Frist eine Ersatzaufforstung geeigneter Grundstlicke vorzunehmen oder sons-
tige Schutz- und Gestaltungsmalinahmen im Wald zu treffen.

Begrindung zu b) Aufschiebende Bedingung
Die aufschiebende Bedingung ,erst mit bestandskraftiger BImSchG-Genehmi-
gung® soll verhindern, dass Wald zwar aus rein forstrechtlicher Sicht gerodet wird,
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jedoch aus einem anderen Grund, wegen dem der BImSchG-Bescheid unter ei-
nen Vollzugsvorbehalt gestellt wird, keine abschlieRende Bebauung/Durchfiihrung
erfolgen kann.

Begrindung zu c) Auflagen

Mit der Anzeige des Beginns der Fall- und Rodungsarbeiten (Beginn der Umwand-
lung) wird prifbar sichergestellt, dass die festgesetzte Auflage aus dem Genehmi-
gungsbescheid als Voraussetzung flr seine Wirksamkeit realisiert ist.

Die Anzeige des Vollzugs der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen soll priffahig
die langfristige Sicherung der mit den KompensationsmalRnahmen bezweckten
Funktionsziele gewahrleisten.

PflanzmalRnahmen sind zeitnah (am besten vorab) anzuzeigen und die Liefer-
scheine schnellstmdglich vorzulegen, um Probleme, die die Abnahme gefahrden,
schnellstmdglich zu erkennen und Folgekosten zu vermeiden.

Der Umfang der Kompensation (Erstaufforstung auf 3.763 m?) wurde folgender-
malen hergeleitet:

Dauerhafte Waldumwandlung = 2.200 m?

Zeitweilige Waldumwandlung = 7.817 m?

Es sind keine speziellen Waldfunktionen vorhanden und kartiert. Der Kompensati-
onsfaktor betragt demnach 1:1.

Dauer der zeitweiligen Waldumwandlung: 2 Jahre

7.817 m?x 0,2 (0,1 pro Jahr) = 1.563 m?

2.200 m? + 1.563 m? = 3.763 m?

Demnach ergibt sich eine notwendige FlachengréRe zur Erstaufforstung von 3.763
m?2,

Auf Wunsch des Antragstellers erfolgt die Kompensation ausschlieBlich Uber die
Anlage einer Erstaufforstung.

Die gemal § 8 Abs. 3 Satz 2 LWaldG als Ersatz bestimmte Erstaufforstung ist auf
daflir geeigneten Grundstucken vorzunehmen. Die Eignung des zur Erstaufforstung
bestimmten Grundstuicks erstreckt sich zum einen auf den Nachweis, dass auf die-
sem Uberhaupt eine Erstaufforstung nachhaltig zielfiihrend erscheint. Zum anderen
umfasst die Eignung den Abgleich des zu bewertenden forstlichen Standortes mit
der Ausfuhrungsplanung hinsichtlich zu wahlender Baum- und Straucharten, Vor-
bereitungsarbeiten, Pflanzverfahren und Baum- und Strauchartenspektrum. Dafiir
war als Grundlage eine Anbauempfehlung vorzulegen.
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Zur nachhaltigen, pfleglichen und sachgemaRen Bewirtschaftung des Waldes ge-
hort gemaR § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 LWaldG die Schaffung eines Uberwiegenden
Anteils standortgerechter Baum- und Straucharten.

Die Auflage zur Verwendung geeigneter und vorgeschriebener Herklinfte des forst-
lichen Vermehrungsgutes erschlieft sich aus der Forstvermehrungsgut-Herkunfts-
gebietsverordnung (FoVHgV8).

Die Einschrankung der Verwendung auf gebietseigene Herklnfte bei der Pflanzung
von Gehdlzen in der freien Landschaft im Rahmen der Anlage von Waldrandern
ergibt sich aus dem ,Geholzerlass Brandenburg®.

Im Falle einer Nichtanerkennung einzelner Positionen muss eine eindeutige Auf-
findbarkeit der Pflanzen gegeben sein.

Die Forderung, den ggf. verwendeten Wildschutzzaun nach erflllter Zweckbestim-
mung zu entfernen, ergibt sich aus § 18 LWaldG.

Die Entfernung und anschlieRende Entsorgung aller Waldschutzeinrichtungen nach
ihrer Zweckerflllung wird durch § 24 LWaldG festgeschrieben.

Die Fristsetzung zur Anlage der Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen ist mit drei Jah-
ren nach Beginn des Vollzugs der Waldumwandlung deshalb so grozligig bemes-
sen, um dem Ersatzverpflichteten ausreichend zur Durchfuhrung der Ausgleichs-
und ErsatzmalRnahmen einzuraumen, insbesondere im Hinblick auf die Verfugbar-
keit geeigneter Flachen und die schwankende Pflanzenverfligbarkeit auf dem
Markt.

Gemal § 4 LWaldG hat die forstliche Bewirtschaftung des Waldes seiner Zweck-
bestimmung zu dienen und muss nachhaltig, pfleglich und sachgemal nach aner-
kannten forstlichen Grundsatzen (ordnungsgemale Forstwirtschaft) erfolgen. Die
Vorgaben des Griinen Ordners, des Erlasses zur Baumartenmischung unter Klima-
wandelbedingungen im Wald (Baumartenmischungstabelle) hinsichtlich Pflanzen-
zahl und Standortgerechtigkeit einer Baumart bei Ersatz- und Ausgleichsaufforstun-
gen dienen diesem gesetzgeberischen Ziel.

Iv. Hinweise

Aus der Genehmigung nach § 8 LWaldG sind keine Haftungsanspriiche gegen
das Land Brandenburg abzuleiten.

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
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Die Umwandlungsgenehmigung wird unbeschadet privater Rechte Dritter erteilt.
Sie lasst auf Grund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtungen zum Einho-
len von Genehmigungen, Bewilligungen, Erlaubnissen und Gestattungen oder
zum Erstatten von Anzeigen unberthrt.

Ansprechpartner vor Ort flir den Vollzug der waldrechtlichen Genehmigung ist der
zustandige Leiter des Forstreviers Trebbin, zum Zeitpunkt der Genehmigung Herr
Burig (Tel.: 0172 3144016, joerg.burig@Ifb.brandenburg.de).

Der Antragsteller wird gebeten, sich laufend mit diesem abzustimmen.

Aus dem LWaldG lassen sich flr den Anlagenbetreiber keine rechtlichen Ver-
pflichtungen zur Anlage von MalRnahmen des vorbeugenden Waldbrandschutzes
(z.B. Loschwasserentnahmestellen, automatische Loschanlagen in den Gondeln
der WKA) unmittelbar ableiten. Die Regelung des § 20 Abs. 1 LWaldG ,vorbeu-
gender Waldbrandschutz® - Anlage und Unterhaltung von Brandschutzstreifen
richtet sich nur an den Waldbesitzer.

Etwaige Forderungen zur Anlage vorbeugender Brandschutzmanahmen (Vorsor-
gepflichten) finden ihre Grundlage in § 14 BbgBKG'. Eine Verpflichtung hierzu er-
folgt durch den zustandigen Aufgabentrager, i.d.R. die zustandige Brandschutz-
dienststelle beim Landkreis.

Das automatisierte Waldbrandfriiherkennungssystem (AWFS) darf durch die Er-
richtung oder den Betrieb von Windkraftanlagen nicht erheblich eingeschrankt
werden. Desgleichen gilt fir die mdgliche Beeintrachtigung der Richtfunkstrecken
zur Ubertragung der Waldbranddaten.

Dazu hat der Antragsteller ein Gutachten vom 24.01.2025 vorgelegt. Der Wald-
brandschutzbeauftragte der unteren Forstbehdrde hat die Unbedenklichkeit am
01.06.2025 bestatigt.

V. Gebiihrenentscheidung

Diese Stellungnahme ist gebuhrenpflichtig. Nachstehend erhalten Sie die Ermitt-
lung der Hohe des Verwaltungsaufwandes des Landesbetriebes Forst Branden-
burg, Forstamt Teltow-Flaming, fir die in der Stellungnahme enthaltene waldrecht-
liche Entscheidung mit der Bitte, diese Gebuhr an den LFB auszukehren.

Die Gebiihrenentscheidung ergeht gemal Gebiihrengesetz des Landes Branden-
burg GebGBbg® und GebOLandw?®.

Innerhalb der Tarifstelle der Anlage 2 zu § 1 GebOLandw

5 Waldrechtliche Angelegenheiten



Seite 12 Landesbetrieb
Forst Brandenburg

5.2 Verwaltungsentscheidungen nach dem Waldgesetz des Landes Bran-
denburg (LWaldG)

522  Waldumwandlung nach § 8 LWaldG, auch soweit sie in Zulassungen auf
Grund anderer Gesetze eingeschlossen oder ersetzt werden

5.2.2.2 Verfahren Anlagen erneuerbare Energien (Windenergieanlagen) betref-
fend

ist eine Gebuhr
- je Anlage bis 3 MW Nennleistung von |
- je Anlage tiber 3 MW Nennleistung zuziglich |l fur jede weitere an-
gefangene MW
vorgegeben.

Vorliegend errechnet sich die Gebuhr wie folgt:

e 1 Anlage tiber 3 MW Nennleistung (6,8 MW) = I NNENENENEEEGEGEGEGEGEGEGE
angefangene MW = |

Die Hohe des Verwaltungsaufwandes des Landesbetriebs Forst Brandenburg,
Forstamt Teltow-Flaming, wird hiermit auf

festgesetzt.

Die Gebiihr ist auf nachfolgend benanntes Konto auszukehren:

Kontoinhaber: Landesbetrieb Forst Brandenburg
Kreditinstitut: Landesbank Hessen-Thiringen
BIC: WELADEDDXXX

IBAN: DES59 3005 0000 7035 0000 61

Verwendungszweck  080-3-FoA-12-7002/179+29

Bitte geben Sie unbedingt den Verwendungszweck an! Nur mit dieser Angabe ist
eine eindeutige Zuordnung Ihrer Einzahlung moglich.

VI. Zitate der Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004
(GVBLI/04, [Nr. 06], S.137), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 20. Juni 2024 (GVBI.I/24, [Nr. 24], S.16, ber. [Nr. 40])

2. Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 | S. 123), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 |
Nr. 189) geandert worden ist
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Vil

. Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG) in der Fassung der Bekanntma-

Forst Brandenburg

chung vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236) geandert worden
ist

Forstvermehrungsgutgesetz (FOVG) vom 22. Mai 2002 (BGBI. | S. 1658),

das zuletzt durch Artikel 414 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI.

| S. 1474) geandert worden ist

Erlass des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zum
Vollzug von § 40 des Bundesnaturschutzgesetzes - Gebietseigene Ge-
holze (Geholzerlass Brandenburg) vom 15. Juli 2024
Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung (FoVHgV) vom 7. Ok-

tober 1994 (BGBI. | S. 3578), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 15.

Januar 2003 (BGBI. | S. 238) geandert worden ist

Gesetz Uber den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz des Landes Brandenburg (Brandenburgisches Brand- und Kata-
strophenschutzgesetz - BbgBKG) vom 24. Mai 2004 (GVBI.1/04, [Nr. 09],
S.197), zuletzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. Marz 2024
(GVBL.I/24,[Nr. 9], S.9)

Gebihrengesetz fir das Land Brandenburg (GebGBbg) vom 7. Juli 2009
(GVBL.I/09, [Nr. 11], S.246), zuletzt gedndert durch Artikel 32 des Geset-
zes vom 5. Marz 2024 (GVBI.1/24, [Nr. 9], S.15)

. Verordnung zur Erhebung von Verwaltungsgebuhren in den Bereichen

Land- und Forstwirtschaft sowie Jagd (GebOLandw) vom 11. Juli 2014
(GVBLII/14, [Nr. 47), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 6. Méarz
2024 (GVBL.I/24, [Nr. 16])

Anlagen

Anlage Forst 1 ,Karte Waldumwandlungsflache*

Anlage Forst 2 ,Vollzugsanzeige Waldumwandlung*

Anlage Forst 3 ,Vollzugsanzeige Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen*
Anlage Forst 4 Karte Erstaufforstung*

Anlage Forst 5 ,Ausfiihrungsplanung und Pflanzplan®

Mit freundlichen GriRen

Im Auftrag

H. Kiwitt

Funktionsforster Forsthoheit
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Dieses Dokument wurde am 12.11.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift
gultig.

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
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é Gemeinsame

LAND Obere Luftfahrtbehorde
BRANDENBURG BERLIN | Berlin-Brandenburg

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg « Mittelstrale 5/5a « 12529 Schonefeld r 1 I B V

Landegamt fur Umwelt . L J Landesamt fur Bauen
Technischer Umweltschutz, T 12 Siid und Verkehr

Postfach 60 10 61

14410 Potsdam Bearb..  Marion Lehniger
Gesch-Z.:  110-41-802000101/2025-
318/001
Telefon:  +49 3342 4266-4114
Fax: +49 3342 4266-7612
Internet:  www.lubb.berlin-
brandenburg.de/

E-Mail: Marion.Lehniger@LBV.brandenburg.de

Schonefeld, 05.06.2025

Luftfahrthindernisse gem. § 14 LuftVG auBerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Landeplatze und
auBerhalb von Anlagenschutzbereichen gem. § 18 a LuftVG im Land Brandenburg

3 Windkraftanlagen in 14715 Trebbin OT Christinendorf

(Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flurstucke 48, 47, 20, 34)

Nachricht vom 20.03.2025, Reg-Nr. 50.031.00/25/1.6.2V/T12 (Posteingang: 24.03.2025)
Schreiben der LuBB vom 16.04.2025: Fristwahrung und Korrekturbedarf
E-Mail des LfU vom 04.06.2025: Ubergabe korrigiertes Datenblatt zum Luftfahrthindernis

LuBB Reg-Nr.: 03915LF

Anlage: Zahlungsaufforderung

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Noack,

nach Prifung der eingereichten Antragsunterlagen ergeht entsprechend der Zustandigkeit der Gemeinsamen
Oberen Luftfahrtbehorde Berlin-Brandenburg (LuBB) folgende

Gemeinsame Obere Luftfahrtbehérde Berlin-Brandenburg * AuRenstelle Schonefeld des LBV « MittelstralRe 5/5a ¢ 12529 Schénefeld
Tel.: 03342 4266-4001 « Fax: 03342 4266-7612
Offentliche Verkehrsmittel: S-Bahnlinien S 9 oder S 45 bzw. Buslinien X 7 / 171 vom U-Bahnhof Rudow bis zum S-Bahnhof Flughafen BER - Terminal 5

Landesamt fiir Bauen und Verkehr « Lindenallee 51 « 15366 Hoppegarten « Tel.: 03342 4266-0 « Fax: 03342 4266-7601)
E-Rechnung: https://xrechnung-bdr.de; Leitweg-ID: 12-121096894453782-21

Bankverbindung: Landeshauptkasse Potsdam ¢ Landesbank Hessen-Thiringen (Helaba)
IBAN: DE02 3005 0000 7110 4015 15 » BIC-Swift: WELADEDDXXX
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l Entscheidung:

1. Auf Grundlage des § 14 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) wird der Erteilung einer

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und dem Betrieb der 3 Windkraftanlagen des
Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Nabenhohe von 179 m und einem Rotordurchmesser
von 175 m somit einer Gesamthohe von 266,50 m (ber Grund (entsprechend Antrag bis 267 m Uber
Grund gepruft) an den beantragten Standorten in 14715 Trebbin OT Christinendorf (TF), Gemarkung
Christinendorf, Flur 3, Flurstlicke 48, 47, 20, 34 (siehe Koordinaten- und Standortangaben) unter
Auflagen/Nebenbestimmungen zugestimmt.
Diese Zustimmung wird auf eine Maximalhéhe von 309 m Giber NN wegen der iiber dem Plangebiet
verlaufenden Bauhohenbeschrankung begrenzt. Anderungen des Anlagentyps im Sinne des §
16b Abs. 7 Satz 3 BImSchG, welche eine Uberschreitung dieser Hohe bewirken, wird aus
flugsicherungsbetrieblichen Bedenken nicht zugestimmt.

2. Die nachstehenden Auflagen/Nebenbestimmungen inkl. Ausflihrungsbestimmungen sind vollstandig
und zusammenhangend in den Genehmigungsbescheid zu Gbernehmen. Sollten Sie Anderungen
vornehmen, sind diese vor Genehmigungserteilung mit uns abzustimmen.

3. Nachfolgende Hinweise, insbesondere jene auf bestehende Rechtspflichten des Bauherrn, sind
ebenfalls in den Genehmigungsbescheid aufzunehmen.

4. Die Absichtserklarung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) It. Datenblatt
zum Luftfahrthindernis vom 04.06.2025, ELIA Marz 2025 wurde zur Kenntnis genommen. Eine
allgemeine Prifung hinsichtlich der Voraussetzungen der AVV LFH Anhang 6 flr die hier in Rede
stehende Windkraftanlage wurde durchgefuhrt. Dem Einsatz einer BNK wird unter der Voraussetzung
der Erweiterung des Wirkungsraumes auf mindestens 10 km um jede Windkraftanlage und unter
Vorbehalt der positiven Nachweisfiihrung und entsprechender Freigabe der LuBB stattgegeben.

5. Die Kosten fiir die KennzeichnungsmaBnahme tragt der Antragsteller.

Il. Auflagen/Nebenbestimmungen inkl. Ausfiihrungsbestimmung

1. Die 3 Windkraftanlagen des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Nabenhéhe von 179 m und
einem Rotordurchmesser von 175 m dirfen an den beantragten Standorten (geografische
Koordinatenangaben im Bezugssystem WGS 84)

e 01-N52°12'48.37"zuE 13 °18'56.77 " eine Hohe von 267,00 mGND / 306,00 mNN
e 02-N52°13'00.56"zu E 13 ° 18"'41.87 " eine Hohe von 267,00 mGND / 305,00 mNN
e 03-N52°13'05.14"zuE13°18"'18.24 " eine Hohe von 267,00 mGND / 305,00 mNN
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nicht uberschreiten. Die Einhaltung der Standortkoordinaten und Hohen st schriftlich
nachzuweisen (siehe dazu NB Pkt. 2, Satz 2).

énderungen des Anlagentyps im Sinne des § 16b Abs. 7 Satz 3 BImSchG, welche eine
Uberschreitung einer Hohe von 309 mNN bewirken, sind aufgrund der iiber dem Plangebiet
verlaufenden Bauhohenbeschrankung und der damit verbundenen erheblichen Bedenken nicht
zustimmungsfahig.

Der LuBB ist aus Sicherheitsgriinden rechtzeitig, mindestens 6 Wochen vorher, der Baubeginn der
Luftfahrthindernisse (Montage des ersten Turmsegmentes) mit Ubermittlung der auf dem Datenblatt
zum Luftfahrthindernis - Baubeginnanzeige benannten Daten sowie einer Kopie der Typenpriifung fir
die hier errichteten Anlagen anzuzeigen. Das Einmessprotokoll als Nachweis der Einhaltung der
Standortkoordinaten und -héhen ist i.V.m. den auf dem Datenblatt aufgezeigten Anlagen spatestens 4
Wochen nach Errichtung unaufgefordert zur endglltigen Veroffentlichung und Vergabe der
Verdffentlichungs-Nr. im Luftfahrthandbuch zu Gbergeben.

Mit Baubeginnanzeige ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Tel.-Nr., ggf. E-Mail-Adresse zu
benennen, der einen Ausfall der Kennzeichnung meldet bzw. fir die Instandsetzung (ggf.
Betriebsfuhrung vor Ort) zustandig ist.

Anderungen bzgl. des Antragstellers/Bauherrn/Betreibers (Name, Adresse, Telefon-Nr., E-Mail-
Adresse, Ansprechpartner) oder bei dem Instandsetzungspartner fur die Kenn-zeichnungsmafnahmen
sind der LuBB bis zum Riickbau unverziiglich mitzuteilen.

Bei Einstellung des Betriebes zur Stromerzeugung ist die Aufrechterhaltung der erforderlichen
Kennzeichnung bis zum Rickbau sicherzustellen. Der Riickbau ist 2 Wochen vor Beginn der LuBB
schriftlich anzuzeigen.

An jeder isteine Tages- und Nachtkennzeichnung gem. der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV LFH) anzubringen.

Tageskennzeichnung

Die Rotorblatter jeder Windkraftanlage sind weifl oder grau und im aueren Bereich durch 3 Farbfelder
von je 6 m Lange zu kennzeichnen [a) aulRen beginnend 6 m orange - 6 m weild - 6 m orange; b) aulen
beginnend 6 m rot - 6 m weil} oder grau - 6 m rot)], wobei die Farbtdne verkehrsweiy (RAL 9016),
grauweild (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder
verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden sind. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist
zulassig.

In der Mitte des Maschinenhauses istim Farbton orange bzw. rot ein mindestens 2 Meter hoher Streifen
rickwartig umlaufend durchgangig anzubringen.
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Der Farbstreifen am Maschinenhaus darf durch grafische Elemente bzw. konstruktionsbedingt
unterbrochen werden. Grafische Elemente dirfen max. ein Drittel der Flache der jeweiligen
Maschinenhausseite einnehmen.

Ein 3 m hoher Farbring in orange oder rot beginnend in 40 + 5 m Giber Grund istam Turm anzubringen.
Bei Gittermasten muss der Farbring 6 m hoch sein.

Die Markierung kann aus technischen Griinden oder abhéngig von ortlichen Besonderheiten (z. B.
aufgrund der Hohe des umgebenen Bewuchses - Wald -) versetzt angeordnet werden.

Die Abweichung ist vor Ausfiihrung anzuzeigen und zu begriinden.

Nachtkennzeichnung

Die Nachtkennzeichnung ist als Feuer W, rot auf dem Maschinenhausdach in Hohe von ca. 183 m
auszuflihren und zu betreiben. Die Abstrahlung darf unter Einhaltung der technischen Spezifikationen
in der AVV LFH, Anhang 3 nach unten begrenzt werden.

Fur den Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung gem. Auflagen/Nebenbestimmung Nr.
5.1 sind |Infrarotfeuer, zusatzlich zu den Feuer W, auf dem Maschinenhausdach (lt.
Auflage/Nebenbestimmung 3.2.1) anzubringen und dauerhaft aktiviert zu betreiben.

Die Feuer sind so zu installieren, dass immer (auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer
Blinkfrequenz synchronen Drehzahl) mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Sie sind
doppelt und versetzt auf dem Maschinenhausdach - ggf. auf Aufstanderungen - zu installieren und
gleichzeitig (synchron blinkend) zu betreiben.

Die Blinkfolgen der Feuer auf Windkraftanlagen sind zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00
Sekunde gem. UTC +00.00.00 mit einer zulassigen Null-Punkt-Verschiebung von £ 50 ms zu starten.

Es ist eine Befeuerungsebene auf halber Hohe zwischen Grund und Nachtkennzeichnung auf dem
Maschinenhaus bei ca. 91,50 m anzubringen und zu betreiben. Dabei kann aufgrund technischen
Grinde die Anordnung der Ebene am Turm um bis zu funf Meter nach oben oder unten abweichen
erfolgen.

¢ Die Ebene besteht aus mindestens 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern aus mindestens
6 Feuern). Diese sind gleichméaRig auf den Umfang des Turmes zu verteilen, um sicherzustellen,
dass aus jeder Richtung mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sind. Einer Abschirmung
(Verdeckung) der Befeuerungsebenen am Turm durch stehende Rotorblatter ist durch Anzahl und
Anordnung der Feuer entgegenzuwirken.

Unterlagen zur konkreten Ausfiihrung inkl. der konkreten Hohe der Befeuerungen und Anzahl
der Hindernisfeuer sind mit der Baubeginnanzeige zu tibergeben.
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4. Die Eignung der eingebauten Feuer, entsprechend den Anforderungen der AVV LFH und den

Vorgaben des ICAO-Anhang 14 Band 1 Kapitel 6, ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehorde
Berlin-Brandenburg schriftlich nachzuweisen.

5. Feuer zur Nachtkennzeichnung von Luftfahrthindernissen mussen durch einen Dammerungsschalter
bei Unterschreitung einer Schaltschwelle zwischen 50 bis 150 Lux aktiviert werden (Pkt. 3.9 AVV LFH).
Der Einsatz sowie der genaue Schaltwert ist der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-
Brandenburg nachzuweisen.

5.1 Erganzend konnen die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung durch Einsatz eines
Systems zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) bei erweitertem Wirkungsraum von
mindestens 10 km um jede Windkraftanlage unter Vorbehalt der positiven Nachweisfiihrung
und entsprechender Freigabe der LuBB erfolgen. Dies hat vor Inbetriebnahme der BNK durch
Ubergabe nachfolgend benannter Unterlagen gem. Nr. 54 iV.m. Anhang 6 der AVV LFH
(Bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung - BNK - an Windkraftanlagen) zu erfolgen:

e Nachweis Uber die Festlegung des erweiterten Wirkungsraumes von 10 km um jede
Windkraftanlage

o Nachweis der Baumusterpriifung der BNK gem. Anhang 6 Nr. 2 durch eine vom Bundesministerium
fir Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle,

e Nachweis ber die standortbezogene Erfiillung der Anforderungen auf Basis der Prifkriterien gem.
Anhang 6 Nr. 2 inkl. der Erfassung im erweiterten Wirkungsraum von 10 km um jede
Windkraftanlage ab Erdboden,

o Nachweis des Qualitatsmanagementsystems nach ISO 9001 gem. Anhang 6 Nr. 2 letzter Absatz,

o Kopie des Wartungskonzeptes mit Nennung der Termine der Priifintervalle.

6. Die regulére Inbetriebnahme der Nachtkennzeichnung (iber den Netzanschluss nach Errichtung) ist
der LuBB schriftlich anzuzeigen.

7. Bei Ausfall eines Feuers muss eine automatische Umschaltung auf ein Ersatzfeuer erfolgen.
Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED), deren Betriebsdauer zu
erfassen ist, kann auf ein Reserveleuchtmittel verzichtet werden. Die Leuchtmittel sind nach Erreichen
des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit auszutauschen.
Es ist durch geeignete technische Einrichtungen (Fernwartung) sicherzustellen, dass dem Betreiber
Ausfalle eines Feuers unverziiglich angezeigt werden. Eine Anzeige an die NOTAM-Zentrale hat gem.
den nachstehenden Festlegungen zu erfolgen.
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8. Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz
umschalten. Die Ersatzstromversorgung muss bei Ausfall der primaren elektrischen
Spannungsversorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewahrleisten. Die
Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschaltung auf
Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht Uberschreiten. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen.

Diese Vorgabe gilt nicht fir die Infrarotkennzeichnung (dauerhaft aktivierte Feuer einer BNK).
Ein entsprechendes Ersatzstromversorgungskonzept ist der LuBB zu iibergeben.

9. Ausfalle und Stérungen von Feuern W, rot, die nicht sofort behoben werden konnen, sind unverziglich
der NOTAM-Zentrale in Frankfurt/Main unter der Rufnummer 06103-7075555 oder per E-Mail:
notam.office@dfs.de bekanntzugeben. Der Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung so schnell
wie moglich zu beheben. Sobald die Storung behoben ist, ist die NOTAM-Zentrale entsprechend zu
informieren.

Ist eine Behebung innerhalb von 2 Wochen nicht moglich, sind die NOTAM-Zentrale und die zustandige
Genehmigungsborde sowie die LuBB zu informieren. Nach Ablauf der 2 Wochen hat eine erneute
Information zu erfolgen.

10. Sichtweitenmessgerate diirfen installiert werden.
Werden Sichtweitenmessgerate zur sichtweitenabhangigen Reduzierung der Nennlichtstarke bei
Feuer W, rot entsprechend Pkt. 3.5 sowie dem Anhang 4 der AVV LFH installiert, ist der korrekte
Betrieb durch Ubergabe nachstehender Unterlagen an die LuBB nachzuweisen:

o Kopie der Anerkennung des DWD des zum Einsatz kommenden Sichtweitenmessgerates

e Nachweis der Einhaltung der Abstande zwischen der Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerat
und den Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat (Abstand darf maximal 1500 m betragen).

o Schriftliche Anzeige der Inbetriebnahme des Sichtweitenmessgerates.
Des Weiteren sind bei Ausfall des Messgerates alle Feuer auf 100% Leistung zu schalten.

Daten Uber die Funktion und die Messergebnisse der Sichtweitenmessgerate sind fortlaufend
aufzuzeichnen und mindestens 4 Wochen vorzuhalten sowie auf Verlangen bei Genehmigungs-
/Auflagenaufsicht vorzulegen.

Die Moglichkeit des Einsatzes (Aktivierung) eines Sichtweitenmessgerétes entféllt bei
Umsetzung und Aktivierung einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK).

1. Die Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishohe von 100 m uber Grund zu aktivieren
und mit Notstrom zu versorgen. Eine Darstellung der Versorgung und Inbetriebnahme der
Kennzeichnungsmalnahmen wéhrend der Bauphase inkl. Ersatzstromversorgung ist der
Baubeginnanzeige anzufligen. Die Inbetriebnahme ist der LuBB schriftlich anzuzeigen.
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12. Die Kosten flir die Tages- und Nachtkennzeichnung des Luftfahrthindernisses hat der Vorhabentrager

zu Ubernehmen.

13. Havariefélle und andere Storungen an den Windkraftanlagen, die auf die vorhandenen Tages- und /
oder Nachtkennzeichnungen Einfluss haben, sind der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-
Brandenburg unverzlglich schriftlich unter Angabe des Genehmigungsbescheides nach BImSchG,
des Standortes und der Register-Nr. der LuBB 03915LF (ggf. per E-Mail oder FAX) anzuzeigen.

14. Alle geplanten Anderungen an den Windkraftanlagen, die auf die vorhandenen Tages- und / oder
Nachtkennzeichnungen Einfluss haben kdénnen, sind der LuBB zur der Prifung und Beurteilung
hinsichtlich der Relevanz zu ausschlieBlich luftverkehrssicherheitlichen Erwagungen vorzulegen.
Dies betrifft auch Anderungen gem. § 16 b Abs. 7 Satz 3 BImSchG.

Ml Hinweise fiur den Antragsteller

1. Jede Anderung an den Windkraftanlagen ist der LuBB zur Priifung und Beurteilung hinsichtlich der
Relevanz zu ausschlieBlich luftverkehrssicherheitlichen Erwagungen vorzulegen.

2. Aufgrund der Anlagenhohe von mehr als 150 m dber Grund missen aus Sicherheitsgriinden besondere
Vorkehrungen getroffen werden. Die Einhaltung der Anzeigefrist von 6 Wochen ist zur Gewahrleistung der
Sicherheit des Luftverkehrs und damit zur Vermeidung von Gefahrensituationen unbedingt erforderlich.

3.  Esistdarauf zu achten, dass wahrend der Betriebszeit (bis zum Riickbau) der Windkraftanlagen nur Feuer
mit gultiger Eignung nach AVV LFH verwendet werden. Ggf. sind diese zu ersetzen.

4, Zum Einsatz kommende Krane zur Errichtung des Bauwerkes sind in dieser Zustimmung nicht
bertcksichtigt.

5. Krane ab einer Hohe von 100 m Uber Grund bedlrfen gem. § 15 Abs. 2 LuftVG einer gesonderten
Genehmigung der Luftfahrtbehorde. Diese kann i. V. m. den §§ 31, 12 und 14 LuftVG unter Auflagen
aufgrund einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der DFS
Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS GmbH) erteilt werden. Grundsatzlich sind Krane ab einer Hohe
von 100 m uber Grund als Luftfahrthindernisse zu betrachten und mit einer Tageskennzeichnung und an
der hochsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.

Der Antrag auf Errichtung bendtigter Krane ist unter Verwendung beigeflgten Vordrucks bei der
Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg, Mittelstrae 5 / 5 a in 12529 Schonefeld
(Fax-Nr.  03342/4266-7612 oder per E-Mail PoststelleLUBB@LBV.Brandenburg.de  bzw.
Luftfahrthindernis@LBV.brandenburg.de) rechtzeitig (mindestens 14 Arbeitstage -gerechnet Mo.-Fr.- vorher)
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mit Angabe der Arbeitshohe des Kranes und der gewiinschten Einsatzdauer sowie eines Bauablaufplanes
durch das den Kran betreibende Unternehmen oder den Genehmigungsinhaber einzureichen. Bei
Antragstellung durch den Genehmigungsinhaber sind der LuBB konkret zu benennen, wer Antragsteller,
wer die Kosten fir das luftverkehrsrechtliche Verfahren auf Stellung des Kranes tragt und wer letztendlich
Genehmigungsinhaber (Kranfirma) ist.

6.  Fur die Ausflhrungsbestimmungen ist die AVV LFH in der jeweils gultigen Fassung zu beachten
(Ubergangsfristen).

7. Diev.g. Vordrucke (Datenblatt zum Luftfahrthindernis - Baubeginnanzeige, Antrag auf Genehmigung des
Einsatzes eines Kranes gem. § 15 LuftVG) finden Sie auf der Internetseite der Gemeinsamen Oberen
Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg (LuBB) in aktueller Fassung.

8.  Der Rickbau von Bestandsanlagen (Repowering) ist der LuBB schriftlich unter Angabe der

Genehmigungs-Nr. mindestens 2 Wochen vor Beginn der Arbeiten zur Abstimmung weiterer
Verfahrensschritte bzgl. der Abschaltung der vorhandenen Kennzeichnungen anzuzeigen.

IV. Begriindung:

Mit Schreiben vom 20.03.2025 wurde ich durch lhre Behdrde im Zuge der Behdrdenbeteiligung aufgefordert,
eine fachbehdrdliche Stellungnahme / luftbehordliche Zustimmung zum v. g. Vorhaben abzugeben. Das
Vorhaben beinhaltet die Errichtung von 3 Windkraftanlagen des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer
Nabenhohe von 179 m und einem Rotordurchmesser von 175 m somit einer Gesamthohe von 266,50 m iber
Grund. Es wurde eine Priifung bis zu einer Hohe von 267 m Gber Grund beantragt.

Zu beurteilen waren folgende Standortparameter:

Nr. Geografische Koordinaten im Bezugssystem WGS 84 Anlagentyp | WKAinm | Gelande | Gesamt- | Gem. | Flur | Flur-
NORDEX UGND in mNN héhe inm stlick
N175-6.8 MW NN*
N E NH | RD
01 52 ° 12 ' 4837 " 13 ° 18 ' 5677 " [179 | 175 | 267,00 39,00 306,00 Chd |3 48,47
02 52 ° 13 ' 00.56 " 13 ° 18 ' 4187 " [179 | 175 |267,00 38,00 305,00 Chd |3 20
03 52 ° 13 ' 05.14 " 13 ° 18 ' 1824 " [179 | 175 |267,00 38,00 305,00 Chd |3 34

* Gelandehohe enthélt keine Fundamenttoleranz It. Datenblatt zum Luftfahrthindernis vom 04.06.2025, ELIA Marz 2025

Das Plangebiet liegt Ostlich der Stadt Trebbin zwischen den Ortschaften Christinendorf, Nunsdorf und Gadsdorf
im Landkreis Teltow-FIaming. Die Planung stellt eine Erweiterung des in diesem Bereich betriebenen Windparks
in nordostliche Richtung dar. Mit Realisierung der angezeigten Planung wird das derzeitige Hohenniveau
erheblich angehoben.
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Der Windpark befindet sich auflerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplatze gem. §§ 12 und 17 LuftVG.

Die Anlagen sollen ca. 10 km ostlich des Verkehrslandeplatzes Schénhagen errichtet werden. Der
Verkehrslandeplatz wird auf Grundlage einer giiltigen luftrechtlichen Genehmigung gem. § 6 LuftVG fir die
Durchfiihrung von Fligen im Sicht- und Instrumentenflugverfahren am Tag und in der Nacht betrieben. Es wurde
ein Bauschutzbereich gem. § 17 LuftVG verfugt. Erforderliche Hindernisfreiheiten sind gem. den Gemeinsamen
Grundsatzen des Bundes und der Lander fur die Anlage und den Betrieb von Flugplatzen fir Flugzeuge im
Sichtflugbetrieb (Nachrichten flr Luftfahrer [NfL] 1 92-13) i.V.m. den Richtlinien iber die Hindernisfreiheit fur Start-
und Landebahnen mit Instrumentenflugbetrieb (NfL -328/01)zu bestimmen.

Der v. g. Verkehrslandeplatz liegt in einem Bereich, in welchem die Einsatzmdglichkeit einer bedarfsgesteuerten
Nachtkennzeichnung gem. Teil 3 Abschnitt 1 Ziffer 5.4 i.V.m. Anhang 6 Ziff. 3 der AVV LFH gesondert zu
betrachten ist. Dieser Bereich bestimmt sich nach § 14 Absatz 2 Satz 2 LuftVG mit einem 10-km-Halbmesser
um den Flugplatzbezugspunkt. Unter Beriicksichtigung der allgemeinen Anforderungen der AVV LFH dient diese
gesonderte Betrachtung der Sicherung einerseits des am vorbezeichneten Flugplatzes genehmigten
Flugbetriebes im Sichtflugverfahren in der Nacht, andererseits aber auch des im weiteren, tbrigen Luftraum
dieses Umkreises stattfindenden Luftverkehrs.

Der Prifbereich grenzt an die angezeigten Standorte und Uberlagert weitere Anlagenstandorte des in diesem
Bereich befindlichen Windparks.

Des Weiteren befindet sich das Plangebiet unterhalb der Minimum Vectoring Altitude (MVA) am
Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg. Die derzeitige HOhe betragt 2000 Ful MSL. Dies hat eine
Bauh6henbeschrankung auf max. 309 m iiber NN zur Folge. Eine Durchdringung wirde eine Anhebung der
MVA zur Folge haben, gegen die aus flugsicherungsbetrieblichen Griinden Bedenken bestehen.

Gem. § 14 Abs. 1 LuftVG bedarf das Vorhaben der Errichtung von Bauwerken, die auflerhalb von
Bauschutzbereichen eine Hohe von 100 m tber Grund iberschreiten entsprechend § 31 Abs. 2 Ziffer 9 LuftVG
. V.m.§2Abs. 1 Satz 1 der LuFaLuSiZV der Zustimmung der Luftfahrtbehdrde. Diese wird auf Grundlage einer
gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, in diesem Falle der DFS GmbH It. § 31 Abs. 3
LuftVG erteilt. Nach § 14 Abs. 1 letzter Teilsatz LuftVG i. V. m. § 12 Abs. 4 LuftVG kann die Zustimmung unter
Auflagen erteilt werden.

Die von Ihnen im Beteiligungsanschreiben gesetzte Frist It. § 11 der 9. BImSchV von einem Monat konnte wegen
der erforderlichen Beteiligung der DFS GmbH nicht eingehalten werden, war jedoch auch als nachrangig
einzustufen, da die Frist fir die Erteilung der luftbehdrdlichen Zustimmung gem. § 12 Abs. 2 S. 2 LuftVG zwei
Monate betragt. Ein entsprechendes Schreiben wurde mit Datum vom 16.04.2025 tbermittelt.

Mit v. g. Schreiben wurde auch die Korrektur von Unterlagen, welcher zur Prufung innerhalb der Zustandigkeit
der LuBB bendtigter Daten, gebeten. Diese gingen mit E-Mail vom 04.06.2025 hier ein.
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Die gutachtlichen Stellungnahmen der DFS GmbH vom 15.05.2025, Az. OZ/AF-Bb 11548-1 bis Bb 11548-3
liegen nunmehr vor.

Die Prifung und Beurteilung der DFS GmbH ergab, dass aus zivilen Hindemisgriinden und militarischen
Flugbetriebsgrinden gegen die Errichtung der 3 Windkraftanlagen mit einer Gesamthohe von 267,00 m uber
Grund (max. 306,00 m tber NN / 305,00 m tber NN / 305,00 m tiber NN) des Anlagentyps NORDEX N175-6.8
MW mit einer Nabenhohe von 179 m und einem Rotordurchmesser von 175 m an den beantragten Standorten
(siehe Koordinatenangaben) keine Einwendungen bestehen, wenn eine Tages- und Nachtkennzeichnung gem.
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24.04.2020 (AVV
LFH) (geéndert mit Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (veréffentlicht im Bundesanzeiger BAnz AT
28.12.2023 B4) an jeder Windkraftanlage angebracht und eine Veréffentlichung in den entsprechenden Medien
veranlasst wird.

Die Windkraftanlagenstandorte befinden sich unterhalb der Minimum Vectoring Altitude (MVA) am
Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg mit einer derzeitigen Hohe von 2000 Fu® MSL.

Eine max. Bauhdhe von 309 m Gber NN wirde keine Betroffenheiten verursachen.

Sollte diese Hohe jedoch Uberschritten werden, bestehen aus flugsicherungsbetrieblichen Grinden erhebliche
Bedenken gegen eine Anhebung der MVA.

Die MVA ist die Hohe, ab der der Flugverkehrskontrolldienst Anweisungen an Luftfahrzeuge, die unter
Instrumentenflugbedingungen fliegen, erteilen darf. Die nach Instrumentenflugregeln durchgefuhrten Abfliige
vom Verkehrslandeplatz Schonhagen, die zunachst auf eine Hohe von 2000 Ful} steigen, missen zu den
Anfligen nach Instrumentenflugregeln mit einer Flughohe von 3000 Ful MSL auf den Verkehrsflughafen Berlin
Brandenburg vertikal gestaffelt werden. Dies ist unter Beruicksichtigung der derzeit geltenden MVA sichergestellt,
ware jedoch mit der nach Errichtung der Windkraftanlage erforderlichen erhdhten MVA nicht mehr gewahrleistet.
Die maximal mogliche Bauhohe betragt 309,00 m tber NN.

Wegen der sich durch Luftfahrhindernisse mit einer Bauhdhe von mehr als 309,00 m ber NN ergebenden
erheblichen Auswirkungen auf die Abwicklung des IFR-Flugbetriebs am Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg
und am Verkehrslandeplatz Schonhagen ist eine luftrechtliche Zustimmung in diesen Fallen nicht moglich.
Etwaige nachtrégliche Anderungen der Windkraftanlagen im Rahmen des §16b Abs. 7 BImSchG sind ebenfalls
von den v. g. Festlegungen betroffen.

Des Weiteren wurde eine Vorprifung bzgl. der Zustandigkeiten hinsichtlich § 18 a LuftVG unter Verwendung der
GIS-Webanwendung beim Bundesaufsichtsamt fir Flugsicherung (BAF) durchgefuhrt. Diese dient zur
Feststellung von  Betroffenheiten  ziviler ~ und/oder  militdrischer ~ Anlagenschutzbereiche  von
Flugsicherungsanlagen. Sind Anlagenschutzbereiche betroffen, ist die Priifung und Entscheidung des BAF
erforderlich, denn gem. § 18 a LuftVG dirfen Bauwerke nicht errichtet werden, wenn dadurch
Flugsicherungseinrichtungen gestort werden kénnen. Die Prifung ergab, dass das BAF nicht ins Verfahren
durch das LfU einzubeziehen ist.
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Die Antragsunterlagen enthielten eine allgemeine Dokumentation zur Ausflihrung der Tages- und
Nachtkennzeichnung an Windkraftanlagen des Typs NORDEX. Unter Beriicksichtigung der v. g. allgemeinen
Dokumentation ist die erforderliche Tages- und Nachtkennzeichnung wie in den Nebenbestimmungen festgelegt
auszufuhren.

Die Tageskennzeichnung am Maschinenhaus ist als Farbanstrich, durch Anbringen eines umlaufend
durchgangig mindestens 2 m breiten Farbstreifens am gesamten Maschinenhaus auszuflihren. Sollten grafische
Elemente in diesem Bereich aufgebracht werden, durfen diese max. ein Drittel der Flache der jeweiligen
Maschinenhausseite einnehmen. Ferner sind die Rotorblattspitzen mit jeweils 3 Farbfeldern (auRen beginnend)
und der Turm mit einem Farbring zu kennzeichnen.

Die Befeuerung (Nachtkennzeichnung) hat auf dem Maschinenhaus in einer Hohe von ca. 183 m zu erfolgen.
Aufgrund der Hohe der Anlagen ist jeweils eine Befeuerungsebene am Turm - auf halber Hohe zwischen Grund
und Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhaus (Hohenpunkt des Feuers inkl. Aufstdnderungen) - bei ca.
91,50 m anzubringen und zu betreiben. Sofern aus technischen Grinden erforderlich, kann bei der Anordnung
der Befeuerungsebenen um bis zu flinf Meter nach oben oder unten abgewichen werden.

Die Ebene am Turm muss aus mindestens 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern aus mindestens 6
Feuern) bestehen. Diese sind gleichmaRig auf den Umfang des Turmes zu verteilen, um sicherzustellen, dass
aus jeder Richtung mindestens 2 Hindernisfeuer sichtbar sind. Einer Abschirmung (Verdeckung) der
Befeuerungsebenen am Turm durch stehende Rotorblatter ist durch Anzahl und Anordnung der Feuer
entgegenzuwirken.

Der geplante Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung wurde durch Vermerk auf dem Datenblatt
zum Luftfahrthindernis / Antrag auf Stellungnahme/Zustimmung vom 04.06.2025, ELIA Marz 2025 - ohne weitere
Ausflihrungen oder Ubergabe von erforderlichen Unterlagen zum geplanten System - angezeigt. Es wurde
seitens der Luftfahrtbehdrde eine Uberschldgige Prifung entsprechend den Vorgaben der AVV LFH
durchgefiihrt.

Unter MaRgabe der in der AVV LFH Anhang 6 Abschnitt 1 benannten Allgemeinen Anforderungen wurde die
beantragte Prufung durchgefiihrt. Demnach mussen alle Anforderungen fur die Nachtkennzeichnung gem. AVV
LFH erfullt sein. Zusatzlich ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung
gemal Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 auszustatten. Dabei ist zu beachten, dass Infrarotfeuer blinkende
Rundstrahlfeuer sind. Die Wellenlange betragt 800 bis 940 nm und die Strahlstarkeverteilung (le) muss innerhalb
der im Anhang 3 - Spezifikation von Feuern zur Infrarotkennzeichnung festgelegten Grenzen verbleiben. Die
Feuer werden getaktet betrieben und sind zu synchronisieren. Die Taktfolge betragt 0,2 hell + 0,8 s dunkel (= 1
Sekunde).

Der regulare Wirkungsraum der BNK wird gebildet durch den Luftraum, der sich um jedes Hindernis in einem
Radius von mindestens 4 000 Metern erstreckt und vom Boden bis zu einer Hohe von nicht weniger als 600
Metern (2 000 FuR [ft.]) Gber dem Hindernis reicht. Der gesamte Wirkungsraum ist zu erfassen.
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Innerhalb des Prufverfahrens wurde auch die Einsatzmdglichkeit einer BNK aus flugsicherungsbetrieblichen
Grinden geprift. Die Standorte der 3 Windkraftanlagen befinden sich innerhalb des kontrollierten Luftraumes
der Luftraumklasse "D" (Kontrollzone Berlin), der am Erdboden beginnt.

Gem. SERA.5005 c) 5. mussen Flige nach Sichtflugregeln bei Nacht eine Mindestflughohe von 1000 Fu® Uber
dem hdchsten Hindernis im Umkreis von 8 km von dem angenommenen Standort des Luftfahrzeuges einhalten,
auler wenn dies fUr Start und Landung notwendig ist. Zu einem groflen Anteil landet bzw. startet der Verkehr,
der sich in einer Kontrollzone bewegt. Die Flugsicherungskontrollstelle (Tower) lenkt diesen Verkehr. Fir eine
sichere, geordnete und flissige Verkehrsabwicklung (§ 27 ¢ LuftVG) ist es daher unerlasslich, dass flr den
Luftfahrzeugfuhrer die rechtzeitige Erkennbarkeit der gesamten Hindernissituation im kontrollierten Luftraum mit
Vertikalbewegungen ab dem bzw. bis zum Erdboden sichergestellt ist.

Hinsichtlich der in Rede stehenden Anlagenstandorte kénnen die aus flugsicherungsbetrieblichen Griinden
bestehen erhebliche Bedenken gegen die Einrichtung einer BNK ausgeraumt werden, wenn der
Wirkungsraumes auf mindestens 10 km um jede Windkraftanlage erweitert wird.

Der Nachweis uber die standortbezogene Erfullung der Anforderungen auf Basis der Prufkriterien gem. Anhang
6 Nr. 2 ist unter Beriicksichtigung relevanter flugbetrieblicher Szenarien bei Durchfiihrung von Testfliigen
mit Nachweis der konkreten Ein- und Ausschaltung der Feuer durch eine BNK beizubringen.

Dem Einsatz einer BNK wird nur unter Vorbehalt der Erweiterung des Wirkungsraumes und
entsprechendem Nachweis zugestimmt. Die Aktivierung darf erst nach Vorlage der dazu benannten
Nachweise und Freigabe durch die LuBB erfolgen.

Die Einhaltung der Anzeigefrist ist unbedingt erforderlich, da die Windkraftanlagen aus Sicherheitsgrinden als
Luftfahrthindernis veroffentlicht werden mussen. Dazu sind durch die Luftfahrtbehorden der DFS Deutschen
Flugsicherung GmbH mind. 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns inkl. der endgultigen Daten
zur Veroffentlichung im Luftfahrthandbuch zur Vergabe der ENR-Nummer zu Ubermitteln.

Die Ubergabe der geforderten Nachweise ist zur Gewahrleistung der Sicherheit des Luftverkehrs und damit zur
Vermeidung von Gefahrensituationen unbedingt erforderlich.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass dem Vorhaben keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb meiner
Zustandigkeit entgegenstehen. Die luftbehordliche Zustimmung It. § 14 Abs. 1 LuftVG ist zu erteilen. Aufgrund
der beabsichtigten Hohe der 3 Windkraftanlagen des Anlagentyps NORDEX N175-6.8 MW mit einer Nabenhohe
von 179 m und einem Rotordurchmesser von 175 m somit einer Gesamthéhe von 266,50 m dber Grund sind
diese als Luftfahrthindernisse einzustufen. Die Zustimmung ist gem. § 12 Abs. 4 LuftVG unter Auflagen der
Tages- und Nachtkennzeichnung sowie der Veroffentlichung zu erteilen. Diese Auflagen sind geeignet, die
offentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere um die von meiner Behdrde zu vertretende Belange der
Sicherheit des Luftverkehrs zu gewahrleisten. Die konkrete Ausfihrung der erforderlichen Kennzeichnung wurde
unter BerUcksichtigung der im Antrag dargestellten Kennzeichnungsvarianten, der Vorgaben der AVV LFHi.V.m.
den Ausfuhrungen in den gutachtlichen Stellungnahmen der DFS GmbH festgelegt.
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Im Weiteren ist festzustellen, dass dem Vorhaben des Einsatzes einer BNK an den hier in Rede stehenden 3
Windkraftanlagen keine Belange der zivilen Luftfahrt innerhalb meiner Zustandigkeit bei Einhaltung der
festgelegten MalRnahmen hinsichtlich des Wirkungsraumes und der Nachweisfuhrung entgegenstehen.

Da die im Anhang 6 der AVV LFH benannten Voraussetzung nicht nachgewiesen wurden, kann dem Einsatz
derzeit nur unter Vorbehalt der Nachreichung der gem. Anhang 6 der AVV LFH erforderlichen Unterlagen und
Nachweise stattgegeben werden.

Unter Beriicksichtigung der im Teil 6 der AVV LFH festgelegten Ubergangsfristen ist die luftbehdrdliche
Genehmigung unter Auflagen/Nebenbestimmungen ist zu erteilen.

Die Antragsunterlagen verbleiben bei der LuBB.

V. Kostenentscheidung nach LuftKostV

Unter Bertiicksichtigung des Arbeitsaufwandes fiir die Bearbeitung des Antrages auf Zustimmung zu v. g.
Bauvorhaben wird eine Gebiihr in Hohe von

festgesetzt.
Die fiir die Bearbeitung und Erteilung der luftrechtlichen Zustimmung erhobene Geblhr ist ohne Abzug an das

Landesamt fur Bauen und Verkehr
IBAN: DE02300500007110401515
BIC: WELADEDDXXX
Landesbank Hessen Thiiringen (Helaba)
unter Angabe des Verwendungszecks: K11400 T 11110 41201 5686 BG/25;
Gz. 41201- 802000101/03915LF/25; LfU Reg-Nr. 50.031.00/25/1.6.2V/T12

ZuU Uberweisen.

Fur das zur Prifung vorgelegte Bauvorhaben ist eine luftrechtliche Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsgesetz
(LuftVG) erforderlich. Da eine Genehmigung im Sinne des BImSchG nur mit v. g. Zustimmung erteilt werden
kann, gilt die Beteiligung durch das LfU als Antragstellung im Sinne des § 31 Abs. 2 Ziff. 9i.V.m. § 14 Abs. 1
LuftVG.
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Die Bearbeitung des Antrages auf Zustimmung nach dem Luftverkehrsrecht zum Bauvorhaben ist nach §§ 1 und
2 der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftkostV) in der jeweils gliltigen Fassung kostenpflichtig. Die
zu erhebende Gebuhr ist It. Abschnitt V Ziffer 13 des Gebihrenverzeichnisses zur LuftKostV innerhalb des
Gebihrenrahmens von ||l unter Bericksichtigung des Aufwandes festzulegen.

Der Bearbeitungsaufwand kann unter Bezugnahme der durchgefuhrten Nachforderungen, Beratungsgesprache
und der durchgeflihrten erforderlichen Beteiligungen als durchschnittlich eingestuft werden. Das angezeigte
Vorhaben dient nach Auswertung der Antragsunterlagen wirtschaftlichen Zwecken.

Da die Zustimmung als Grundlage der Baugenehmigung erteilt wurde, ist der komplette Betrag gem. LuftKostV
auch bei Einstellung oder Ablehnung aus anderen Grlinden durch das LfU an die LuBB zu uberweisen.

VL. __ Sonstige Hinweise fiir die Genehmigungshehdrde

1. Gem. § 18 a Abs. 1 LuftVG teilt das Bundesaufsichtsamt fir Flugsicherung bei Betroffenheiten seine
Entscheidung der fir die Genehmigung des Bauwerks zustandigen Behorde oder, falls es einer
Genehmigung nicht bedarf, dem Bauherrn direkt mit.

2. Fur die Ausfiihrungsbestimmungen ist die AVV LFH in der jeweils glltigen Fassung verbindlich. Erteilte
Zustimmungen aus Beteiligungen im Genehmigungsverfahren, die bei Genehmigungserteilung 2 und
mehr Jahre zurtickliegen, sind daher zur erneuten Uberprifung der LuBB vorzulegen.

3. In der Genehmigung ist auf die Mdglichkeit der Anderung der AVV LFH und dessen Beachtung
hinzuweisen.

4. Ausdriicklich verweise ich darauf, dass Gegenstand meiner Priifung und Beurteilung die Ausflihrung des
Bauvorhabens bis zu den beantragten max. Héhen tber Grund und NN It. Antragsunterlagen vom Méarz
2025, welche mir mit Schreiben vom 20.03.2025 Ubergeben und letztmalig mit E-Mail vom 04.06.2025
erganzt wurden, ist. Sollten diese geandert werden, ist mir das Vorhaben vor Genehmigungserteilung
durch Ihre Behdrde erneut zur Priifung vorzulegen.

5. Jede Anderung der Planung ist der LuBB zur Beurteilung vorzulegen. Ist eine erneute Genehmigung durch
das Landesamt flr Umwelt (LfU) nicht erforderlich, so ist die Anderungsplanung der LuBB direkt zur
Beurteilung und Genehmigung nach § 15 LuftVG vorzulegen

6.  Aus dem Zustandigkeitsbereich der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehdrde Berlin-Brandenburg heraus
ist keine Rechtsgrundlage ersichtlich, die eine Einschrankung der gesetzlich vorgegebenen
Kennzeichnungsalternativen im Einzelfall erlaubt. Sofern sich im Genehmigungsverfahren aus lhrem
eigenen Zustandigkeitsbereich oder aus anderen Bereichen die Notwendigkeit der Festlegung jeweils
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einer bestimmten Kennzeichnungsalternative ergibt, bitte ich dies Ihrerseits zu priifen und zu veranlassen.
Insbesondere kann dies der Fall sein, wenn die Kennzeichnung zum Schutz vor Lichtimmissionen oder
auch hinsichtlich des Landschaftsbildes an die Kennzeichnung bereits vorhandener Anlagen angepasst
werden soll.

7.  Das Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) ist
bzgl. militdrischer Belange (z. B. Schutzbereichsbelange gem. Schutzbereichsgesetz, Freihaltung von
Richtfunkstrecken, Trager oOffentlicher Belange wu.d.) zustandige Behorde wund ggf. vor
Genehmigungserteilung in eigener Zustandigkeit gemal § 30 i.V.m. § 12 ff LuftVG zu beteiligen.

8.  Grundlage meiner Entscheidung ist
e das Luftverkehrsgesetz in der jeweils giiltigen Fassung i.V.m.

e der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 24.04.2020
(AVV LFH) (geandert mit Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023
(veroffentlicht im Bundesanzeiger BAnz AT 28.12.2023 B4).

e die Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) in der jeweils gultigen Fassung
(Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung vom 14. Februar 1984 (BGBI. | S. 346), die zuletzt durch
Artikel 29 der Verordnung vom 11. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 411) geandert worden ist").

9.  Kostenentscheidung nach LuftKostV

Die Entscheidung Uber den Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung ergeht einheitlich (§ 13
BImSchG). Als solche einheitliche Entscheidung beinhaltet diese Entscheidung mehrere offentliche
Leistungen, so auch die luftverkehrsrechtliche Prifung und Entscheidung.

Das LfU als zustandige Genehmigungsbehorde bertcksichtigt die luftverkehrsrechtliche Entscheidung
unmittelbar, so dass das LfU im Rahmen der von ihm zu treffenden einheitlichen Entscheidung dem
Antragsteller auch die nach dem Luftverkehrsrecht zu berechnenden Verwaltungsgebihren in Rechnung
stellt (vgl. VG Potsdam, Beschluss vom 19.06.2018 -VG10L379/14).

Ich bitte mir eine Kopie des durch Ihre Behorde erteilten Bescheides (ohne Antragsakte mit Prifvermerk) zu
Ubergeben.
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Unabhangig davon bitte ich Sie um Information bei Anderungen im Genehmigungsverfahren (z. B. bei
Ablehnung, Antragsriicknahme, Plananderungen, Widerspriichen etc.).

Mit freundlichen GriRen
Im Auftrag
gez. Malte Preufy

Dezernatsleiter 41 )
Fachplanung, Umwelt-, TOB-Angelegenheiten

Das Dokument ist digital erstellt, elektronisch schlussgezeichnet und ohne Unterschrift gultig.




E\_ Gemeinsame

= &' Obere Luftfahrtbehorde
LAND Berlin - Brandenburg
BRANDENBURG BERLIN i
r'{LBV
Gemeinsame Obere Lufifahrtbehdrde Berlin Brandenburg  » MittelstraBe 5/5a + 12529 Schénefeld L J tiadﬁesri?}g rmr Bauen

Landesamt fir Umwelt

Technischer Umweltschutz - T12 Siid
Postfach 60 10 61

14410 Potsdam

EL.DoK Zeichen Bearbeiter Telefon Datum
110-41-802000101/2025-318 Frau Lehniger 03342 4266 4114 05.06.2025
internes Zeichen:

41201-802000101/03915LF/2025

Kostenfestsetzung zur Priifung der Zustimmungsfahigkeit gem.§§ 31iVm14 LuftVG

3 Windkraftanlagen - Typ NORDEX N175-6.8 MW - NH 179 m mit 267 mGND in 14715 Trebbin OT
Christinendorf (WP Liidersdorf Trebbin Ill)

Zahlungsaufforderung
Antrag vom: 20.03.2025
BehdrdenGZ: 50.031.00/25/1.6.2V/IT12
Zum Bescheid vom: 05.06.2025

Der Zahlbetrag ergibt sich aus:
der LuftKostV vom 14.02.1984 (BGBI.| S. 346) in der jeweils glltigen Fassung.

Betrag in Euro
Anlage und Betrieb von Flugplatzen
Zustimmg.zur Baugenehm. 0. Genehmig. der Errichtg. eines Luftfahrthindernisses

Gesamtbetrag in EUR: ﬁ

Geben Sie bitte als Verwendungszweck unbedingt an:
Kapitel 11400, Titel: 11110 und die Registriernummer 41201 5686 BG

Die hier zitierten Rechtsgrundlagen kénnen beim LBV eingesehen werden.

Bankverbindung: Landesbank Hessen-Thiringen (Helaba)
IBAN:DEO2 3005 0000 7110 4015 15  BIC-Swift: WELADEDD
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Anlage Forst 1 "Karte Waldumwandlungsflache"

Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flursticke 19, 47, 48, 51, 52, 53, 114

GroRe der dauerhaften Waldumwandlung: 2.200 m?
GrofRe der zeitweiligen Waldumwandlung: 7.817 m?
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Flurstiicksgrenze mit Flursticksnummer
aus Amtlichen lageplan vom 04.12.2024

Zuordnung gem. Leitfaden des Landesbetriebs
Forst Brandenburg (LFB)

B 2.1 - Kranstellfiache - dauerhafte WU
3.1 - Baustelleneinrichtung - zeitweilige WU
I 4.1 - Fundament - dauerhafte WU

F1 - Nutz der gesamten Weggrundflache
vorhandener Waldwege

F7 - Kurven-/Wenderadien sowie
Lichtraumprofil ohne Bodeneingriff (keine WU)
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© GeoBasis-DE/LGB, dI-de/by-2-0, 2025
a W m;‘(érzer.(-i--. T A (085 ol

. 7 T Gro N i N Grol8 Mach

Gilaue TN /;/j dorf/ Schulzendors \Glienick ’ /.
4 i N[ 4 |

S8 -‘Q./_"LE\:‘ Iy x"-."\ Q Dabenj’(\i‘- MI]

X ~dor |4

ﬂ bs}f:rheﬁ{f'/ = A==
- Glau },ﬁf E},ﬁlmw .+ Werben N DA
€ = P “uled” Schiinow aris

, Ny CHTLL Med

el ) P Chisinon. Jy e e

Q1 - )

& f , Rl /)

& i o 57 Jorf 7% Nunsdorf { o=l
s N Hoistfétde />
.-/ TREBBIN /A by

Y "Kﬁcstﬁziif-\!.'; lein

[2]

/ c Saalow .
noorfy = A

. G b LW X
i “x,_/Gadsdort M’;g]}i:'ﬂ\ .\\ I
! At (%) e \
smiihle Wi W Y Rghagen | 1| (;I/sep? \\¢
e iestn- \ . wa\ Winsdor
N A hégen Kummersdorf=_ O3xl) (- org \\L
i | ] N f NN e ¥

Windpark Ludersdorf-Trebbin Ill

Waldumwandlung

Brandenburg, Landkreis Teltow-FIdming

MaRstab: 1:2.500 0 20 40 60m

BlattgréfRe: DIN A3 Datum: 25.04.2025

Bearbeitung: -~
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Vorhabentrager: NOTUS energy Plan
GmbH & Co. KG
Parkstralie 1
14469 Potsdam
EL



RolleL
Textfeld
Anlage Forst 1 "Karte Waldumwandlungsfläche"
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12
Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flurstücke 19, 47, 48, 51, 52, 53, 114
Größe der dauerhaften Waldumwandlung: 2.200 m²
Größe der zeitweiligen Waldumwandlung: 7.817 m²



Absender (bitte in Druckbuchstaben ausfiillen)
Vorname, Name:

Strale:

PLZ, Ort:

Landesbetrieb Forst Brandenburg — untere Forstbehorde —

Anlage Forst 2 "Vollzugsanzeige Waldumwandlung"

Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flursticke 19, 47, 48, 51, 52, 53, 114
GroRe der dauerhaften Waldumwandlung: 2.200 m?

GroRe der zeitweiligen Waldumwandlung: 7.817 m?

Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart gemaR § 8 LWaldG 1)

MaBnahmebeginn Waldumwandlung - Vollzugsanzeige -
zum Bescheid vom: Az.:

Zweck der Waldumwandlung:

in der Gemarkung:

Hiermit zeige/n ich/wir dem Landesbetrieb Forst Brandenburg (untere Forstbehdrde) die Durchfiihrung der
[ zeitweiligen / [_] dauerhaften Nutzungsartenénderung/Waldumwandlung (Rodungsarbeiten) in der Zeit
vom

bis voraussichtlich

an.

Folgende Nebenbestimmungen des Bescheides sind Voraussetzung zum Vollzug der Umwandlung. Diese
habe/n ich/wir erfillt.

[ Walderhaltungsabgabe in Hohe von: Euro erbracht am:

[] Sonstige:

Ort, Datum

Unterschrift

1) Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBI. /04, [Nr.06], S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Formular Stand 23.09.2025; Bearbeiter: B. Friedrich


RolleL
Textfeld
Anlage Forst 2 "Vollzugsanzeige Waldumwandlung"
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12
Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flurstücke 19, 47, 48, 51, 52, 53, 114
Größe der dauerhaften Waldumwandlung: 2.200 m²
Größe der zeitweiligen Waldumwandlung: 7.817 m²



Absender (bitte in Druckbuchstaben ausfillen)

Vorname,
Name:

StralRe:
PLZ, Ort:

Landesbetrieb Forst Brandenburg - untere
Forstbehdrde -

Anlage Forst 3 "Vollzugsanzeige Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen"
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart gemal3 8 8 LWaldG "
MalBnahmebeginn Ersatzmalinahmen - Vollzugsanzeige Ersatz-

zum Bescheid vom: Az

Zweck der Waldumwandlung:

in der Gemarkung: Gemarkungsnummer:

ErsatzmalBnahmeflache: Gemarkung;:
Gemarkungsnummer:
Flur:
Flurstuck:

Hiermit zeige/n ich/wir dem Landesbetrieb Forst Brandenburg (untere Forstbehdrde)
die Durchfuhrung der ErsatzmalBnahmen als

[ ]ErstmaRnahme

[ ] Nachbesserung

auf zuvor bezeichneten Grundstlcken in der Zeit vom bis voraussichtlich
an.
Folgende ErsatzmalBnahme ist laut Bescheid gefordert:

Malinahme Baumart Stuckzahl Herkunft Waldrand Zaun

Kopie der Lieferscheine und Pflanzplan liegen bei

[ ] werden nachgereicht.

Ort, Datum Unterschrift

1) Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBI. I. S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Formular Stand: 24.06.2022, Bearbeiter: B. Friedrich


RolleL
Textfeld
Anlage Forst 3 "Vollzugsanzeige Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen"
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12
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Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flurstticke 19

GroBe der Erstaufforstung: 3.763 m?

| Anlage Forst 4 "Karte Erstaufforstung"

0¢
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Anlage Forst 4 "Karte Erstaufforstung"
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12
Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flurstücke 19
Größe der Erstaufforstung: 3.763 m²



Anlage Forst 5 "Ausfuhrungsplanung und Pflanzplan" (3-seitig)
Reg.-Nr.: 50.031.00/25/1.6.2V/T12

Gemarkung Christinendorf, Flur 3, Flursttcke 19

GroRe der Erstaufforstung: 3.763 m?

Vorhabentrager

Notus energy Plan GmbH & Co. KG MaRnahmen-Nr.

MaRnahmenblatt

Bezeichnung des Vorhabens
Errichtung und Betrieb von 3 WEA im
Windpark Liidersdorf-Trebbin IlI

M2neu

EAF Trebbin- Umwandlung von AL in Laubnadelmischwald

Konflikt/ Beeintrichtigung

Bei Umsetzung der Planung fiir die Errichtung der WEA 1 im Projekt Windpark Liidersdorf-Trebbin Il (insg. 3 WEA)
kommt es zu einem Kompensationsbedarf in Héhe von

- 2.957 m*> Waldbiotope (BNatSchG)
- 3.763 m? Erstaufforstung (LWaldG) (Anrechnung fiir dauerhaft 2.200 m?, fir zeitweilig 1.563 m?)

MaRnahme

Die MaRnahme M2neu umfasst insgesamt 3.763 m? und befindet sich unweit des Eingriffs in der Gemeinde
Trebbin, Gem. Christinendorf, Flur 3, Fist. 19.

Dabei handelt es sich um eine intensiv landwirtschaftlich genutzte Ackerflache (AL), von der insgesamt 3.763 m?
fir die Kompensation der Eingriffe in den Wald vorgesehen ist. Ein weiterer Teil des Flst. wird aus der intensiv
landwirtschaftlichen Nutzung entnommen und extensiv bewirtschaftet (M1neu).

EAF Trebbin

Auf 3.763 m? sind gebietsheimische und standortgerechte Laub- und Nadelgehélze, wie Gemeine Kiefer,
Sandbirke, Traubeneiche als Erstaufforstung zu pflanzen. Die nach der Baumartenmischungstabelle
vorgeschlagenen Arten wurden durch ein Standortgutachten®! und mit dem zustindigen FoA? konkretisiert. Im
Ubergangsbereich zum Extensivgriinland erfolgt eine typische Waldrandgestaltung. Dabei soll eine Breite von ca.
6 m (3-reihig) entlang der Grenze zum Offenland erreicht werden.

Zwischen bestehendem Wald und geplanter M2neu verlauft ein Weg, der erhalten bleiben soll.

Ziel

Durch die flachige Neuanlage von Wald auf vormals Ackerflache werden die Eingriffe in den Wald durch die WEA
1 gem. LWaldG und BNatSchG kompensiert. Die MalRnahme hat eine multifunktionale Wirkung. Die neu
entstandene, naturnahe Waldflache mit dem strukturreichen Waldrand, stellt ein Biotop mit héherwertiger
Funktion flr Boden, Flora und Fauna dar, welche multifunktional angerechnet werden kénnen.

Kompensationspotenzial

LWaldG
BNatSchG

Wald-Biotope: 3.763 m? Erstaufforst
Biotope: 3.763 m? Erstaufforstung aia-blotope M- Erstautiorstung
Boden: 1.882 m? (gem. HVE Faktor 2:1)

! Waldkonzepte ® (2025): Standortgutachten. Erstaufforstungsfliche. Gemarkung Christinendorf, Flur 3,

Flurstiick 19.
2
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Baumarten

Empfohlene Baumarten nach Baumartenmischungstabelle (BMT) und dem FoA fiir den Hauptbestand:

Das Standortgutachten verweist nach Baumartenmischungstabelle (BMT) im trockenen Tieflandklima zum Anbau bei den
Haupt- und Mischbaumarten (bis 50%) auf mehrere Baumarten. In Abstimmung mit dem zustdndigen Forstamt sind
folgende Arten empfohlen (je nach Pflanzeverfiigbarkeit):

Gemeine Kiefer (50%), Gemeine Birke (Sand-Birke) 20%) und Trauben-Eiche (30%)

Empfohlene Baumarten fiir die Waldrandgestaltung:

Eine Auswahl der im Standortgutachten vorgeschlagenen Arten (Nahrstoffforderung gem. Gutachten zu bertcksichtigen):
Wild-Apfel, Aspe, Wild-Birne, Besen-Ginster, Hecken-Rose, Gemeine Eberesche, Faulbaum, Gemeine Birke (Sand-Birke),
Gemeiner Wacholder Gemeine Hainbuche, Hunds-Rose, Winter-Linde,

Dringende Kompensationskalkung bei:

Zweigriffeliger WeiRdorn, Eingriffeliger WeiRdorn, Gemeine Berberitze

In Bezug auf die Gefahr von Austrocknung, Friih- und Spéatfrosten empfiehlt es sich einen lichten Vorwald anzulegen, wel-
cher z.B aus Birke, WeiRerle und Larche besteht. Alternativ ist auch die Anlage einer Pflanzenschutzdecke denkbar.

Pflanzplan

Nachfolgend empfohlene Pflanzdichten (rechnerisch je Hektar) — auf die Flache umgerechnet:
Gemeine Kiefer: 8.000 Stiick/Hektar — ca. 3.010 Stlick

Gemeine Birke: 6.000 Stiick/Hektar — ca. 2.258 Stiick

Traubeneiche: 6.000 Stiick/Hektar — ca. 2.258 Stlick

Waldrand: 4.000 Stlick/Hektar

Die Anzahl der je Art zu pflanzenden Pflanzen ist in Abb. 1 dargestellt

e  Waldrand: 3-reihig (ca. 6 m)

e Pflanzgut: 1+0 oder 2+0, 30/50 cm, Herkiinfte entspr. Forstvermehrungsgutgesetz
e  Flachenvorbereitung: Anlage von Pflugstreifen, Abstand ca. 2m

e  Flachensicherung: ca. 1,60m hoher Wildschutzzaun

e  Ggf. Monitoring Kurzschwanzmause, ggf. tierschutzgerechte Mausebekampfung

Biotopentwicklungs- u. Pflegekonzept

Details zu Pflegekonzept sind ggf. von der Behorde zu erganzen.
e Fertigstellungspflege 1. Gehdlzpflanzung
e Entwicklungspflege 2. bis 3. VP, mehrmaliges Wassern, Entfernen von Stéraufwuchs, Erziehungsschnitt,
ggf. Reparaturen und Nachpflanzung
e Unterhaltungspflege 4. bis 20. VP, Entfernen von Storaufwuchs, ggf. Reparaturen und Nachpflanzung,
Verbiss- und Fegeschutz durch Verbissschutz um die Pflanzung bzw. Wildschutzzaun

Zeitpunkt der Durchfiihrung:
[ vor Baubeginn [ wahrend der Bauzeit nach Fertigstellung des Vorhabens

Beeintrachtigung:
L1 vermieden L] vermindert ausgeglichen L] nicht ausgleichbar

Betroffene Grundflachen u. vorgesehene Regelung

FlachengréBe der MaBnahme: Sicherung: Ort:
Fliche insgesamt 3.763 m? Vertragliche Sicherung der Gemeinde Trebbin, Gem.
Malnahme privat Christinendorf, Flur 3, Flst. 19




Empfohlene Pflanzdichten

Pflanzenart Forstrechtlich

| Hauptbestand |
20% Gemeine Birke (GBI) |

30% Traubeneiche (TE) ___| :
301
ingriffeliger WeiBdorn

Heckenose |

Christinendorf;
Fr®

Abbildung 1: M2neu EAF Christinendorf mit Waldrand (Flst. 19, Flur 3, Gemarkung Christinendorf)

Legende

Pflanzplan Erstaufforstung
-: forstrechtlich: 3.763 m?
Hauptbestand:
50% Gemeine Kiefer (GKI)
20% Gemeine Birke (GBI)
30% Traubeneiche (TEI)

Waldrand entlang Offenland

Gemarkung Christiendorf, Flur 3,
Flurstiick 19

Kartengrundlage:
© GeoBasis-DE/LGB,
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WP Liidersdorf-Trebbin Il
Pflanzplan
Erstaufforstung M2 neu
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